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Lasst Gaza nicht verhungern!
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Editorial Intifada Nr. 24

Die Machtübernahme der Hamas im 
Gazastreifen ist im Grunde nichts an-
deres als die Durchsetzung der Wahl-
ergebnisse vom vergangenen Jahr. Mit 
allen möglichen Mitteln versuchten 
der Westen, Israel und die Fatah, das 
demokratische Wahlergebnis zu miss-
achten. International wurde ein Hun-
gerembargo verhängt, die gewählten 
Regierung nicht anerkannt und die 
unterlegene Fatah samt ihrer Milizen 
und Geheimdiensten aufgerüstet.

Die Hamas unternahm seit ihrem 
Wahlsieg zahlreiche Versuche, einen 
Kompromiss zu fi nden. Dazu zählt 
auch die Bildung einer Einheitsregie-
rung mit der Fatah. Doch sowohl der 
Westen als auch die Fatah setzten ihre 
Obstruktionspolitik fort. Fatah wollte 
die Macht einfach nicht abgeben und 
auch der Westen wollte seine willfäh-
rigen Handlanger trotz offensicht-
licher Korruption, Misswirtschaft und 
Bereicherung nicht durch die Vertreter 
des Volkswiderstands ersetzt sehen.

Wenn nun in den westlichen Me-
dien davon die Rede ist, dass die Ha-
mas im Juni 2007 einen Putsch verübt 
und überdies das Land in einen Bür-
gerkrieg gestürzt hätte, so sprechen die 
Fakten eine andere Sprache. Die Fatah 
hat es sowohl der Hamas als auch der 
späteren Regierung der Nationalen 
Einheit praktisch verunmöglicht zu re-
gieren. Ihre Kräfte haben vor allem in 
Gaza eine ständige Situation des Kon-
fl iktes provoziert, solange bis schließ-
lich eine Entscheidung notwendig war. 
Die Regierung aufzulösen, die Hamas 
für illegal zu erklären und jeden Dialog 
zu verweigern – das ist der tatsächliche 
Putsch gegenüber der einzig demokra-
tisch legitimierten Regierungspartei. 
Und diesen Akt hat Mahmud Abbas – 
unter dem tosenden Applaus des We-
stens – gesetzt.

Jetzt wird Gaza, mehr noch als zu-
vor, ausgehungert. Und die Welt, auch 
die arabische, schaut zu, ja, macht bei 
der Hungerblockade mit. Was ist das, 
wenn nicht ein schleichender Völker-
mord? Dem gilt es mit aller Entschie-
denheit entgegen zu treten und von 

der Welt zu fordern, das palästinen-
sische Volk seine freie und demokra-
tische Willensäußerung nicht mit dem 
Hungertod bezahlen zu lassen.
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Die Ereignisse, die Mitte Juni im Gaza-
streifen stattfanden, haben weltweit 
für Aufruhr gesorgt. Während die 
westlichen Medien von einem „Got-
tesstaat“ in Gaza sprachen und gegen 
die islamische Widerstandsbewegung 
Hamas hetzten, löste der Präsident der 
palästinensischen Autonomiebehörde 
(PNA) Mahmud Abbas putschartig 
die Regierung auf und rief eine „Not-
standsregierung“ aus.

Dieser Putsch von Abbas, eine de-
mokratisch gewählte Regierung aufzu-
lösen und eine Terrorwelle im West-
jordanland zu lancieren, wurde von 
den westlichen Staaten begrüßt. Die 
Blockade des Gazastreifens wurde ver-
schärft, wobei den Straßenkämpfern 
der Fatah freies Geleit ins Westjordan-
land und nach Ägypten gewährt wur-
de. Die offi  ziellen Medien Palästinas 
betreiben heute in Palästina, in der 
arabischen Welt und im Westen eine 

Diff amierungskampagne. Es sind da-
her einige Punkte zu klären, um die 
Ereignisse in den palästinensischen 
Gebieten zu verstehen.

Im Januar 2006 fanden im besetz-
ten Westjordanland und Gazastreifen 
Parlamentswahlen zur Autonomiebe-
hörde statt. Die Hamas wurde mit 
überwältigender Mehrheit gewählt. 
Dieser Wahlsieg der Hamas war eine 
Stellungnahme der Mehrheit der Be-
völkerung der besetzten Gebiete gegen 
die Korruption der mafi ösen, von Fa-
tah geführten PNA. Die Bevölkerung 
hat klar für den Widerstand gegen die 
Besatzung und gegen den Kollaborati-
onskurs gestimmt, der nach dem Oslo-
Abkommen von Fatah eingeschlagen, 
und nach dem Tod Arafats von Abbas 
beschleunigt wurde.

Die westliche Reaktion auf den 
Wahlsieg der Hamas war, alle Hilfs-
gelder an die PNA, deren aufgebläh-

ter Bürokratie-, und Sicherheitsappa-
rat bislang von EU-Geldern abhängig 
gewesen war, zu sperren. Die west-
lichen Gelder flossen nunmehr an 
Abbas, um seine „Präsidentengarde“ 
zu einer kampffähigen Truppe auf-
zubauen.

Die Fatah weigerte sich, an einer 
Einheitsregierung teilzunehmen und 
setzte auf den Sturz einer Hamas-Al-
leinregierung durch „internationalen“ 
Druck.

Schon in den ersten Tagen nach 
den Wahlen drohte die seit 15 Jahren 
regierende Fatah mit Bürgerkrieg, falls 
die neue Regierung die Positionen und 
Interessen der Führer im aufgeblähten, 
fast ausschließlich mit Fatah-Mitglie-
dern besetzten und schließlich korrup-
ten Behördenapparat gefährden wür-
de. Durch weitere Bankenblockaden 
wurde die Auszahlung jeglicher Geld-
er an die Regierung verhindert. Wäh-

Vom Westen unterstützt:

Abbas putscht gegen die gewählte 
palästinensische Regierung
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rend die Hamas-Minister versuchten, 
Spendengelder buchstäblich ins Land 
zu schmuggeln, um die Gehälter der 
nun seit Monaten unbezahlten Be-
amten auszuzahlen, schaff te die kor-
rupte Fatah-Führungsriege ihr Geld 
aus dem Land.

Fatah nützte die Unzufriedenheit 
im mehrheitlich von ihren Funktio-
nären besetzten PNA-Apparat, um 
eine Welle des Chaos im Land aus-
zulösen. Die Fatah-Funktionäre er-
zwangen mit Gewalt einen Beamten-
streik und stürmten und sabotierten 
mehrmals das Parlament und ande-
re von Hamas verwaltete Behörden. 
Die Polizeiapparate, auch durchwegs 
mehrheitlich von der Fatah besetzt, 
weigerten sich, den Anweisungen des 
Innenministers zu folgen, was die Ha-
mas dazu zwang, einen eigenen Sicher-
heitsapparat, die „Exekutive-Truppen“ 
aufzustellen. Diese wurden von Ab-
bas nicht anerkannt und es war nur 
eine Frage der Zeit, bis diese in Kon-
fl ikt mit den Fatah-Apparaten gera-
ten würden.

Dieser Konfl ikt trat ein und seit 
September 2006 war der Alltag in 
Gaza von den Zusammenstößen der 
beiden Organisationen geprägt. An 
Eskalation nicht interessiert, bemühte 
sich die Hamas um einen Kompromiss 
mit der Fatah. Die Fatah trieb aber die 
Eskalation weiter und alle Abkommen 
wurden von den „unkontrollierbaren“ 
Milizen sabotiert. Fatah benützte den 
Dialog ausschließlich dafür, die Ha-
mas zu immer weiteren politischen 
Zugeständnissen im Sinne der isra-
elischen und der westlichen Anwei-
sungen zu drängen.

Nach einer Reihe gescheiterter 
Vermittlungsversuche seitens der ara-
bischen Regierungen, vor allem Ägyp-
tens und Jordaniens, gelang es dem 
saudi-arabischen König Abdullah, die 
obersten Vertreter der beiden Organi-
sationen zu direkten Verhandlungen 
nach Mekka zu bringen. Diese Ver-
mittlungsversuche waren jedoch in der 
Quintessenz nicht mehr als verschlei-
erter Druck auf die Hamas, einseitig 
und ohne jede Gegenleistung die be-
waff neten Aktionen gegen Israel ein-
zustellen, Israel direkt oder indirekt 
anzuerkennen und die Schlüsselpo-

sitionen der Autonomieregierung an 
die Fatah abzugeben.

Die saudische Initiative kam im 
Kontext der allgemeinen Eskalation 
und Isolierungsversuche gegen den 
Iran und Syrien, der medialen Stim-
mung der Hetze gegen die Schiiten 
und der Zuspitzung der Lage im Irak 
und im Libanon. Saudi-Arabien ver-
suchte hier eine politische Führungs-
rolle im regionalen Geschehen zu 
erlangen, um wenigstens den Wider-
stand in Palästina zu neutralisieren, 
falls es zu einer westlichen Eskalation 
gegen den Iran (mit all ihren regio-
nalen Folgen) kommen sollte.

Im Februar 2007 unterzeichne-
ten die beiden Organisationen ein 
Abkommen, das von den fortschritt-
lichen Kräften stark kritisiert und als 
eine Kapitulation der Hamas gesehen 
wurde. Hamas versprach, alle von der 
PLO unterzeichneten Abkommen (in 
diesem Fall ging es um das Oslo-Ab-
kommen) zu respektieren. Eine Regie-
rung der Nationalen Einheit wurde 
gebildet, in der die Hamas zwar den 
Regierungschef stellte, jedoch auf alle 
ausschlaggebenden Ministerien ver-
zichten musste.

Da die Verhandlungen zur Re-
gierungsbildung erst nach dem Ab-
kommen liefen, das heißt nachdem 
Hamas vor allem „die von der PLO 
unterzeichneten Abkommen“ respek-
tiert hatte, hatten Abbas und Fatah 
die Oberhand. Obwohl die Hamas 
die Position des Regierungschefs und 
der meisten Minister behielt, bekam 
die Fatah die ausschlaggebenden Po-
sitionen der Regierung zugesprochen: 
das Außen-, und das Finanzministe-
rium. Das Informationsministerium 
ging an den liberalen Mustafa Bar-
ghuti. Für das wichtige und lange 
umstrittene Innenministerium wur-
de nach mühsamen Verhandlungen 

eine parteilose Person vereinbart. Der 
neue Innenminister musste gleich 
nach dem Amtsantritt feststellen, 
dass ihm durch ein Dekret des Präsi-
denten Abbas alle Kompetenzen ent-
zogen wurden. Abbas ernannte Mu-
hammad Dahlan, den Fatah-Führer in 
Gaza, zum „Sicherheitsberater“. Die-
ser sollte de facto die Sicherheitsappa-
rate in Gaza kontrollieren. Dahlan ist 
die Hauptfi gur der Sicherheitskoordi-

nation mit den Israelis, der Hauptver-
antwortliche für die Zusammenstöße 
mit Hamas und schließlich der starke 
Mann innerhalb der Fatah. Dieser Be-
schluss lähmte den „neutralen“ Innen-
minister und hinderte die Integration 
der von Hamas gebildeten „Exekuti-
ve-Truppen“ in die Sicherheitstruppen 
der PNA. Die Ernennung Dahlans 
war somit nichts anderes als eine Pro-
vokation, die der Regierungsbildung 
jeden Sinn entzog.

Daher war es nur eine Frage der 
Zeit, bis die militärischen Auseinan-
dersetzungen wiederaufgenommen 
würden, was tatsächlich geschah und 
nur durch die israelischen Angriff e 
zeitweise unterbrochen wurde.

Die Fatah bereitete systematisch 
ihren Putsch gegen die Regierung vor. 
Waff en und Gelder fl ossen ununter-
brochen an die Fatah-Milizen. Dahlan 
bewegte seine „Präventivsicherheits-
truppen“ zu mehreren Aktionen und 
Morden gegen Hamas-Funktionäre in 
Gaza. „Unbekannte“ griff en Journa-
listen und ausländische Vertretungen 
an. Ein Zustand des „kreativen Cha-
os“ wurde geschaff en und die „Ein-
heitsregierung“ war somit handlungs-
unfähig.

Dies konnte nur geschehen, nach-
dem Abbas und Dahlan die opposi-
tionellen Kräfte innerhalb der Fatah-
Bewegung ausgeschaltet hatten. Die 
Milizen von Dahlan hatten der isra-
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elischen Armee klare Hinweise über 
jene Fatah-Kräfte gegeben, die gegen 
die Pläne von Abbas und Dahlan wa-
ren, sodass diese Kräfte neutralisiert 
werden konnten.

Und so geschah es am 14. Juni 
2007, dass Hamas ein für alle Mal 
mit den Apparaten von Dahlan und 
seiner Gefolgschaft abrechnete. Der 
schnelle Kollaps der Dahlan-Trup-
pen war nicht einmal von den Angrei-
fern erwartet worden. Die Fatah-Füh-
rung verließ Gaza in Richtung Israel, 
Ägypten, Jordanien und schließlich 
Ramallah. Die Kämpfer ergaben sich 

und die Machtzentren von Abbas und 
Dahlan in Gaza fi elen sukzessive. In 
drei Tagen brachten die „Exekutive-
Truppen“ den gesamten Gazastreifen 
unter ihre Kontrolle. Bei der Mehrheit 
der Bevölkerung herrschte allgemeine 
Freude, als die Polizeistationen und 
Gefängnisse der berüchtigten „Prä-
ventivsicherheit“, einst durch Folter 
und Horrorgeschichten bekannt, in 
die Hände der Hamas fi elen. Die mi-
litärische Entscheidung kostete insge-
samt 120 Menschenleben, ein viel ge-
ringerer Blutzoll als jener, welchen die 
Provokationen der Fatah und die be-
grenzten Konfrontationen der letzten 
Monate gefordert hatten (400). Ein 
weiterer Grund für die schnelle Ent-
scheidung war die Tatsache, dass ein 
wesentlicher Teil der Fatah sich wei-
gerte, an den Kämpfen teilzunehmen. 
Die betroff ene Führung war selbst in-
nerhalb der Fatah-Reihen unbeliebt. 
Die verbliebenen Fatah-Führer in 
Gaza begrüßten den von Hamas ge-
wagten Schritt, die „korrupte Bande“ 
zu beseitigen, riefen zu einem natio-
nalen Dialog auf und verurteilten die 
Politik von Abbas.

Lernunfähig oder vom Ausland 
gesteuert, reagierten Abbas und Fatah 
mit einem wahren Putsch im Westjor-

danland. Fatah-Funktionäre griff en 
Hamas-Mitglieder an. Als Rache für 
die Hinrichtung des Führers der Aqsa-
Brigaden in Gaza wurden in Nablus 
zwei Hamas-Aktivisten entführt und 
ermordet. Die Büros und zivilen Ein-
richtungen der Hamas sowie alle Be-
hörden unter Hamas-Verwaltung wur-
den angegriff en.

Parallel dazu führte Abbas einen 
politischen Putsch durch und erklärte 
den Notstand: Die Regierung der Na-
tionalen Einheit wurde aufgelöst, das 
Parlament außer Kraft gesetzt und eine 
Notstandsregierung gebildet. In seiner 
Rede vor dem Zentralrat der PLO be-
zeichnete er die Hamas als Mörder-
bande und lehnte jeden Dialog mit 
ihr ab. Daraufhin wurde die Geldblo-
ckade der EU und der USA aufgeho-
ben und die Gelder fl ossen wieder an 
die umstrittene Notstandsregierung. 
Parallel dazu gab Israel eingefrorene 
PNA-Gelder frei und erklärte seine 
Unterstützung für Abbas. Gleichzeitig 
verhängte Israel eine Hungerblockade 
über Gaza. Strom und Treibstoff  wur-
den abgedreht und die Grenzen in Ko-
ordination mit dem ägyptischen Re-
gime geschlossen.

Am Montag, den 25. Juni, fin-
det in der ägyptischen Stadt Sharm 
al-Sheikh ein Gipfeltreff en statt, bei 
dem neben Abbas und dem israe-
lischen Primärminister Ehud Olmert 
auch der jordanische König Abdullah 
und der ägyptische Präsident Mubarak 
die Maßnahmen gegen Hamas koor-
dinieren werden. Erwartet wird eine 
scharfe Hungerblockade über Gaza 
und eine israelische Militäreskalation. 
Beide sollen dazu dienen, den Boden 
für internationale Truppen zu ebnen. 
Die Regierung von Abbas ist zur di-
rekten Kollaboration übergegangen, 
um den Widerstand in Gaza ein für 
alle mal zu beseitigen.

Es ist noch off en, ob die unzufrie-
denen Fatah-Aktivisten diese korrupte 
Führung lange dulden werden. Stim-
men werden lauter, die die korrupte 
Bande von Gaza vor Gericht stellen 
wollen. Abbas und seine Gefolgschaft 
werden für die schmachvolle Nieder-
lage in Gaza verantwortlich gemacht. 
Große Teile der Fatah sind mit der 
Kollaborationspolitik von Abbas nicht 

einverstanden. In Gaza hat tatsäch-
lich eine Spaltung der Fatah stattge-
funden, die auch auf das Westjordan-
land übergreifen könnte. Erfolgt ein 
Wechsel in der Fatah-Führungsspitze, 
so ist ein weiterer Dialog zwischen den 
beiden großen Organisationen mög-
lich. Die Fatah steht heute vor der hi-
storischen Entscheidung, die Beseiti-
gung der korrupten Gaza-Bande für 
eine Reform innerhalb der Bewegung 
zu nützen, oder andernfalls ihre Ge-
schichte als Hauptträgerin des palä-
stinensischen Anspruchs auf Selbstbe-
stimmung in der unrühmlichen Rolle 
des direkten Kollaborateurs mit der is-
raelischen Besatzung zu beenden.

Die Hamas, die sich bis jetzt so-
wohl in Gaza als auch im Westjord-
anland zurückhält und die Deeskala-
tion sucht, steht auch vor mehreren 
Optionen. Die kommenden Wochen 
werden zeigen, ob der Machtwechsel 
in Gaza ein Wechsel zugunsten des 
Widerstands oder ein Wechsel des Si-
cherheits- und Verhandlungspartners 
der Israelis ist.

Es ist die Basis beider Bewegungen, 
die diese Fragen entscheiden wird.

Arabischer Palästina-Club
Wien, 24. Juni 2007
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Das Abkommen von Mekka, unter-
zeichnet am 8. Februar 2007 zwi-
schen Hamas und Fatah, beinhaltet 
Folgendes:
1. das sofortige Einstellen aller inner-

palästinensischen Gewaltaktionen
2. die Bildung einer Regierung der 

Nationalen Einheit
3. die Reform der PLO und
4. das Festhalten an der politischen 

Partnerschaft und am politischen 
Pluralismus im Rahmen der Ge-
setze der PNA.

Wichtiger als die eher allgemein gehal-
tenen Punkte des Abkommens war der 
darauf folgende offi  zielle Auftrag von 
Präsident Abbas von der Fatah an Mi-
nisterpräsident Haniyyah von der Ha-
mas, eine neue Regierung zu bilden. 
Indem die Hamas die Regierung auf 
der Basis dieses Auftrags bildete, er-
kannte sie zugleich ihren politischen 
Inhalt an, insbesondere den dritten 
und letzten Punkt: „Wir rufen Sie als 
Premierminister auf, sich an die ho-
hen Interessen des palästinensischen 
Volkes zu halten, seine Rechte zu be-
wahren, seine Errungenschaften zu be-
schützen und auszubauen, wie von den 
Resolutionen des Nationalkongresses, 
den Paragraphen des PNA-Grundge-
setzes, dem Dokument der Nationalen 
Versöhnung und den Beschlüssen der 

Gipfeltreff en der Arabischen Liga dies-
vorgesehen ist. Auf dieser Grundlage 
rufen wir Sie auf, die Resolutionen 
der Weltgemeinschaft und der von der 
PLO unterzeichneten Abkommen zu 
respektieren.“

Die Tatsache, dass die Einheitsre-
gierung auf dieser Basis gebildet wurde, 
bedeutete eine indirekte Anerkennung 
der „Resolutionen der internationalen 
Gemeinschaft“ durch die Hamas und 
noch signifi kanter „der von der PLO 
unterzeichneten Abkommen“, womit 
zweifellos das Oslo-Abkommen ge-

meint ist.
Dieser letzte Punkt war letztend-

lich das Ziel der Verhandlungen von 
Mekka. Die Hamas sollte einen poli-
tischen Rückzieher machen. Das Pro-
gramm von Fatah und der mit dem 
Oslo-Abkommen festgelegte Weg 
sollten unangetastet, die politische 
Hegemonie der Fatah erhalten bleiben 
und die westlichen Geldgeber zufrie-
den gestellt werden.

Darüber, ob die US-Regierung mit 
diesem Handeln Saudi-Arabiens ein-
verstanden war, lässt sich nur spekulie-
ren. Israel lehnte jedenfalls das Ergeb-
nis ab und betrachtete das Abkommen 
als eine interne Angelegenheit der Pa-
lästinenser, die Israel nicht daran hin-
dern soll, den „Krieg gegen den Terror“ 
fortzuführen. Die harte israelische Po-
sition fand ihr Echo in den USA. Auch 
die Europäische Union weigerte sich 
(mit einigen Ausnahmen) mit Hamas-
Ministern zusammenzutreff en.

Mohammed Aburous
Mohammed Aburous ist der Vorsitzende des 
Arabischen Palästina-Clubs in Wien.

Das Abkommen von Mekka und die 
„Regierung der Nationalen Einheit“
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Entgegen der gängigen Interpretati-
on im Westen, Israel sei 1967 in einer 
Art präventivem Verteidigungskrieg 
einem Angriff  Ägyptens zuvorgekom-
men, handelte es sich vielmehr um ei-
nen intendierten Angriff skrieg Israels 
gegen die arabischen Regime, die in 
den 1960er Jahren unter dem Druck 
der Bevölkerungen nach links gegan-
gen waren. Insbesondere war Israel 
nicht gewillt, ein syrisches sozialis-
tisches Regime an seinen Grenzen zu 
akzeptieren. Wie unvorbereitet die 
arabischen Länder auf diesen Angriff  
seitens Israels tatsächlich waren, zeigt 
die Tatsache, dass praktisch die ge-
samte ägyptische Luftwaff e am Boden 
zerstört wurde.

Mit diesem Krieg gelang es Israel, 
sein Territorium entscheidend zu ver-
größern. Es besetzte in der Folge des 
Krieges das Westjordanland, die Go-
lan-Höhen, den Gazastreifen und die 
Sinai-Halbinsel, wovon nur die Sinai-
Halbinsel später an Ägypten rücker-
stattet wurde. Ähnlich wie 1948 ging 
die Besetzung der palästinensischen 
Gebiete mit einer Vertreibungswel-
le der palästinensischen Bevölkerung 
aus ihren Dörfern und Städten einher. 
Israel begann in der Folge mit der Er-
richtung von jüdischen Siedlungen in 
den besetzten Gebieten, um seinen 
Anspruch auf das Territorium sukzes-
sive durchzusetzen.

Der Sechstagekrieg verschob den 
politischen und militärischen Status 
Quo in der Region entscheidend zu-
gunsten Israels. Vor allem die Nie-
derlage von Ägypten unter Nassers 
Führung, auf den die gesamte pana-
rabische Bewegung ihre Hoff nungen 
gesetzt hatte, machten den Weg für 
das proamerikanische Sadat-Regime 
in Ägypten frei. Mit dem Fall des nas-
seristischen Ägyptens veränderten sich 
die Kräfteverhältnisse im arabischen 
Raum tiefgreifend und Israel konnte, 
dank des im Frieden von Camp David 

1978 „neutralisierten“ Ägyptens, seine 
Position in der Region stabilisieren.

Der Sechstagekrieg hatte auch auf 
arabischer Seite weitreichende poli-
tische Folgen. Die Niederlage Nas-
sers markierte den Anfang vom Ende 
des arabischen Nationalismus. Sie 
war die eigentliche Geburtstunde der 
palästinensischen nationalen Befrei-
ungsbewegung, die sich zuvor viel-
mehr als Teil der panarabischen nati-
onalistischen Bewegung gesehen und 
den palästinensischen Kampf nicht 
als selbstständiges Anliegen betrach-
tet hatte.

Trotz dieser tiefgreifenden Verän-
derungen, die der Sechstagekrieg mit 
sich brachte, muss er in seinem histo-
rischen Kontext gesehen werden. Er 
markiert nicht den Beginn des Nah-
ostkonflikts, wie dies gerne in den 
westlichen Medien dargestellt wird. 
Es ist off ensichtlich, welchen Zweck 
diese Interpretation erfüllt: Die Nak-
ba, die palästinensische Katastrophe 
von 1948, bei der im Zuge der Staats-
gründung Israels drei Viertel der palä-
stinensischen Bevölkerung vertrieben 
und der Großteil des historischen Pa-
lästina von seinen angestammten Ein-
wohnern „gesäubert“ wurde, soll so 
vergessen gemacht oder als geschicht-
liches Fait accompli nachträglich legi-
timiert werden.

Heute, vierzig Jahre nach dem 
Sechstagekrieg, zeigt sich, dass die Ära 
des palästinensischen nationalen Be-
freiungskampfes in seiner damals ent-
standenen Form zu Ende geht. 1967 
war klar geworden, dass es für die Pa-
lästinenser notwendig war – trotz der 
prinzipiellen Gültigkeit der panara-
bischen Perspektive – ihren Kampf 
selbstständig zu organisieren und 
sich nicht länger auf die arabischen 
nationalistischen Regime zu verlas-
sen. Heute zeigt sich deutlicher denn 
je, dass sich der palästinensische An-
spruch auf Selbstbestimmung nur in 
der größeren Perspektive der Verän-
derung der Kräfteverhältnisse im ge-
samten arabischen Raum wird einlö-
sen lassen. Zurzeit werden wir Zeugen 
des politischen Niedergangs der einst 
wichtigsten Organisation der palästi-
nensischen Befreiungsbewegung, der 
Fatah, und der Transformation zu-
mindest ihrer Führungsriege in Hand-
langer des Westens. Der Aufstieg der 
Hamas zur führenden Organisation 
des palästinensischen Widerstands-
kampfes ist in erster Linie ihrer poli-
tischen Standfestigkeit im Sinne der 
historischen Forderungen der palä-
stinensischen Nationalbewegung ge-
schuldet. Darüber hinaus zeigt sich 
jedoch, dass auf den Trümmern des 
arabischen Nationalismus der Islam 
als politisch einigendes und identi-
tätsstiftendes Element ein Vakuum 
füllen konnte.

Margarethe Berger
Margarethe Berger ist Mitglied der Intifada-
Redaktion.

Der Sechstagekrieg und seine Folgen
Am 5. Juni 1967 griff  Israel Jordanien, Syrien und Ägypten an. Dieser 
Krieg, der als Sechstagekrieg in die Geschichte einging, hat die Situa-
tion im Nahen Osten einschneidend verändert und dem Konfl ikt zwi-
schen Israel und den Palästinensern trotz aller späteren Entwicklungen 
sein heutiges Gesicht gegeben.
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Was sehen Sie die Zukunft der palästi-
nensischen Regierung der nationalen 
Einheit?

Obwohl die PFLP als dritte Kraft 
aus den Wahlen hervorging – wenn 
auch mit einem großen Abstand zur 
Fatah – beteiligen wir uns nicht an 
der elften palästinensischen Regie-
rung, weil wir das Dokument der Ge-
fangenen, dem alle politischen und 
sozialen Gruppen in Palästina zuge-
stimmt haben, als den minimalen po-
litischen Konsens betrachten, hinter 
den die Tagesordnung der Politik nicht 
zurückfallen darf. Wir denken, dass 
das, was in Mekka geschehen ist, die 
Grenzen des im Dokument der Ge-
fangenen Festgehaltenen überschreitet. 
Beispielsweise erkennt das Dokument 
der Gefangenen Oslo und die darauf 
folgenden Übereinkünfte nicht als Ba-
sis für die Fortsetzung des politischen 
Prozesses an. In Mekka wurde das je-
doch so vereinbart und auch von der 
Hamas mitgetragen.

Zweitens stimmen wir nicht mit 
der Initiative der Arabischen Liga 
überein, die auf dem Beiruter Gip-
fel vereinbart wurde, weil sie nicht in 
adäquater Weise auf das Rückkehr-
recht eingeht, sondern von der Nor-
malisierung der Beziehungen mit Isra-
el spricht. Wir haben auch in Mekka 
gesehen, dass Fatah und Hamas bei-
de keine wirkliche Partnerschaft zwi-
schen den unterschiedlichen Parteien 
wollen.

Wir denken, dass es drei Möglich-
keiten der zukünftigen Entwicklung 
der Regierung der nationalen Einheit 
gibt: Erstens, Abu Mazen will die 
Hamas näher an seine eigenen poli-
tischen Positionen heranbringen. Und 
tatsächlich sieht es so aus, als ob die 
Hamas sich der Fatah annähern wür-
de, zunächst in konkreten Dingen, wie 

1 Das Dokument der Gefangenen wurde 2006 
von allen politischen Kräften mit Ausnahme 
des Islamischen Jihad als ein Dokument des 
minimalen Konsens unterzeichnet.

dem Budget, die Minister etc. Wir 
fürchten, dass die Hamas diesen Weg 
weitergehen und schließlich die poli-
tischen Positionen Abu Mazens über-
nehmen könnte. Und diese Regierung, 
einschließlich der Hamas, wird natür-
lich auch weiterhin mit dem Nahost-
Quartett zusammenarbeiten. Wir den-
ken, dass dies sehr gefährlich für die 
palästinensische Sache ist. Das ist die 
erste Möglichkeit.

Zweite Möglichkeit: Es könnten 
sich Schwierigkeiten innerhalb der Re-
gierung ergeben, die ihren Ursprung 
in der Hamas selbst haben. Das wür-
de bedeuten, dass die Hamas sich Abu 
Mazens Positionen nicht nah genug 
annähern würde. Daraus könnten in 
der Folge Probleme in der Regierung 
entstehen und Abu Mazen könnte 
vorgezogene Wahlen, sowohl Präsi-
dentschafts- als auch Parlaments-
wahlen, ausrufen. Die Unterstützung 
für Abu Mazen wäre dann sehr stark. 
Er würde der Bevölkerung die Bot-
schaft übermitteln: Wir haben eine Fa-
tah-Regierung ausprobiert, die nicht 
funktioniert hat; wir haben eine Ha-
mas-Regierung ausprobiert, die auch 
nicht funktioniert hat und wir haben 
eine Regierung der nationalen Einheit 
ausprobiert, die nicht funktioniert hat, 
also versuchen wir’s mit Neuwahlen. 
Abu Mazen würde aus diesen Wahlen 
massiv gestärkt hervorgehen.

Dritte Möglichkeit: Die poli-
tischen Diff erenzen zwischen Hamas 
und Fatah nehmen zu und zwar hin-
sichtlich der Fragen, die direkt die 
Regierung betreff en, etwa die Macht-
verteilung, die wichtigsten Minister-
posten, interne Beziehungen, die 
Kommunikation innerhalb der Re-
gierung etc. Und die Hamas wird kei-
ne vorgezogenen Neuwahlen akzeptie-
ren und schließlich würde es wieder zu 
blutigen Auseinandersetzungen zwi-
schen Hamas und Fatah kommen.

Es gibt auch ein viertes Szenario, 
das wir von der PFLP propagieren. 
Wir fordern eine Reform der PLO auf 

demokratischer Grundlage, mit dem 
Ziel, die Einhaltung der PLO-Charta 
zu erreichen. Die PLO-Charta muss 
die Leitlinie für alle Palästinenser in-
nerhalb und außerhalb Palästinas sein. 
Nur auf dieser Grundlage können wir 
die Frage der Regierung, welcher Re-
gierung auch immer, diskutieren. Wir 
müssen auch die Frage diskutieren, ob 
wir überhaupt eine Palästinensische 
Nationalbehörde brauchen, weil sie 
den palästinensischen Freiheitskampf 
behindert.

Die PLO-Charta soll die Grundlage jed-
weder zukünftigen palästinensischen Re-
gierung, sei es der nationalen Einheit 
oder nicht, darstellen?

Ja natürlich, die ursprüngliche 
PLO-Charta.

Denken Sie, dass in Palästina die Ge-
fahr eines tatsächlichen Bürgerkrieges, 
der über die bisherigen Zusammenstö-
ße hinausgeht, besteht?

Ich denke nicht, dass wir auf ei-
nen Bürgerkrieg zugehen. Es ist mög-
lich, dass die Auseinandersetzungen 
zwischen einigen Fraktionen der Fa-
tah und der Hamas weitergehen. Aber 
ich sehe die Bedingungen für einen 
wirklichen Bürgerkrieg nicht gege-
ben. Die Mentalität und Konstituti-
on der palästinensischen Gesellschaft 
machen es schwierig, dass die Ausei-
nandersetzungen sich zu einem rich-
tigen Bürgerkrieg ausweiten. Die Na-
tur der palästinensischen Gesellschaft 
stellt eine Art Kontrollorgan über die 
Situation dar. Stellen Sie sich das etwa 
so vor: In einem Haushalt steht der Fa-
milienvater der Fatah nahe, seine Frau 
der Hamas, sein Sohn der PFLP. Die 
Menschen unterhalten, über die poli-
tische Zugehörigkeit hinweg, enge Be-
ziehungen miteinander.

Was ist die Botschaft der PFLP an die 
Palästinenser außerhalb Palästinas, ins-
besondere an die zweite Generation?

Die PFLP hat Organisationen in 

„Die Bedingungen für einen echten 
Bürgerkrieg sind nicht gegeben“

Interview mit Dr. Rabah Muhanna, Mitglied des Politbüros der PFLP
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Europa, in Nord- und Südamerika, 
aber ich räume ein, dass unsere Be-
ziehungen nicht aktiv genug sind. Ich 
denke, wir müssen daran arbeiten, sie 
zu stärken. Darüber hinaus denke ich, 
dass unsere Position klar ist: Wir müs-
sen eine starke Verbindung zwischen 
den Palästinensern innerhalb und au-
ßerhalb Palästinas schaff en. Wir haben 
ein klares Programm: Einerseits stim-
men wir der Notwendigkeit eines pa-
lästinensischen Staates zu, andererseits 
beharren wir auf dem Rückkehrrecht. 
Und wir denken, dass diese Strategie 
der politischen Realität im Moment 
am besten entspricht: Die Forderung 
eines unabhängigen Staates innerhalb 
der Grenzen von 1967 und unser hi-
storisches Ziel, einen demokratischen 
palästinensischen Staat in ganz Palästi-
na aufzubauen, in dem Araber, Musli-
me, Christen und Juden ohne religiöse, 
ethnische oder geschlechtliche Diskri-
minierung miteinander leben.

Aus europäischer Sicht scheint es, dass 

die Fatah die Position des Widerstandes 
vollständig oder doch weitgehend aufge-
geben hätte, dass sie dem Druck der USA 
und Israels nachgegeben und sich deren 
Projekt angeschlossen hätte.

Fatah ist eine große Bewegung und 
beinhaltet viele unterschiedliche Strö-
mungen. Natürlich, was die offi  zielle 
Führung betriff t, so mag das stimmen, 
was Sie sagen. Aber auf der Ebene der 
Massenbasis der Fatah ist das Fest-
halten am Widerstand ungebrochen. 
Doch die Fatah hat zwei Probleme: ei-
nerseits die Korruption innerhalb der 
PLO und der PNA, was die gesamte 
Führungsebene betriff t; andererseits 
die Führung der Fatah in einem poli-
tischen Sinn, die vollkommen überal-
tert ist und nicht mehr den politischen 
Herausforderungen entspricht.

Danke für das Gespräch.

Das Interview führten Margarethe Berger und 
Ghassan Kerry am 8. April 2007 in Kairo. 
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Die internationale Gemeinschaft ar-
beitet unter Führung ihres einfl uss-
reichsten Wirtschaftsvertreters, der 
Weltbank, eifrig daran, die Infrastruk-
tur der Mauer, auch als „Apartheid-
Mauer“ bekannt, welche die Gebiete 
der Westbank diesseits der Grünen 
Linie von 1967 eingrenzt, auszubau-
en. Diese Mauer, die, während sie sich 
noch im Bau befi ndet, es Israel ermög-
licht, weiteres Gebiet zu annektieren, 
viele Palästinenser ihres Bodes beraubt 
und ihnen das Leben unmöglich ge-
macht hat, wird seit einiger Zeit nun 
auch, den strategischen Anweisungen 
der Weltbank folgend, industriell ge-
nutzt. Ziel ist es, die Existenz des Bau-
werks auch institutionell abzusichern, 
indem demographische und sozioöko-
nomische Veränderungen, die sich auf 
die Bevölkerung der Westbank und 
des Gazastreifens negativ auswirken, 
festgeschrieben und somit irreversibel 
gemacht werden.

Die Weltbank hat im Dezember 
2004 eine Studie mit dem Titel Stagna-
tion or Revival? Israeli Disengagement 
and Palestinian Economic Prospects ver-
öff entlicht, welche die Leitlinien für 
den wirtschaftlichen Aufschwung der 
palästinensischen Gebiete darstellen 
sollte. Ein Schlüsselaspekt der Studie 
betriff t die Revitalisierung der Gebiete 
mit einer expliziten Exportorientie-
rung auf Grundlage eines Programms 
zum Aufbau von Industriezonen (In-
dustrial Estates Program), die zum 
Großteil in der um die Mauer gele-
genen Grenzzone zwischen Israel und 
den palästinensischen Gebeiten ange-
siedelt sein sollen.

Die Nähe zur Mauer wird mit 
einem angeblichen Sicherheitsmotiv 
begründet, die off ensichtlichen wirt-
schaftlichen Vorteile für Israel jedoch 

1 Die wichtigsten Industriezonen sind: Eretz 
Industrial Estate, Gaza Industrial Estate, 
Tulkarm Peace Park, Jenin Industrial Estate, 
Tarkumiya Industrial Estate

verschwiegen: Den Investoren wer-
den substantielle steuerliche Vorteile 
garantiert. Die Weltbank fördert die 
Schaff ung solcher Industriezonen über 
zwei Kanäle: einerseits durch den Re-
kurs auf israelisches und ausländisches 
Kapital, sowie jenes einiger palästinen-
sische Geschäftsmänner, sowie durch 
die Verwendung und die Kontrolle 
von billiger Arbeitskraft aus den be-
setzten palästinensischen Gebieten. 
Oft sind die Palästinenser, die eine 
Arbeit in diesen Industriezonen an-
nehmen, die selben, denen die Böden 
durch den Mauerbau geraubt wurden 
und denen anschließend der Zugang 
zu israelischem Territorium verboten 
und es somit unmöglich gemacht wur-
de, die Arbeitsplätze, die sie vor dem 
Mauerbau in Israel innehatten, zu 
erreichen. Israel hat darüber hinaus 
den Begriff  “disengagement” praktisch 
wörtlich genommen und jede Verant-
wortung über die Administration und 
Verwaltung, insbesondere in Hinblick 
auf die Rechte der Arbeitenden, von 
sich gewiesen. Es behält sich lediglich 
die militärische Kontrolle vor.

Die Weltbank spricht von einem 
“minimum of red tape”, d.h. sie emp-
fi ehlt die Beschränkung der wesent-
lichsten Rechte der Arbeiter, vor allem 
was die gewerkschaftliche Organisati-
on, Mindestlohn und den Schutz am 
Arbeitsplatz betriff t – alles Rechte, die 
jedenfalls in Israel garantiert sind. Die 
Weltbank geht davon aus, dass ein ho-
hes Lohnniveau die Wettbewerbsfä-
higkeit der palästinensischen Betriebe 
gefährden könnte. Darüber hinaus 
wird die Aufrechterhaltung von Bezie-
hungen zum israelischen Markt und 
der israelischen Wirtschaft gefördert. 
Auf diese Weise werden nach Ansicht 
der neoliberalen Th eoretiker gleich-

2 World Bank (2004), Stagnation or revival?, 
II, p. 1.

3 World Bank (2004), Stagnation or revival?, 
II, p. 6

zeitig mehr Arbeitsplätze garantiert 
und die israelischen Industrien geför-
dert, die so auf billige Arbeitskräfte aus 
den besetzten Gebieten zurückgreifen 
können, anstatt die Produktion nach 
Südostasien auszulagern.

Es darf nicht vergessen werden, 
dass das hier angesprochene Doku-
ment in off enem Widerspruch zum 
Urteil des Internationalen Gerichts-
hofes vom 9. Juli 2004 steht, das die 
Ungesetzlichkeit der Mauer feststellt, 
jedwede Hilfe zu deren Konsolidie-
rung missbilligt, die Schleifung der 
Mauer und wirtschaftliche Kompen-
sationszahlungen für die betroff ene 
Bevölkerung fordert.

Die Industriezonen, deren Kon-
trolle den Israelis überantwortet ist, 
in denen die grundlegenden Rech-
te der Arbeitnehmer weitgehend ein-
geschränkt sind und in denen ein 
System der Ausbeutung unterbezahl-
ter, zuvor ihres Landes beraubter Ar-
beitskräfte eingesetzt wurde, in denen 
schließlich grundlegendste Umwelt-
schutzbestimmungen nicht eingehal-
ten werden, diese Industriezonen kon-
solidieren das, was von immer mehr 
Stimmen als Apartheid-System be-
schrieben wird.

Beatrice Dacli
Beatrice Dacli lebt in Triest und ist in der in-
ternationalen Solidaritätsbewegung mit Palä-
stina aktiv.

Weitere Informationen: Anti Apartheid Wall 
Campaign, Do-it-yourself Apartheid in Pale-
stine, www.stopthewall.org

Die Industriezonen in Palästina 
– ein weiteres Instrument 

des Apartheidsystems
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Wenn man in Ha’aretz einen Bericht 
über eine israelische Kabinettssitzung 
liest, ist das wie eine Fahrt durch die 
Geisterbahn. Hier einige Auszüge:

Minister Meir Sheetrit und Rafi  
Eitan haben am Mittwoch, 30. Mai, 
vorgeschlagen, dass Israel seine eige-
ne Art von Qassam-Raketen herstelle, 
um sie als Antwort auf die palästinen-
sischen Raketenabschüsse auf ihre süd-
lichen Gemeinden auf Ziele im Gaza-
streifen zu feuern.

Der Minister für Industrie, Han-
del und Arbeit, Eli Yishai von der 
rechten Shas-Partei, schlug vor, dass 
Israel in Antwort auf die Raketenab-
schüsse Luftangriff e zur Zerstörung 
palästinensischer Städte durchführe, 
nachdem man die Bewohner benach-
richtigt hat, ihre Wohnstätten verlas-
sen zu dürfen.

Yitzhak Cohen, Knesset-Abgeord-
neter für die Shas-Partei, schlug vor, 
Elektrizität, Wasser und Gas für den 
Gazastreifen abzusperren und dies mit 
der Vorgabe zu rechtfertigen, dass die 
Qassam-Raketen die israelische In-
frastruktur zerstört hätten und dass 
es lange Zeit brauche, diese Einrich-
tungen, mit denen die Palästinenser 
für die Grundbedürfnisse versorgt 
werden, wieder herzustellen. Der Si-
cherheitsdirektor des Shin Bet, Yuval 
Diskin, schlug vor, dass die Idee von 
Cohen es wert sei, in Betracht gezo-
gen zu werden.

Ist das der Staat, von dem man 
nach dem Nazi-Holocaust verantwor-
tungsvolles Bewusstsein für die Welt 
erwartet? Welche andere Regierung 
könnte off en solche Diskussionen füh-
ren, bei einem so hartnäckigen Schwei-
gen seitens der so genannten „interna-
tionalen Gemeinschaft“?

Wochenlang hat Israel den Gaza-
streifen zerbombt und Dutzende Men-
schen getötet. In einer solchen Attacke 
hat Israel am 20. Mai das Haus eines 
demokratisch gewählten Abgeordne-
ter, Khalil al-Haya zerbombt und da-
bei acht Personen getötet, darunter sie-
ben Familienangehörige, von denen 
drei Jugendliche waren. B’Tselem ver-

langte eine Untersuchung, aber dieser 
Fall wurde vom Rest der Welt schon 
lange wieder vergessen.

Israels ununterbrochene Attacken 
sind angeblich eine „Antwort“ auf 
palästinensische Rakentenabschüs-
se, die zwei Israelis getötet und gerin-
gen Schaden in der Kleinstadt Sde-
rot verursacht haben. Jeder, der die 
Nachrichten sorgfältig verfolgt, weiß 
jedoch, dass Israel niemals einen Vor-
wand brauchte, um Palästinenser an-
zugreifen. Allein im Jahr 2006 hat Isra-
el siebenhundert Palästinenser getötet, 
laut B’Tselem davon die Hälfte unbe-
waff nete Zivilisten und 141 Kinder. In 
derselben Zeit haben die Palästinenser 
23 Israelis getötet.

Israel hat nie nur einen einzigen 
von den angebotenen und von den pa-
lästinensischen Fraktionen durchge-
führten unilateralen Waff enstillstand 
akzeptiert. Und trotzdem sagt heu-
te der Ministerpräsident der Palästi-
nensischen Autonomiebehörde Isma’il 
Haniyyah wieder: „Wir in der palä-
stinensischen Regierung sind für eine 
gegenseitige und gleichzeitige Waf-
fenruhe … im Gazastreifen und im 
Westjordanland. Nun ist Israel am 
Zug.“ (Ha’aretz, 30. Mai)

Das wurde sofort von Israel zu-
rückgewiesen, welches das Recht für 
sich beansprucht, Palästinenser zu tö-
ten, wann immer und wo immer es 
will, während die Palästinenser auf 
keinen Fall das Recht haben, sich zu 
verteidigen.

Gestern, am 29. Mai, hat eine is-
raelische Todeseinheit die kaltblütige 
Hinrichtung eines 22-jährigen Mannes 
im Zentrum von Ramallah durchge-
führt. Nach einem ersten Schuss ins 
Bein erschoss man ihn mit einem 
Schuss in den Hinterkopf. Dann zer-
schoss man ihn mit 24 Schüssen. Die-
ser brutale Mord wurde in der US-
Presse nicht einmal erwähnt.

Ein ständiger Mitarbeiter der Elec-
tronic Intifada, Sam Bahur, der sich 
in geringer Entfernung befand, als 
sich dieser Mord ereignete, bemerk-
te folgendes: „Auf meinem Heimweg 

ging ich am Regierungsgebäude in 
der Radiostraße vorbei. Das ist das 
Hauptquartier des Präsidenten der Pa-
lästinensischen Autonomiebehörde, 
Mahmud Abbas. Nur wenige Stun-
den zuvor war in den Nachrichten an-
gekündigt worden, dass sich der Präsi-
dent am 7. Juni mit Ministerpräsident 
Olmert treff en wird, um den Friedens-
prozess zu diskutieren. Ich schüttelte 
den Kopf und war verwundert, für wie 
lange dieser palästinensische Präsident, 
diese palästinensische Autonomiebe-
hörde, diese Regierung und der paläs-
tinensische Justizrat unter israelischer 
Besatzung regieren kann, während Is-
rael, mit international abgesicherter 
Straff reiheit palästinensische Bürger 
bei vollem Tageslicht ermordet. Das 
Sicherheitspersonal, das den Frieden 
garantieren soll, verhaftet jede Nacht 
Dutzende aus ihren Betten, darunter 
Minister, Bürgermeister und Abge-
ordnete, und verbietet Millionen Pa-
lästinensern, die Israel vertrieben hat, 
in ihre Häuser zurückzukehren. Ich 
glaube, ich sollte mir besser die Frage 
stellen: Wie lange noch soll das paläs-
tinensische Volk so eine unfähige Füh-
rung akzeptieren?“

Natürlich haben die Palästinen-
ser, zumindest jene, die direkt unter 
der Besatzungsmacht leiden, ihre Ab-
lehnung dieser Führung im Jänner 
2006 bei den Wahlen zum Ausdruck 
gebracht, als sie überwiegend eine 
Hamas-Regierung wählten. Seitdem 
wurde der Wille des palästinensischen 
Volkes von der so genannten interna-
tionalen Gemeinschaft zurückgewie-
sen, besonders von den USA und der 
EU, die palästinensischen kollaborie-
renden Milizen bewaff net und fi nan-
ziert, deren Job es ist, die Hamas-Fatah-
‚Einheitsregierung’ zu unterminieren 
und zu zerstören.

Ronnie Kasrils, Informationsmini-
ster von Südafrika und ein ANC-Ve-
teran des Kampfes gegen die Apart-
heid, hat am 21. Mai geschrieben: „Als 
ich bei meinem Besuch der palästi-
nensischen Gebiete durch das West-
jordanland und den Gazastreifen ge-

Über das Leben in Palästina

Israels Geisterbahn

Fortsetzung auf Seite 12
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Monatelanges Patt

Seit mehr als einem halben Jahr ver-
sucht eine breite Oppositionsfront ge-
führt von Hizbullah und der Freien Pa-
triotischen Bewegung (FPM) General 
Aouns, die proimperialistische Regie-
rung unter Fuad Siniora zur Teilung 
der Macht zu bewegen. Entgegen der 
gängigen medialen Darstellung stre-
ben sie nicht deren Sturz an, sondern 
die Bildung einer Regierung der nati-
onalen Einheit.

Die Widersprüche zwischen den 
zwei Blöcken erwiesen sich aber als zu 
stark und die Intransigenz des Westens 
in der Unterstützung der isolierten Re-
gierung als zu fest, als dass dies mög-
lich erscheint. Da ist der bewaff nete 
Volkswiderstand der Hizbullah im Sü-
den, den die Prowestlichen eliminiert 
sehen wollen. Da ist seitens des Regie-
rungsblocks die sklavische Unterord-
nung unter die US-Politik, während 
das heterogene Oppositionslager sich 
der nationalen Unabhängigkeit ver-
schrieben hat. Diesem wird im Ge-
genzug vorgeworfen, es sei ein Hand-
langer Syriens und des Iran. Das mutet 
angesichts der Geschichte Aouns, der 
immer die schärfste antisyrische Po-
sition vertrat, während die heutigen 

Machthaber alle mit Syrien koope-
rierten, absurd an. Seitens der Hiz-
bullah besteht sicher ein Naheverhält-
nis mit Damaskus und Teheran, aber 
das impliziert nicht automatisch, de-
ren Hampelmänner sein zu müssen. 
Die Tatsache, dass eine radikal antisy-
rische Kraft wie die Bewegung Aouns 
mit einer prosyrischen wie der Hizbul-
lah ein Bündnis eingeht, zeigt, dass die 
entscheidende Bedrohung der natio-
nalen Souveränität als von Israel und 
der amerikanischen Einmischung aus-
gehend verstanden wird. Der Konfl ikt 
um das Tribunal zum Mord an Hari-
ri spiegelt diese Diff erenzen wieder. 
Während die Regierungskräfte einen 
international gestützten politischen 
Schauprozess gegen Syrien zu insze-
nieren gedenken, wünscht die Oppo-
sition ein Verfahren unter der Ägide 
der nationalen Gerichtsbarkeit – wo-
mit die internationale Propagandawir-
kung gering bliebe.

Während sich die Regierung dank 
der eisernen Unterstützung durch den 
Westen im Sattel zu halten vermag, 
schreckt die Hizbullah vor einer wei-
teren Eskalation ihrer Mobilisierung 
zurück. Sie fürchtet, dass ein verschärf-
ter politischer Konfl ikt unter den ge-
genwärtigen Bedingungen in einen 

konfessionellen Bürgerkrieg abglei-
ten könnte.

Vorhang auf für die Salafi ten

Insbesondere die Hariri-Gruppe hat 
gegen das Erstarken der Hizbullah die 
konfessionelle Mobilisierung der Sun-
niten gefördert. Dies passt in die Li-
nie der proamerikanischen arabischen 
Regime. Allen voran Ägypten, Saudi-
arabien und Jordanien haben insbe-
sondere seit dem erfolgreichen Ver-
teidigungskrieg der Hizbullah gegen 
Israel, der dieser die Sympathie der 
arabischen Welt eingetragen hat, eine 
mehr oder weniger off ene antischii-
tische Kampagne geführt. Sie versu-
chen damit die schiitischen Wider-
standsbewegungen und den Einfl uss 
der vom Iran geführten Koalition ein-
zudämmen.

Das Schüren antischiitischer Res-
sentiments bedeutet Wasser auf die 
Mühlen des Salafismus, eines radi-
kalen Islamismus, der gleichermaßen 
antiwestlich wie antischiitisch ist. Des-
sen Geburtsort und Zentrum befi ndet 
sich nach wie vor in Saudiarabien, von 
wo aus das Phänomen exportiert wird 

– und das, obwohl das Regime in Riad 
extrem proamerikanisch ist. Das Kö-
nigshaus Sa‘ud stützt sich historisch 
auf eine Allianz mit den Wahhabiten, 
einer Strömung des islamischen Fun-
damentalismus, die in Teilen der ara-
bischen Halbinsel dominant war und 
ist. Im Gegenzug zur lebenswichtigen 
Legitimierung der Sa‘uds durch deren 
religiöse Autorität, erhalten sie vom 
weit verzweigten Herrscherhaus groß-
zügige fi nanzielle Unterstützung. Die-
se Konstellation bildete die Grundlage 
für den islamischen Dschihad gegen 
die Sowjetunion in Afghanistan, die 
damals noch die volle Unterstützung 
durch die USA genoss. Nachdem sich 
der radikale sunnitische Islamismus 
nun hauptsächlich gegen die USA 
und damit auch gegen ihre arabischen 

Hizbullah im Lagerkrieg 
in der Zwickmühle

Schwierige Positionsnahme zwischen 
Palästinensern, Salafi ten und Kampf um die Armee

fahren bin, war es wie eine surreale 
Reise zurück in einen Apartheidstaat 
im Ausnahmezustand. Außerdem ist 
die Situation weitaus schlimmer als 
Apartheid.” (Mail & Guardian).

In so einer Situation liegt es an 
den Menschen mit Bewusstsein in der 
ganzen Welt, Israel zur Rechenschaft 
zu ziehen und nicht auf kompromit-
tierte und mitschuldige Regierungen 
zu warten, die für sie handeln: Nie-
mand, der sich mit dem palästinen-
sischen Volk solidarisch erklärt, kann 
gegen den Aufruf zum Boykott und 
für Sanktionen gegen Israel sein, der 
von der gesamten palästinensischen 

Zivilgesellschaft unterstützt wird (si-
ehe pacbi.org). Es gibt keine Gleich-
heit zwischen Besatzern und Besetzten, 
Kolonialmacht und Kolonisierten.

Ali Abunimah, 30. Mai 2007

veröff entlicht in: Th e Electronic Intifada, http://
electronicintifada.net

Ali Abunimah ist Mitbegründer der online Ver-
öff entlichungen Th e Electronic Intifada und Au-
tor des Buches One Country: A Bold Proposal to 
End the Israeli-Palestinian Impasse.

Übersetzung: Frigga Carl
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Bündnispartner wie die Sa‘uds selbst 
gewandt hat, haben sich die Verhält-
nisse stark gewandelt und das Herr-
scherhaus ist aus evidenten Gründen 
des Selbsterhalts daran interessiert, die 
Salafi ten vor allem im eigenen Land 
einzudämmen. Doch das ist leichter 
gesagt als getan, denn es bedarf nach 
wie vor der Unterstützung der Wah-
habiten, die wiederum die Wiege des 
Salafismus bilden. Doch die Mem-
bran, die beide von einander trennt, ist 
durchlässig und dünn. Denn sie un-
terscheiden sich einzig dadurch, dass 
letztere ihre Ideologie konsequent 
anwenden, während die Wahhabiten 
aus pragmatischen und historischen 
Gründen die Sa‘uds weiterhin stützen. 
In dieser Situation drängt sich der Ex-
port des Phänomens zur Dämpfung 
der internen Spannungen in Saudi-
arabien auf. Gleichzeitig können die 
Kämpfer da und dort eventuell sau-
dischen Zielen dienen.

Am 5. März 2007 veröff entlichte 
der einfl ussreiche amerikanische Ent-
hüllungsjournalist Seymour Hersh im 
New Yorker einen Artikel mit dem Titel 
Th e redirection, also etwa „Die Neuo-
rientierung“. Dieser zeigt anhand von 
Aussagen von Vertretern des US-ame-
rikanischen Establishments, wie ange-
sichts des Fiaskos im Irak nach neuen 
Strategien gesucht wird. Gegen den 
Iran und seinen zunehmenden Ein-
fl uss im Irak und im Libanon soll über 
Saudiarabien die sunnitische Karte 
gespielt werden. Besonders detailliert 
setzt sich Hersh mit dem Zedernland 
auseinander. Er versucht nachzuwei-
sen, dass die Hariri-Gruppe der sala-
fitischen Bewegung Unterstützung 
angedeihen ließ, um ein Gegenge-
wicht gegen die schiitische Hizbul-
lah zu schaff en. Die USA sollen da-
von nicht nur gewusst, sondern sich 
selbst daran beteiligt haben: „Die USA 
haben laut einem früheren führenden 
Geheimdienstagenten und heutigen 
Regierungsberater auch der Siniora-
Regierung geheim Unterstützung zu-
kommen lassen. ‚Wir versuchen die 
Fähigkeit der Sunniten, dem schii-
tischen Einfl uss zu widerstehen, zu 
stärken und verteilen Geld so breit wir 
das können‘, sagt der frühere Geheim-
dienstler. Das Problem, meint er, be-

steht darin, dass ein solcher Geldregen 
‚immer in mehr Taschen gelangt als 
man denkt.‘ ‚In diesem Prozess fi nan-
zieren wir eine Menge Bösewichte mit 
sehr ernsten potenziell unerwünschten 
Konsequenzen.‘ “

In weiten Kreisen der arabischen 
Welt, zumindest jenen, die dem Wider-
stand nahe stehen, schrieb man dem 
Artikel sogleich den Status eines un-
anfechtbaren Beweises zu. Der Salafi s-
mus wird damit in die Nähe einer ame-
rikanischen Machination gerückt, der 
man sich politisch nicht stellen muss. 
Mit Sicherheit zeigt der Artikel eine 
mögliche Spielart US-amerikanischer 
Politik, auch wenn er daran krankt, 
dass die Zitierten meist anonym blei-
ben. In keiner Weise stellt er sich je-
doch dem politischen – und nicht ge-
heimdienstlichen – Problem, welches 
Gewicht dieser Strategie im amerika-
nischen “policy mix” zukommt.

1 Th e New Yorker, 5. März 2007

In der großen Linie hat sich jeden-
falls nichts daran geändert, dass der an-
tiwestliche politische Islam der Haupt-
feind der USA und des Westen ist. Er 
bildet das Kernstück des „Krieges ge-
gen den Terror“. Es handelt sich da-
bei nicht – wie oftmals behauptet – 
um ein Ablenkungsmanöver, sondern 
die Strategen in Washington haben 
richtig erkannt, dass der antiimperi-
alistische Volkswiderstand unter dem 
Banner des Islam kämpft, dessen Teil 
der Salafi smus unzweifelhaft ist. Die 
westlichen Kriegsherren mögen in der 
einen oder anderen Situation salafi -
tische Gruppen gegen schiitische Wi-
derstandsbewegungen wie die Hiz-
bullah taktisch einspannen, aber nur 
in sehr begrenztem Bereich. Als allge-
meine Strategie kann dies aber niemals 
gelten, denn es würde alle ihre Ziele 
konterkarieren.
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Krieg um das Lager 
Nahr al-Barid

Der Ausbruch des bewaff neten Kon-
fl iktes um das palästinensische Flücht-
lingslager Nahr al-Barid wirkte im liba-
nesischen Stellungskrieg wie ein Knall, 
wie ein Ereignis, von dem man spürt, 
dass es das Gewicht haben könnte, die 
Kräfteverhältnisse grundlegend zu ver-
schieben.

Wer die Auseinandersetzung be-
gonnen hat, ist, so wie bei vielen 
Kriegen, letztlich unerheblich. Das 
Regierungslager war sehr schnell, sei-
nen Lieblingsfeind zu beschuldigen, 
nämlich Syrien. Zur Stützung dieser 
kühnen Behauptung bedarf es keiner 
Beweise. Alles Böse kommt aus Syrien 

– das ist die Litanei, die von den pro-
westlichen Kräften bei jeder Gelegen-
heit abgespult wird. Diese Annahme 
entbehrt indes jeder politischen Lo-
gik. Für das Regime in Damaskus stellt 
der sunnitische Islamismus eine töd-
liche Bedrohung dar, den sie in jeder 
erdenklichen Weise bekämpft. Und 
auch im Libanon widerspricht es den 
syrischen Interessen Kräfte zu unter-
stützen, die ihren Hauptverbündeten, 
die Hizbullah, bedrohen.

Die Opposition, General Aoun 
eingeschlossen, erhob den gegentei-
ligen Vorwurf. Die Fatah al-Islam sei 
von der Hariri-Gruppe und Saudia-
rabien fi nanziert und unterstützt, um 
die Hizbullah zu schwächen. Auch di-
ese Version ist in ihrer Geradlinigkeit 
und Einfachheit nicht plausibel, denn 
wieso sollte die Regierung sich Kräfte 
heranzüchten, die sich gegen die von 
ihr geführte Staatsmacht erheben, um 
so mehr, als dies früher oder später zu 
erwarten war?

Nachvollziehbar ist indes, dass die 
sunnitische Mobilisierung durch die 
Hariri-Gruppe salafi tischen Gruppen 
den Boden bereitet und Bewegungs-
spielraum verschaff t hat.

Zudem muss bedacht werden, dass 
die antischiitische Rhetorik der Re-
gierung doch als sehr platt wahrge-
nommen und in ihrer Funktion gegen 
den antiimperialistischen Widerstand 
der Hizbullah allgemein durchschaut 
wird. Sie vertritt eindeutig die Inte-
ressen der sunnitischen Wirtschafts-
elite, während in der sunnitischen 

Unter- und Mittelschicht nach wie 
vor starke antiimperialistische Hal-
tungen vorherrschen. Noch in der vor-
herigen Generation stellten diese eine 
der Hauptstützen des Panarabismus. 
Um also Gehör zu fi nden, darf ein an-
tiimperialistisches Element nicht feh-
len – etwas, was der Salafi smus allemal 
zu bieten hat.

Der Anschlag auf die UNIFIL-
Truppen im Süden des Landes, der mit 
hoher Wahrscheinlichkeit dem salafi -
tischen Lager zuzurechnen ist, kann 
als Entlastungsangriff  in diesem Sinn 
verstanden werden. Die Botschaft ist 
einfach: „Wir sind die einzigen wah-
ren Antiimperialisten, während die 
Hizbullah mit den imperialistischen 
Soldaten Frieden geschlossen hat.“ Er-
wägungen des Kräfteverhältnisses und 
der taktischen Kompromisse kennt 
der Salafi smus nicht. Er ist geprägt 
von einer extrem militaristischen Of-
fensivstrategie, die mit den Massen 
nicht rechnet.

Um die Existenz der salafi tischen 
Bewegung im Libanon zu erklären, be-
darf es keines Rückgriff s auf Geheim-
dienste und Regierungsgelder, obwohl 
diese natürlich nicht ausgeschlossen 
werden können. Im globalen Krieg 
gegen den Islam bildet der Salafis-
mus eine der Gegenbewegungen, die 
sich in der gesamten Region entfalten. 
Sicher, im Libanon sind die Bedin-
gungen für sie vielleicht ungünstiger 
als anderswo, um handlungsfähig zu 
sein reicht es allemal noch aus. Auch 
die Frage, ob es sich hauptsächlich um 
Kämpfer aus dem Ausland handelt, ist 
müßig. Vermutlich stellen diese ei-
nen gewichtigen Teil der Bewegung, 
doch es gibt auch im Libanon ein au-
tochthones Milieu, das sie stützt.

Noch mehr gilt das für die palästi-
nensischen Flüchtlingslager, die ins-
besondere im Libanon der Inbegriff  
der Elends und der Hoff nungslosig-
keit darstellen. Die Fatah hat in den 
meisten Lagern, einschließlich Nahr 
al-Barid, schon lange die Kontrolle 
verloren, während die verschiedenen 
islamistischen Strömungen über die 
politische Hegemonie verfügen. Ha-
mas, der Islamische Dschihad und 
andere kann man zwar sicher nicht 
als Freunde des Salafismus bezeich-

nen, doch diese aus den Flüchtlingsla-
gern zu vertreiben, was nur mit militä-
rischen Mitteln möglich wäre, wollen 
und können sie nicht. Sie würden da-
mit die Verantwortung für einen in-
nerislamischen Bruderkrieg auf sich 
nehmen.

Dass sich die Fatah al-Islam und 
andere Gruppen in den palästinen-
sischen Flüchtlingslagern verschanzt 
haben, hängt in erster Linie damit zu-
sammen, dass sie dort nach einem al-
ten Abkommen vor dem direkten Zu-
griff  der Staatsmacht geschützt sind. 
Seitens der palästinensischen Bewoh-
ner gibt es im allgemeinen Zerfall 
so was wie eine Duldung, während 
der engere Unterstützerbereich be-
schränkt bleibt.

Der Kampf um die Armee und 
die Spaltung der Opposition

Die aus dem Gleichgewicht der Kräf-
te nach Ende des Bürgerkriegs hervor-
gegangene Armee hat im Konfl ikt Re-
gierung-Opposition nach Abzug der 
Syrer noch nicht eindeutig Stellung 
bezogen. Sie ist politisch und konfes-
sionell gemischt. General Aoun, ihr 
ehemaliger Oberkommandierender 
und heutiger Oppositionsführer, gilt 
als in Armeekreisen einfl ussreichste 
Persönlichkeit.

Die libanesischen Streitkräfte 
zeichneten sich bisher durch äußer-
ste Schwäche und ein Schattendasein 
neben der Hizbullah aus. Letzterer 
gelang es, den israelischen Angriff  zu-
rückzuschlagen, während die Armee 
untätig zusehen musste.

Ihre Bedeutung erhält sie durch 
die in den letzten Jahren entwickelte 
Strategie der Hizbullah, nicht mehr 
gegen die staatlichen Institutionen zu 
kämpfen, sondern sie reformieren und 
Einfl uss auf diese ausüben zu wollen. 
Dabei kommt der Armee eine beson-
dere Rolle zu.

Die Hizbullah begegnete der UN-
Resolution 1559 aus dem Jahre 2004, 
die die Entwaff nung aller Milizen vor-
sieht und sich im Grunde gegen die 
Hizbullah richtet, mit dem – stich-
haltigen – Argument, dass nur sie das 
Land gegen Israel verteidigen und die 
unter israelischer Besatzung verblei-
benden Shib‘a-Höfe befreien könne. 
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Sobald die Armee aber die libanesische 
Souveränität sichern könne, wäre sie 
bereit sich auszulösen. Auf dieser For-
mel basiert im Grunde auch das Bünd-
nis zwischen Aoun und Hizbullah. 
Denn während Aoun sich rühmt die 
Entschließung 1559 inspiriert zu haben, 
fi guriert Hizbullah als ihr Hauptziel. 
Daraus ergibt sich, dass die Kontrolle 
über die Armee auch für die Hizbullah 
von entscheidender Bedeutung ist.

Hinzu kommt, dass das Man-
dat des gegenwärtigen oppositions-
freundlichen Präsidenten Emil Lahud 
im Herbst 2007 ausläuft. Der Präsi-
dent wird vom Parlament bestimmt 
und nicht durch Volkswahl. Die Op-
position verlangt aber vorgezogenen 
Neuwahlen, da sie die gegenwärtige 
Regierung als nicht mehr legitim an-
sieht. Es erscheint daher als unwahr-
scheinlich, dass man sich im Parlament 
auf eine Wahl wird einigen können. 
Die dadurch heraufbeschworene Ver-
fassungskrise drängt die Armee un-
weigerlich in eine entscheidende po-
litische Rolle.

Der Angriff  der Armee auf das pa-
lästinensische Flüchtlingslager Nahr 
al-Barid legitimiert sich nicht nur mit 
dem sattsam bekannten Ideologem 
des Kriegs gegen den Terror, sondern 
enthält auch einen unterschwelligen 
antipalästinensischen Beigeschmack, 
der historisch besonders unter den 
christlichen Maroniten stark veran-
kert ist. So wurde ohne Aufhebens zu 
machen, das Abkommen, nach dem 

die libanesische Staatsmacht nicht in 
die palästinensischen Flüchtlingsla-
ger eindringen darf, gebrochen und 
so eine wichtige historische Errungen-
schaft des palästinensischen Wider-
stands zumindest geschwächt. Entlar-
vend ist dabei, dass sich die Fatah Abu 
Mazens, die 1969 das Abkommen von 
Kairo und damit die Bewaff nung der 
Palästinenser errungen hatte, heute 
den Sturm auf das Lager unterstützt.

Die Hizbullah befindet sich an-
gesichts dieser Lage in einer Zwick-
mühle. Auf der einen Seite lehnte sie 
in Verteidigung der palästinensischen 
Rechte den Angriff  auf das Lager ab. 
Auf der anderen Seite bezeichnete sie 
die Armee als unantastbar. Bezeich-
nend auch die Wortwahl: die Kämpfer 
der Fatah al-Islam fi gurieren als „mi-
litants“, die Toten der Armee jedoch 
als Märtyrer.

Obwohl der Block Aoun-Hizbul-
lah nicht zerbrochen ist, hat er doch er-
heblichen Schaden genommen. Aoun 
befi ndet sich in der Frage von Nahr 
al-Barid de facto auf der Seite der Re-

gierungskräfte, auch wenn er diese 
bezichtigt, Urheber des Problems zu 
sein. Die Hizbullah wurde isoliert und 
steht in der Verteidigung der Palästi-
nenser allein da.

Die palästinensischen Organisa-
tionen selbst haben mit Ausnahme 
der Fatah ein Komitee gebildet, das 
sich gegen den Angriff  und für eine 
politische Lösung ausspricht. Es ver-
sucht zu vermitteln und die Kontrol-

le über die Lager in palästinensischer 
Hand zu belassen. Die Fatah koope-
riert indes voll mit der Regierung und 
der Armee und versucht so verlorenes 
politisches Terrain militärisch wieder 
wettzumachen.

Widersprüchliche 
Rolle der Salafi ten

Im Vorwurf, die Salafi ten dienten im 
Libanon als Stoßtruppe gegen die an-
tiimperialistische Hizbullah, liegt si-
cher ein Funken Wahrheit. Aber es 
ist nicht die ganze Wahrheit. Denn 
die Bewegung beschränkt sich keines-
wegs auf den Libanon, sondern sie ist 
global und nur so kann man sie beur-
teilen. Sie verknüpft einen radikalen 
Antiimperialismus mit einem ebenso 
radikalen Antischiitismus, wie man 
auch im Irak sehen kann. Je nach den 
Bedingungen ist der eine oder der an-
dere Aspekt dominant.

Ein politisches Problem für die an-
tiimperialistische Bewegung ist sie al-
lemal, weil sie nicht nur wegen ihres 
extremen Konfessionalismus, sondern 
auch ihrer kulturellen Intransigenz 
und ihres militärischen Abenteurer-
tums dazu unfähig ist, zur breitest-
möglichen antiimperialistischen Ein-
heit beizutragen. Im Gegenteil, sie 
trägt dazu bei, diese zu spalten.

Es gilt aufzuzeigen, dass die Wir-
kung ihres Handelns ihren selbst 
proklamierten antiimperialistischen 
Zielen entgegen gesetzt ist. Die De-
nunziation als CIA-Agenten ist in 
jedem Fall haltlos, denn weder sind 
sie solche, noch verstehen sie sich als 
solche, noch werden von den brei-
ten Massen als solche wahrgenom-
men. Auch wenn vordergründig jede 
politische Argumentation angesichts 
des Gewichts des Religiösen unterzu-
gehen scheint, letztendlich beruht die 
Anziehungskraft des Salafi smus außer-
halb der arabischen Halbinsel im We-
sentlich auf der politisch-militärischen 
Stärke ihres Projekts. Insofern zielt die 
revolutionäre antiimperialistische Ar-
gumentation und Kritik ins Herz des 
Problems.

Willi Langthaler
1. Juli 2007

Willi Langthaler ist Aktivist der Antiimperialis-
tischen Koordination in Wien.
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Wie sehen Sie die Rolle der UN-Truppen 
im Libanon, sieben Monate nach dem 
Ende des Krieges? Sind sie zum Schutz 
der libanesischen Bevölkerung da, oder 
sehen Sie sie als Besatzungstruppen?

Ich denke, dass die UN-Resolution 
1701 von zwei unterschiedlichen Blick-
punkten aus gesehen werden kann. 
Wir können sagen, dass die Vereinten 
Nationen von den USA kontrolliert 
werden und dass die UNIFIL Israel 
helfen will und daher versucht, die 
Hizbullah zu entwaff nen. Aber gleich-
zeitig kann man anführen, dass es viele 
Absätze in dieser Resolution gibt, die 
feststellen, dass die UN-Truppen im 
Süden des Libanon dafür da sind, der 
libanesischen Bevölkerung und der 
libanesische Regierung zu helfen, die 
libanesische Souveränität zu schüt-
zen. Auf dieser Basis haben wir unsere 
Haltung gegenüber den UN-Truppen 
im Süden des Libanon eingenommen. 
Wir haben klargestellt, dass wir bereit 
sind, ihnen gegenüber neutral zu sein, 
wenn sie dem Libanon und nicht Isra-
el helfen. Wir können sagen, dass das 
unsere Bedingung ist für einen posi-
tiven Umgang mit den UN-Truppen 

im Südlibanon ist.

Glauben Sie, dass die Gefahr einer neuer-
lichen Aggression durch Israel besteht?

Es gibt diese ernste Bedrohung. 
Die Israelis haben erklärt, dass sie da-
ran arbeiten, ihre Armee auf einen neu-
en Krieg gegen Hizbullah und gegen 
den Libanon vorzubereiten. Ich denke, 
wir müssen das Ernst nehmen.

Wie sieht es innenpolitisch im Libanon 
aus? Die Oppositionsallianz mobilisierte 
für den Rücktritt der Siniora-Regierung, 
aber dieser Versuch schlug fehl. Können 
Sie uns erklären weshalb?

Es gibt jetzt im Libanon einen 
großen Graben zwischen zwei poli-
tischen Gruppen. Die erste ist Teil der 
Siniora-Regierung, sie ist proamerika-
nisch. Und es gibt die libanesische Op-
position, welche dagegen ist, dass der 
Libanon von den Amerikanern oder 
dem Westen im Allgemeinen kontrol-
liert wird. Wir denken, dass heute kei-
ne Lösung für die Krise unmittelbar in 
Sicht ist. Wir steuern auf eine Eskala-
tion zu und das wesentliche Hinder-
nis für einen Kompromiss besteht im 

US-amerikanischen Herangehen. Die 
USA verhindern einen Kompromiss 
der beiden Gruppen und sie haben 
off en angekündigt, dass sie es ableh-
nen, dass Hizbullah eine ihren Kräften 
entsprechende Vertretung in der liba-
nesischen Regierung erhält.

Worin bestand der Kompromissvorschlag 
der Hizbullah?

Es gab viele Punkte. Erstens wol-
len wir ein aktiver Teil der Regierung 
sein. Es steht uns zu, ein Drittel plus 
ein Mitglied der Regierung zu stellen. 
Zweitens muss es eine Diskussion über 
die interne Organisation des internati-
onalen Tribunals geben. Das ist unser 
Recht. Wir müssen die Funktionswei-
se dieses Tribunals basierend auf dem 
Prinzip, die libanesische Souveräni-
tät zu erhalten, diskutieren. Wie kön-
nen wir verhindern, dass dieses Tribu-
nal politisiert wird? Drittens müssen 
wir eine Übereinkunft über ein neues 
Wahlsystem im Libanon fi nden. Dies 
sind die drei Elemente.

Das war der Kompromiss, den die Hiz-
bullah der Siniora-Regierung vorge-

„Für einen Libanon ohne 
Konfessionalismus“

Interview mit Dr. Ali Fayyad, Direktor des Beratungszentrums für 
Studien und Dokumentation, ein Think-Tank der Hizbullah
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schlagen hat. Sind das auch die Eck-
punkte des politischen Programms der 
Hizbullah?

Ja, das ist unser Programm. Unser 
Hauptziel ist es, die Stabilität im Li-
banon zu retten. Wir brauchen diese 
Stabilität wegen der schwachen liba-
nesischen Wirtschaft. Und wir denken, 
dass die libanesische nationale Einheit 
notwendig ist, um den Herausforde-
rungen Israels und Amerikas und der 
israelischen Drohung gegen den Liba-
non zu begegnen.

Wenn Sie von der Einheit des Libanon 
sprechen, sprechen Sie von einer Ein-
heit mit Kräften wie Junblat oder Ja‘ja‘ 
(Geagea), die klar auf der Seite der USA 
sind. Wie kann die Hizbullah als Wider-
standsbewegung zu einer Einheit mit sol-
chen Kräften aufrufen?

Wir müssen in diesem Fall prag-
matisch sein, denn der Libanon ist 
eine konfessionelle Gesellschaft, und 
manche dieser Führer repräsentieren 
wichtige konfessionelle Gruppen im 
Libanon. Schließlich müssen wir unser 
Land aufbauen und ich denke, es wird 
keine Stabilität zwischen diesen un-
terschiedlichen libanesischen Grup-
pen geben. Ja, wir teilen ihre Politik 
und Allianzen nicht. Wir haben völlig 
andere Perspektiven für die Zukunft 
des Libanon. Aber wir lehnen es ab, 
mit diesen Diff erenzen durch Kämpfe 
und eine Rückkehr zum Bürgerkrieg 
umzugehen. In diesem Fall haben wir 
keine Wahl. Wir müssen einen Kom-
promiss fi nden, aber einen speziellen 
Kompromiss, ohne die Position des 
Libanon jener der USA zum Nahen 
Osten unterzuordnen.

Was ist das langfristige Projekt der Hiz-
bullah im Libanon? Was für eine Art von 
Gesellschaft schlägt sie vor?

Zunächst einmal arbeiten wir 
für den Aufbau eines politischen Sy-
stems ohne konfessionelle Strukturen. 
Wir wollen die libanesische Souve-
ränität erhalten. Wir wollen die li-
banesische Armee so aufbauen, dass 
sie Israel davon abhalten kann, un-
sere Gesellschaft, unser Land anzu-
greifen. Wir wollen gute Beziehungen 
zwischen dem Widerstand und der li-
banesischen Armee. Und letztendlich 

wollen wir mit anderen Gruppen darin 
zusammenarbeiten, einen Ausweg aus 
der libanesischen Wirtschaftskrise zu 
fi nden, die sehr gefährlich ist.

Ist die Hizbullah bereit, sich in die liba-
nesische Armee zu integrieren?

Wir sind bereit, die Diskussion 
zu diesem Punkt weiterzuführen. Zu-
nächst müssen wir die nationale Ver-
teidigungsstrategie festlegen und da-
nach können wir darüber sprechen, 
was die Zukunft des Widerstands ist 
und wo die Position des Widerstands 
sein soll, innerhalb oder außerhalb 
der Armee.

Schlagen Sie eine Veränderung der Be-
handlung der palästinensischen Flücht-
linge im Libanon vor, denen bislang 
jegliche Rechte durch den libanesischen 
Staat verweigert wurden?

Das ist ein essenzieller Punkt in 
unserem politischen Programm. Wir 
haben dafür gearbeitet, dass den palä-
stinensischen Flüchtlingen dieselben 
Rechte wie den libanesischen Einwoh-
nern gegeben werden, und wir werden 
das auch weiterhin tun. Das inklu-
diert das Recht zu arbeiten, das Recht 
auf Gesundheitsversorgung durch den 
Staat und andere Bürgerrechte.

In Europa wird die Hizbullah als ra-
dikal islamische Organisation wahrge-
nommen. Die Kairo-Konferenz ruft 
zur Einheit im Kampf zwischen isla-
mischen und linken Kräften auf. Was 
denken Sie über dieses Th ema?

Wir sind eine nationale Wider-
standsbewegung. Wir haben spezi-
fi sche Ziele. Wir wollen unser Land 
von der Besatzung befreien. Wir wol-
len unsere Gefangenen aus den isra-
elischen Gefängnissen befreien. Und 
wir wollen den Libanon gegen die is-
raelische Bedrohung gegen unsere na-
tionale Souveränität verteidigen. Wir 
sind eine politische Partei, die da-
für arbeitet das politische Regime zu 
verändern. Wir sind eine demokra-
tische Partei, denn wir versuchen in 
einem fortschrittlichen Sinn die Be-
ziehungen mit anderen libanesischen 
Gruppen, wie den Christen, wie der 

1 zur Kairo-Konferenz siehe S. 35

nationalen patriotischen Strömung 
von Michel Aoun und anderen sä-
kularen Gruppen wie der Kommuni-
stischen Partei oder den Nasseristen zu 
entwickeln, und auch mit allen ande-
ren, die mit unserem politischen Pro-
gramm übereinstimmen, besonders 
was die Notwendigkeit des Wider-
stands gegen Israel betriff t.

Unterstützt die Hizbullah den ira-
kischen Widerstand und wie, denken 
Sie, kann die Gefahr eines Bürgerkriegs 
im Irak abgewendet werden?

Ich denke ein Bürgerkrieg zwi-
schen den irakischen Gruppen ist eine 
wirkliche Bedrohung, der wir uns stel-
len müssen. Wir müssen die unter-
schiedlichen irakischen Gruppen dazu 
auff ordern, für ihre Einheit zu arbei-
ten. Ich denke, der Konfl ikt innerhalb 
des irakischen Volkes, besonders zwi-
schen den Schiiten und Sunniten und 
zwischen Arabern und Kurden, ist fest 
in der amerikanischen Strategie veran-
kert. Wir unterstützen den irakischen 
Widerstand gegen die amerikanische 
Besatzung.

Denken Sie es gibt die Gefahr, dass sich 
die arabischen Widerstandsbewegungen 
an der Frage des Iran spalten werden?

Der Iran ist eine große Macht in 
der Region und ich denke, er stellt 
die Hauptkraft dar, die sich der ame-
rikanischen Macht und dem ameri-
kanischen Militär in der Region ent-
gegenstellt. Wir alle müssen den Iran 
in diesem Kampf unterstützen. Wenn 
die USA den Iran angreifen, dann wird 
die Gefahr einer amerikanischen Ag-
gression gegen die ganze Region stei-
gen. Wir müssen das Bild, das wir vom 
Iran haben, neu überdenken, ganz be-
sonders die iranische Rolle im Irak. Ich 
teile die Vorstellung der religiösen Ein-
mischung des Iran im Irak nicht. Wir 
haben dazu eine andere Meinung und 
ich rufe alle politischen Kräfte dazu 
auf, den Versuch zu unternehmen, die 
Wirklichkeit der iranischen Politik im 
Irak zu verstehen.

Danke für das Gespräch.
Kairo, 1. April 2007

Das Gespräch führten Margarethe Berger und 
Doris Höfl mayer.
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Es ist ein historischer Kampf, der im 
Nahen Osten ausgefochten wird. Von 
seinem Ausgang wird die Zukunft der 
Region und schließlich der ganzen 
Menschheit abhängen.

Die imperialistische Offensive 
– geführt von den USA und unter-
stützt durch andere imperialistische 
Banditen und ihre lokalen Satrapen 

– begann gegen Afghanistan und fand 
ihren bisherigen Höhepunkt in der In-
vasion des Irak. Ihre Aufgabe ist viel 
tiefgreifender als die Konsolidierung 
der traditionellen westlichen Vorherr-
schaft.

Der Imperialismus hat seinen ko-
lonialen Appetit wiederentdeckt und 
strebt nun danach direkte und unbe-
strittene Herrschaft auszuüben.

In diesem Rahmen gibt es keinen 
Raum für Regierungen oder Natio-
nen, die sich weigern sich dem ame-
rikanischen imperialen Despotismus 
zu unterwerfen.

Der Imperialismus rechtfertigte sei-
ne Aggressionen mit dem Kampf gegen 

„Terrorismus“ und dem „Export der De-
mokratie“ und mobilisierte mit seinem 
chauvinistischen Slogan „Kampf der 
Kulturen“ für einen neuen Kreuzzug ge-
gen den Islam. Aber unter „Terrorismus“ 
versteht er jegliche Volksbefreiungsbe-
wegung und unter „Demokratie“ ver-
steht er seine verkleideten Diktaturen, 
die er in jenen arabischen Ländern un-
terhält, die ihm unterworfen sind.

Die Aggressoren hielten sich an 
der Illusion fest, dass sie einen Sieg er-
rungen hatten, nachdem sie die ihnen 
feindlich gesonnenen Regierungen in 
Afghanistan und Irak besiegt hatten.

Aber tatsächlich trugen sie zum 
Auftreten standhafter bewaff neter Wi-
derstandsbewegungen bei, welche – 
indem sie mehr und mehr vom Volk 
unterstützt wurden – den Besatzern 
nicht nur vereinzelte Niederlagen bei-
bringen, sondern ihre gesamten ge-
ostrategischen Pläne durcheinander 

Mit dem Widerstand, für einen 
gerechten Frieden im Nahen Osten

Schlussresolution
Internationale Konferenz in Chianciano Terme (Italien), 24.–25. März 2007

Am 24. und 25. März 2007 fand in Chianciano (Italien) die internationa-
le Konferenz „Mit dem Widerstand, für einen gerechten Frieden im Na-
hen Osten“ statt. Mit dieser Veranstaltung war es gelungen, Vertretern der 
Volkswiderstandsbewegungen gegen die Besatzung aus dem Irak, dem Li-
banon, Palästina und Afghanistan zum ersten Mal auf europäischem Bo-
den eine Stimme zu geben.

Wir veröff entlichen im Folgenden die Schlussresolution der Konferenz 
sowie drei Beiträge in gekürzter Fassung mit freundlicher Genehmigung des 
Pahl Rugenstein Verlags. Wir möchten an dieser Stelle unseren Leserinnen 
und Lesern die Neuerscheinung des Verlags von N. Brauns und D. Tsalos 
(Hg.), Naher und mittlerer Osten: Krieg – Besatzung – Widerstand empfeh-
len, die neben der vollständigen Version der hier vorabgedruckten Texte die 
wesentlichen Beiträge der Konferenz in Chianciano sowie die aktualisierten 
Fassungen der Referate einer Berliner Konferenz vom Februar 2007 eben-
falls zum Th ema Besatzung und Widerstand in Nahost enthält.
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bringen konnten.
Der irakische Widerstand, trotz 

der Feindschaft der sogenannten „In-
ternationalen Gemeinschaft“, allein 
aus seinen eigenen Ressourcen zeh-
rend, spielte dabei eine entscheidende 
Rolle. Er hat nicht nur die Basis für die 
zukünftige nationale Befreiung gelegt, 
sondern hat auch anderen Widerstand 
leistenden unterdrückten Völkern auf 
der ganzen Welt einen gewaltigen Auf-
wind gegeben.

Wir verurteilen daher die Versuche 
von offi  zieller Seite den Widerstand 
des irakischen Volkes zu isolieren. Wir 
rufen dazu auf diese Versuche zu um-
gehen und den irakischen Widerstand 
als den einzig legitimen Vertreter des 
irakischen Volkes anzuerkennen!

Es ist nicht akzeptabel dass, wäh-
rend der Iran selbst von den USA mit 
Krieg bedroht wird, dieser die Mario-
nettenregierung von Maliki unterstützt, 
die gemeinsam mit der US-Besatzung 
nicht müde wird den Widerstand des 
irakischen Volkes zu massakrieren.

Der Kampfschrei des irakischen 
Widerstands hat dem heroischen pa-
lästinensischen Volk Aufwind gegeben, 
das nach Jahrzehnten einer unnach-
giebigen Intifada seinen Kampf in-
tensivierte und die Zionisten aus Gaza 
vertrieben hat. Bei den vergangenen 
Präsidentschaftswahlen hat das paläs-
tinensische Volk für jene Kräfte ge-
stimmt, die das historische Ziel der 
vollständigen Befreiung Palästinas 
nicht verraten haben.

Der zionistische Staat, der Wach-
hund des Imperialismus, hat erneut 
den Libanon angegriff en und mit sei-
nem dortigen Einmarsch internationa-
les Recht verletzt. Israel erhoff te sich, 
dass so die Kräfteverhältnisse zu seinen 
Gunsten zu verändern wären. Aber 
tatsächlich erlitt er eine vernichtende 
Niederlage. Der libanesische nationale 
Widerstand, geführt von der Hizbul-
lah, erreichte stattdessen einen Sieg 
von historischer und strategischer Be-
deutung, welcher dem “New-Middle-
East”-Projekt der USA und des Zionis-
mus schweren Schaden zugefügt hat.

Wir verurteilen alle internationa-
len Versuche als Dienstleistung für Is-
rael den Widerstand im Libanon zu 
entwaff nen und wir verurteilen die 

Rolle der Amerikaner und Franzosen, 
die darin besteht eine Lösung der liba-
nesischen innenpolitischen Probleme 
zu verhindern, indem sie die nicht 
verfassungsgemäße Regierung, die das 
Volk nicht vertritt, stützen.

Das US-Regime, noch immer 
geblendet von seiner Anmaßung des 
imperialen Anspruchs, antwortet auf 
den Widerstand mit einer Radikalisie-
rung ihrer Kriegstreiberei.

Während in Afghanistan die NATO 
eine völkermörderische Off ensive ge-
gen die befreiten Zonen begonnen hat, 
haben die USA im Irak ihre Besat-
zungstruppen aufgestockt. Sie hoff en, 
dass es ihnen so gelingen wird das Fort-
schreiten des Widerstands gegen die 
Marionettenregierung zu stoppen und 
dass sie die kollaborierenden Milizen 
weiterhin verwenden können um den 
Bruderkonfl ikt zwischen den verschie-
denen Komponenten der nationalen 
Gemeinschaft aufzuschaukeln.

Unter der Führung der Verein-
ten Nationen, brachten die USA und 
die Zionisten Frankreich, Italien und 
Deutschland dazu, ihre Truppen in 
den Libanon zu schicken. Sie ver-
trauten dabei darauf, diese Truppen 
auch in ihren langfristigen Plan, den 
nationalen Widerstand auszulöschen, 
und den Libanon unter ihre Vorherr-
schaft zu bekommen, zu integrieren.

So lange die USA und ihre Verbün-
deten nicht ihre Truppen aus dem Na-
hen Osten abziehen, so lange sie nicht 
ihre Militärbasen schließen und solan-
ge sie das zionistische Gebilde weiter 
aufrechterhalten, kann es keinen Frie-
den in der Region geben. Kein Volk 
kann seinen Unterdrückern Frieden 
gewähren. Ein gerechter Frieden wird 
nur mit dem Sieg der Befreiungsbewe-
gungen möglich. Um zu siegen benö-
tigt der Widerstand die konkrete Un-
terstützung aller antiimperialistischen 
und demokratischen Kräfte auf der 
Welt, ebenso wie eine Einigung, Ko-
ordination, und Brüderlichkeit im 
Kampf. Der Feind ist derselbe.

Wir lehnen alle Versuche zu spalten, 
egal von wo sie kommen mögen, ab.

Wir werden hart dafür arbeiten, 
die Kräfte der Antikriegs-, antikapita-
listischen-, und Arbeiterbewegung für 
den Kampf gegen die imperialistische 

und zionistische Besatzung durch Mas-
senaktionen zu gewinnen und werden 
die antiimperialistische Position näher 
an sie herantragen, in voller Unterstüt-
zung des Widerstands.

Wir werden, dem Widerstand in 
Palästina, Afghanistan, Irak und dem 
Libanon weiterhin unsere Unterstüt-
zung zuteil werden lassen sowie den 
Versuchen einer Einheit zu bilden. Die-
se Einheit wird Schritt für Schritt durch 
den Aufbau eines Netzwerkes antiim-
perialistischer Kräfte für gemeinsame 
Aktion die Möglichkeit eröff nen, die 
Hoff nung großer Teile der unterdrü-
ckten Völker und der Widerstandsbe-
wegungen im Süden und Norden, im 
Osten und Westen Realität werden zu 
lassen: eine vereinigte internationale 
antiimperialistische Allianz.

Palästina, Irak, Libanon, 
Afghanistan: Unterstützt 
den Widerstand!

Für die Niederlage des US-
Imperiums, seiner europäischen 
Verbündeten und seiner 
Marionetten im Nahen Osten!

Nieder mit der 
Besatzung – Abzug aller 
ausländischen Truppen!

Zerschlagt den Zionismus 
– für die vollständige 
Befreiung Palästinas!

Stoppt den permanenten 
und präventiven Krieg des 
US-Imperiums – Nein zu den 
Kriegsdrohungen gegen 
den Iran und Syrien!

Europa muss seine 
Unterstützung für die US-
Aggressionen einstellen!

Keine UN-Sanktionen gegen 
jene Länder, die sich nicht dem 
westlichen Diktat unterordnen!

Mit dem Widerstand 
für eine internationale 
antiimperialistische Front!
Herausgegeben vom Präsidium der Konferenz

Organisiert vom Komitee Freier Irak Italien
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Das Projekt der USA, unterstützt von 
ihren Sekundanten in Europa und Is-
rael, besteht darin, die militärische 
Kontrolle über die ganze Welt zu erlan-
gen. Der Nahe Osten ist aus vier Grün-
den vorrangiges Ziel: Erstens gibt es 
dort die größten Ölreserven der Welt; 
deren Kontrolle durch die US-Armee 
würde Washington eine einzigartige 
privilegierte Stellung verschaff en, da 
sowohl seine Verbündeten – Europa 
und Japan – als auch mögliche Riva-
len wie China von diesem amerika-
nisch kontrollierten Öl abhängig wä-
ren. Zweitens liegt der Nahe Osten 
im Herzen der Alten Welt und wäre 
so ein guter Stützpunkt für eine per-
manente militärische Bedrohung Chi-
nas, Indiens und Russlands. Drittens 
ist die Region derzeit in einem Zu-
stand der Schwäche und Verwirrung, 
was dem Aggressor zumindest kurz-
fristig einfache Erfolge beschert. Vier-
tens haben die USA dort einen treuen 
Verbündeten, nämlich Israel, das über 
Atomwaff en verfügt.

Für die Länder an der Frontlinie 
bedeutet die Aggression zum einen 
Zerstörung – für Palästina, den Liba-
non, Afghanistan und den Irak, zum 
anderen Bedrohung – für Syrien und 
den Iran.

Die Aggression gegen 
den Libanon

Israels Aggression gegen den Libanon 
im Juli und August 2006 ist Teil des 
Planes Washingtons für die gesamte 
Region. (…) Der Boden für die Ag-
gression war bereits durch eine UN-
Resolution bereitet, die den Abzug der 
syrischen Truppen aus dem Libanon 
und die Entwaff nung der Hizbullah 
forderte (…).

Washingtons Ziel ist die vollstän-
dige militärische Kontrolle über die 
gesamte Region, wobei es dieses Ziel 
mit Gerede über den Export von De-
mokratie zu vertuschen sucht und 
gleichzeitig die neoliberale Ordnung, 
die die Plünderung der Ölressourcen 

erleichtert, durchsetzt. Washington 
hat auch bereitwillig die zionistischen 
Träume übernommen – die Aufteilung 
der Region in Kleinstaaten basierend 
auf ethnischen und religiösen Diff e-
renzen, mit Israel und den USA als 
Protektoratsmächten.

Die Umsetzung dieses Plans ist 
schon ziemlich weit fortgeschritten. 
(…) Nachdem der libanesische Wi-
derstand gezeigt hat, dass er den israe-
lischen Aggressor in die Knie zwingen 
kann, konzentrieren sich die USA und 
Europa nun darauf, ihn zu entwaff nen, 
um so der nächsten israelischen Ag-
gression doch noch einen „strahlenden 
Sieg“ zu ermöglichen. An dieser Stel-
le möchte ich darauf hinweisen, dass 
alle Völker das unveräußerliche Recht 
haben, sich gegen Interventionen der 
Imperialisten und ihrer Verbündeten 
militärisch zu wappnen.

Afghanistan

In der neueren Geschichte hat Afgha-
nistan seine Blütezeit während der so-
genannten „kommunistischen“ Repu-
blik gehabt. Diese war ein despotisches, 
aber modernes und aufgeklärtes Re-
gime, das im Kampf gegen Obsku-
rantismus die Erziehung für beide 
Geschlechter forcierte und die ent-
scheidenden Kräfte der Gesellschaft 
stärkte. Die „Agrarreformen“ waren 
im wesentlichen Maßnahmen, um die 
Macht der Clan-Chefs zu beschneiden. 
Mit der zumindest indirekten Unter-
stützung durch die Mehrheit der Be-
völkerung hätte diese schon begonnene 
Entwicklung erfolgreich weitergeführt 
werden können. Die westlichen Me-
dien und der politische Islam stellten 
in ihrer Propaganda diese Erfahrung 
als „kommunistischen, atheistischen 
Totalitarismus“ dar, der vom afgha-
nischen Volk abgelehnt worden wäre. 
In Wirklichkeit jedoch war dieses Re-
gime weit davon entfernt, unpopulär 
zu sein. (…)

Vor allem die USA und ihre Ver-
bündeten waren hartnäckige Gegner 

der afghanischen Parteien – ob Kom-
munisten oder nicht –, die die Mo-
dernisierung betrieben. Sie waren es 
auch, die die obskuranten Kräfte des 
politischen Islam, die Pakistani (Tali-
ban) und die Warlords (…) mobilisier-
ten und ihnen Ausbildung und Waff en 
zukommen ließen. Selbst nach dem 
sowjetischen Rückzug wäre der Wi-
derstand der Regierung von Najibul-
lah gegenüber den Angriff en der ob-
skuranten Kräfte wahrscheinlich nicht 
gebrochen worden, wäre da nicht die 
militärische pakistanische Offensi-
ve zur Unterstützung der Taliban ge-
wesen, die Chaos hervorrief und den 
Warlords wieder zu Macht verhalf.

Afghanistan ist durch die militä-
rische Intervention der USA, ihrer Ver-
bündeten und Handlanger, insbeson-
dere der Islamisten, zerstört worden. 
Ein Wiederaufbau wird nicht mög-
lich sein mit diesen Marionetten, de-
ren Macht von einem Clown repräsen-
tiert wird, der über keinerlei Wurzeln 
im Land verfügt, dafür aber die Un-
terstützung der texanischen transnati-
onalen Gesellschaft, deren Angestellter 
er einmal war, genießt. Wer das Heil in 
einer Scheindemokratie von Washing-
tons, der NATO und der UNO Gna-
den sucht, legitimiert deren Anwesen-
heit – also die Besatzung. In diesem 
Kontext ist „Demokratie“ schon im-
mer eine Lüge gewesen; jetzt ist sie eine 
hinterhältige Farce.

Es gibt nur eine Lösung für das af-
ghanische Problem. Alle ausländischen 
Kräfte müssen das Land verlassen und 
keine der Mächte darf ihren Verbün-
deten fi nanzielle Hilfe oder Waff enlie-
ferungen zukommen lassen. (…)

Irak

Die bewaff nete Diplomatie der USA 
zielte auf die Zerstörung des Irak, lan-
ge bevor sie den Vorwand dafür fand 

– zuerst, als es im Jahre 1990 zum Ein-
marsch in Kuwait kam, dann nach 
dem 11. September. (…) Der Grund 
für den Krieg ist ganz einfach und hat 

An vorderster Front im Kampf für die Destabilisierung der USA, Israels und ihrer Verbündeten:

Palästina, Libanon, 
Afghanistan, Irak, Iran
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nichts mit dem Gerede von der „Be-
freiung“ des irakischen Volkes von der 
blutigen Diktatur Saddam Husseins 
zu tun. Ein sehr großer Teil der Öl-
ressourcen der Welt liegt im Irak. Des 
weiteren hatte der Irak wissenschaft-
liche und technische Kader, mit denen 
ein nachhaltiges nationales Projekt 
hätte aufgebaut werden können. (…)

Folgende Fragen sind für uns von 
Bedeutung. Erstens: Wie konnte der 
Plan Washingtons so leicht als groß-
artiger Erfolg verkauft werden? Zwei-
tens: Wie stellt sich die neue Situati-
on für das irakische Volk dar? Drittens: 
Wie stellen sich die verschiedenen 
Teile des irakischen Volkes dieser He-
rausforderung? Viertens: Welche Lö-
sungen können die irakischen, die 
arabischen und die internationalen 
demokratischen und fortschrittlichen 
Kräfte anbieten?

Die Niederlage Saddam Husseins 
war vorauszusehen. (…) [Jedoch] die 
Tatsache, dass der kämpfende Wider-
stand mit jedem Tag stärker wird – 
trotz der ernsten Schwächen, die die 
verschiedenen Gruppen des Wider-
stands aufweisen –, hat die Installie-
rung eines sklavischen Regimes, das 
die Fassade der „Ordnung“ aufrecht 
erhalten könnte, unmöglich gemacht. 
Hierin zeigt sich in einem gewissen 
Maß das Scheitern des US-Projekts. 
Die Tatsache, dass die gezähmte UNO 
dieses künstliche Regierungsgebilde 
anerkannt hat, ändert nichts an der 
Wahrheit, dass diese „Regierung“ we-
der legitim noch akzeptabel ist.

Die militärische Besetzung hat 
eine neue Situation geschaff en. Die 
irakische Nation ist ernsthaft bedroht. 
Das Projekt Washingtons, das unfähig 
ist, das Land mittels einer Regierung, 
die sich als „national“ ausgibt, unter 
Kontrolle zu halten, und gleichzei-
tig dessen Ölressourcen zu plündern 
(was ja das Hauptanliegen ist), hat-
te die Zerstörung des Landes zur Vo-
raussetzung. Die Teilung des Landes in 
mindestens drei „Staaten“ für Kurden, 
Sunniten und Schiiten könnte von 
Anfang an ein Ziel Washingtons und 
Israels gewesen sein (was die Archive 
in Zukunft enthüllen könnten). Der-
zeit setzt Washington auf den „Bür-
gerkrieg“ – wie immer, wenn es um 

die Legitimierung von Besatzung geht. 
Eine permanente Besatzung war und 
ist das Ziel, denn sie ist der Garant für 
die Kontrolle über das Öl. (…)

Wir können den aufeinander fol-
genden Ba‘th-Regimes, auch dem im 
letzten Stadium des Verfalls unter Sad-
dam Hussein, alles unterstellen bis auf 
den Vorwurf, den religiösen Konfl ikt 
zwischen Sunniten und Schiiten ge-
schürt zu haben. Wer aber ist dann 
verantwortlich für die Wunden, die 
zu den jetzigen Kämpfen zwischen 
diesen beiden Gruppen führten? Ich 
bin mir sicher, dass wir eines Tages 
erfahren werden, wie der CIA (und 
zweifellos auch der Mossad) viele die-
ser Massaker organisierten. Es ist aber 
auch wahr, dass die politische Wüste, 
die das Hussein-Regime schuf, die 
heutigen Machthaber stimulierte, den 
gleichen Weg zu gehen – oft geschützt 
von der Besatzungsmacht, manchmal 
vielleicht in dem naiven Glauben, 
selbst die Besatzer zu benutzen. Die-
se Machthaber – Stammesführer oder 
besonders korrupte „Geschäftsleute“, 
direkt aus den USA importiert – sind 
nicht wirklich mit dem Land verbun-
den. Dasselbe muss man auch von 
den religiösen Oberhäuptern (Schi-
iten und Sunniten) sagen, die von den 
Gläubigen respektiert werden, denn 
sie können bisher keine politische Ak-
tivität nachweisen, die für die Iraker 
akzeptabel wäre. Hätte Saddam Hus-
sein nicht solch eine Leere hinterlassen, 
wären diese Führer in der Bedeutungs-
losigkeit geblieben. Wird es anderen 
politischen Kräften, in den Massen 
verankerten nationalen Bewegungen 
mit einer demokratischen Perspektive, 
möglich sein, sich neu zu formieren?

Es gab eine Zeit, in der die kom-
munistische Partei Raum für die Be-
sten aus der irakischen Gesellschaft 
bot. Sie war im ganzen Land veran-
kert, sammelte besonders viele Intel-
lektuelle um sich, gerade auch aus dem 
schiitischen Milieu – wobei ich der 
Meinung bin, dass aus den Reihen 
der Schiiten Revolutionäre und reli-
giöse Führer kommen, selten jedoch 
Bürokraten und Kompradoren. Die 
kommunistische Partei war eine echte 
Massenpartei und anti-imperialistisch, 
kaum demagogisch und potentiell de-

mokratisch. Heute ist sie allerdings 
dem Untergang geweiht, nachdem die 
Ba‘th-Diktatur Tausende ihrer besten 
Kämpfer ermordete, die Sowjetunion 
zerfi el (worauf sie nicht vorbereitet 
war) und schließlich einige Intellektu-
elle glaubten, dass es angebracht wäre, 
im Gefolge der amerikanischen Trup-
pen aus dem Exil zurückzukehren.

Das „Kurdenproblem“ ist sowohl 
im Irak als auch im Iran und in der 
Türkei ein echtes Problem. Wir sollten 
uns diesbezüglich aber in Erinnerung 
rufen, dass auch hier die westlichen 
Mächte ihre Doppelmoral mit dem 
immer gleichen Zynismus anwenden. 
Im Irak oder im Iran wurden die For-
derungen der Kurden nie mit einem 
ähnlichen Ausmaß an militärischer 
und polizeilicher Gewalt unterdrü-
ckt wie in der Türkei. Weder der Iran 
noch der Irak haben das Existenzrecht 
der Kurden so rückhaltlos verweigert 
wie Ankara. Der Türkei wird dies je-
doch verziehen, da sie Mitglied der 
NATO ist. (…)

Die irakischen Massenorganisati-
onen, die sich um die kommunistische 
Partei und die Ba‘th-Partei in deren 
besten Zeiten gebildet hatten, fanden 
immer eine Ebene der Verständigung 
und der Zusammenarbeit mit den we-
sentlichen kurdischen Parteien, die 
ihre Verbündeten wurden.

Die so genannten „Anti-Shiiten“- 
und „Anti-Kurden-Gesetze“ unter 
Saddam Hussein hat es gegeben. Die 
Armee bombardierte die Region von 
Basorah nach der Niederlage in Ku-
wait im Jahre 1990 und ging gegen 
die Kurden unter Einsatz von Giftgas 
vor. Dies geschah jedoch im Gefolge 
der Aktionen der bewaff neten Demo-
kratie Washingtons, die den Zauber-
lehrling dazu angestiftet hatte, seine 
Chancen zu nutzen. Das ändert natür-
lich nichts daran, dass diese Aktionen 
dumm und verbrecherisch waren.

Unter den genannten Umständen 
erscheint die Stärke des Widerstands 
gegen die Besatzung als etwas Uner-
wartetes, fast wie ein Wunder. Das 
ist sie aber nicht. Die Realität ist ein-
fach die, dass das irakische Volk als 
Ganzes (Araber und Kurden, Sunni-
ten und Schiiten) die Besatzer hasst 
und sich deren täglichen Verbrechen 
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bewusst ist – der Morde, Bomben, 
Massaker, der Folter. Was wir brau-
chen, ist eine Widerstandsfront, die 
alle teilnehmenden Personen, Orga-
nisationen und Parteien vereinigt und 
ein gemeinsames Programm veröff ent-
licht. Aber bis jetzt gibt es diese verein-
te Widerstandsfront nicht, vor allem 
wegen der sozialen und politischen 
Zerstörungen, die die Besatzer und 
zuvor Saddams Diktatur angerichtet 
haben. Das Fehlen einer gemeinsamen 
Front ist ein entscheidender Nachteil, 
da Zwietracht verstärkt und Oppor-
tunisten ermutigt werden, und Ver-
wirrung über die Ziele der Befreiung 
herrscht.

Wer wird diese Schwächen über-
winden? Kommunisten müssen dazu 
bereit sein, wie auch die Kämpfer, die 
jetzt schon aktiv sind. Sie unterschei-
den sich von all den „führenden Per-
sönlichkeiten“ (die einzigen, die die 
Massenmedien kennen), die nicht wis-
sen, welchen Weg sie einschlagen sol-
len und sich deshalb eine Aura der 
Legitimierung durch ihre Positionen 
innerhalb der Kollaborationsregie-
rung verschaff en und gleichzeitig vor-
geben, für die Aktionen des bewaff -
neten Widerstands zu sein. Es gibt 
viele andere politische Kräfte, die sehr 
viel geeigneter wären, die Initiative für 
die Bildung einer gemeinsamen Wi-
derstandsfront zu übernehmen.

Trotz all seiner Schwächen hat 
der irakische Widerstand das Projekt 
Washingtons entscheidend erschüttert 
– noch nicht militärisch, aber politisch. 
Das ist es auch, was die treuen Verbün-
deten der USA in der EU so beunru-
higt. Die Vasallen Washingtons fürch-
ten die Niederlage der USA, weil diese 
Niederlage die Völker des Südens stär-
ken würde, weil sie deren Spielraum 
erweitern würde, dem globalisierten 
transnationalen Kapital Respekt für 
die Interessen der Nationen und Völ-
ker Asiens, Afrikas und Lateinameri-
kas abzuringen.

Der irakische Widerstand hat Vor-
schläge gemacht, um aus der bestehen-
den Sackgasse herauszufi nden und die 
USA zum Verlassen des Landes zu ver-
anlassen. Die Vorschläge sind erstens 
die Bildung einer Übergangsadmini-
stration, die vom Sicherheitsrat un-

terstützt wird, zweitens das sofortige 
Ende der Kampfhandlungen des Wi-
derstands und der Besatzungstrup-
pen (Militär und Polizei), und drittens 
der Abzug aller militärischen und zi-
vilen ausländischen Kräfte innerhalb 
von sechs Monaten. Die Details die-
ser Vorschläge wurden in der angese-
henen arabischen Zeitschrift Al-Mu-
staqbal al-Arabi im Januar 2006 in 
Beirut veröff entlicht.

Das völlige Schweigen der euro-
päischen Massenmedien zu diesen 
Vorschlägen veranschaulicht die Soli-
darität unter den Imperialisten. Die de-
mokratischen und progressiven Kräfte 
in Europa sollten die Strategie der im-
perialistischen Triade bekämpfen und 
die Vorschläge des irakischen Wider-
stands unterstützen. Es ist nicht akzep-
tabel, das irakische Volk im Kampf ge-
gen seinen Feind allein zu lassen, denn 
dies fördert die gefährliche Idee, dass 
von den Ländern des Westens nichts 
zu erwarten sei, und stimuliert auf di-
ese Weise inakzeptable, ja kriminelle 
Tendenzen in den Praktiken gewisser 
Widerstandsbewegungen.

Je stärker die Unterstützung für 
das irakische Volk durch die demo-
kratischen Kräfte in Europa und in 
der gesamten Welt, desto eher wer-
den die Besatzungstruppen das Land 
verlassen und desto besser werden die 
Voraussetzungen für eine bessere Zu-
kunft des irakischen Volkes sein, das 
so viel Terror ausgesetzt ist. Je länger 
die Besatzung andauert, desto dunk-
ler wird die Zukunft nach deren un-
vermeidlichen Ende sein.

Palästina

Seit der berühmten Balfour-Deklara-
tion während des Ersten Weltkriegs ist 
das palästinensische Volk Opfer eines 
ausländischen Kolonialprojekts und 
erfährt das Schicksal der nordameri-
kanischen Indianer. Das Projekt wird 
schon immer von den bestimmenden 
imperialistischen Mächten in der Re-
gion (zuerst Großbritannien, dann die 
USA) bedingungslos unterstützt. Die 
Gründung eines Staates als Fremdkör-
per in der Region heißt nichts anderes 
als die Etablierung eines bedingungs-
losen Unterstützers der fortgesetzten 
Interventionen in diesem Raum, mit 

dem Ziel der Unterwerfung des ara-
bischen Nahen Ostens unter die im-
perialistische Vorherrschaft.

Alle Völker Afrikas und Asiens, 
die die Rechte des palästinensischen 
Volkes unterstützen, durchschau-
en diese Situation. In Europa hinge-
gen sorgt das „Palästina-Problem“ für 
große Meinungsverschiedenheiten, 
verursacht durch die zionistische Ide-
ologie, die hier auf fruchtbaren Bo-
den fällt.

Das amerikanische Projekt für ei-
nen „Größeren Mittleren Osten“ be-
deutet für das palästinensische Volk 
mehr denn je zuvor, dass ihm alle seine 
Rechte genommen werden. Im Lauf 
der Zeit hat die PLO die Verträge von 
Oslo und Madrid wie auch die “Road 
Map”, die von Washington entworfen 
wurde, anerkannt. Es war Israel, das 
off en seine Unterschrift verweigerte 
und ehrgeizig die eigene Expansion 
vorantrieb. Die PLO wiederum war 
geschwächt und, es muss wohl gesagt 
werden, naiv genug, an die Ehrlich-
keit des Gegners zu glauben. Die Un-
terstützung, die der Hamas als isla-
mischem Gegner der PLO zumindest 
am Anfang von Israel zukam, sowie 
die korrupten Praktiken der palästi-
nensischen Administration führten 
(und vielleicht war das so gewollt) zum 
Wahlerfolg der Hamas, was wiederum 
als Vorwand diente, die israelische Po-
litik bedingungslos zu unterstützen.

Seit seiner Entstehung ist das zio-
nistische koloniale Projekt eine Bedro-
hung für Palästina und die arabischen 
Nachbarländer, was deutlich wird an 
Israels Interesse an der Annexion des 
ägyptischen Sinai und an der prak-
tischen Annexion der Golan-Höhen. 
Im Projekt des „Größeren Mittleren 
Ostens“ ist ein besonderer Platz für 
Israel vorgesehen, für seine regionale 
Monopolstellung als militärische Nu-
klearmacht. (…)

Die legitimen Rechte des palästi-
nensischen Volkes zu verteidigen ist 
für alle Demokraten weltweit eine 
wichtige Herausforderung. Palästina 
steht im Zentrum der größten Kon-
fl ikte unserer Zeit. Wenn man den 
israelischen Plan zur Zerstörung Pa-
lästinas und seines Volkes akzeptiert, 
heißt das so viel wie die Verweigerung 
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des elementaren Rechtes eines jeden 
Volkes, nämlich des Rechtes auf sei-
ne Existenz. Und deshalb ist es nicht 
akzeptabel, dass diejenigen, die gegen 
die Umsetzung und Vollendung dieses 
Plans sind, des „Antisemitismus“ be-
schuldigt werden.

Iran

(…) Ich möchte lediglich einige Be-
merkungen machen, die für uns von 
besonderem Interesse sind. Erstens 
ist das politische islamische Regime 
im Iran nicht prinzipiell inkompati-
bel mit der Integration des Landes in 
das weltweite kapitalistische System 
als solches (die Grundfesten, auf de-
nen es steht, unterstützen die Vision 
eines liberalen wirtschaftlichen Ma-
nagements). Zweitens ist der Iran eine 

„starke Nation“. Das heißt, dass seine 
besten, wenn nicht sogar alle Teile – 
Volksmassen und Führer – die Inte-
gration des Landes als beherrschte Na-
tion innerhalb des Weltsystems nicht 
akzeptieren. Es gibt einen off ensicht-
lichen Widerspruch zwischen diesen 
beiden Dimensionen der iranischen 
Realität, wobei die zweite die Aus-
richtung der Außenpolitik Teherans 
erklärt – nämlich die Entschlossen-
heit, ausländische Forderungen zu-
rückzuweisen.

Die Stärke Irans ist sein Natio-
nalismus, der meiner Meinung nach 
historisch eine positive Rolle spielt. 
Er erklärt den Erfolg der Moderni-
sierung der wissenschaftlichen, in-
dustriellen, technologischen und 
militärischen Kapazitäten – eine Ent-
wicklung, die unter den Schah-Re-
gimes begann und sich im Khomei-
nismus fortsetzte. (…)

Da der Iran die Möglichkeiten und 
Fähigkeiten hat, sich als unabhängiger 
Partner zu etablieren, haben die USA 
beschlossen, dieses Land durch einen 
neuen „Präventivkrieg“ zu zerstören. 
Wie wir wissen, wird der Konfl ikt heu-
te auf dem Gebiet der nuklearen Ka-
pazitäten, die der Iran entwickelt hat, 
ausgetragen. Sollte dieses Land nicht 
wie alle anderen das Recht haben, eine 
militärische Nuklearmacht zu werden? 
Dürfen die imperialistischen Mächte 
und ihre Marionette Israel für sich das 
Recht in Anspruch nehmen, das Mo-

nopol auf Massenvernichtungswaff en 
zu kontrollieren? (…) In Bezug auf 
den Iran sind die europäischen Staa-
ten leider auf einer Linie mit dem Vor-
haben Washingtons, das den militä-
rischen Angriff  zum Ziel hat.

Schlussfolgerungen

Derzeit sind drei relevante Gruppen 
in den politischen Auseinanderset-
zungen in der Region involviert. Zum 
einen diejenigen, die für sich eine na-
tionale Vergangenheit beanspruchen 
(sie sind aber nichts anderes als die 
korrupten und degenerierten Erben 
der Bürokratien einer nationalistisch-
populistischen Ära); dann gibt es die, 
die dem politischen Islam zugerech-
net werden können, und schließlich 
diejenigen, die aus einer Bewegung 

„demokratischer“ Forderungen, die 
mit einer liberalen Wirtschaftsord-
nung kompatibel sind, hervorgegan-
gen sind. Keine dieser Gruppen ist 
akzeptabel für einen linken Zugang, 
der sich der Interessen der Nationen 
und der Volksmassen bewusst ist, denn 
alle drei Gruppierungen sind von den 
Interessen der Kompradorenklassen 
beherrscht. (…) Die Linke sollte die 
Kämpfe unterstützen, in denen sie sich 
selbst wiedererkennt, das heißt: die 
Kämpfe zur Verteidigung der ökono-
mischen und sozialen Interessen der 
Volksmassen sowie zur Konsolidierung 
von Demokratie und nationaler Sou-
veränität als deren untrennbare Ziele. 
Alle Demokraten der Welt sollten die 
Aktivitäten der progressiven Kräfte 
unterstützen und jede Intervention 
der USA, der NATO, Israels und der 
unterwürfi gen UNO sowie ihrer Ver-
bündeten in der Region vorbehaltlos 
verurteilen.

Der „Größere Mittlere Osten“ ist 
heute der Brennpunkt im Kampf aller 
Völker der Welt gegen das imperialis-
tische Zentrum. Die Destabilisierung 
und Schwächung des Projektes der 
USA bedeutet eine Ermutigung und 
Stärkung der fortschrittlichen Kräf-
te weltweit. Ohne diese Entwicklung 
wären diese Kräfte sehr verletzbar. Das 
heißt aber nicht, dass die Bedeutung 
anderer Kämpfe in anderen Teilen der 
Welt – in Europa, Lateinamerika – un-
terschätzt werden darf. Es bedeutet 

einfach, dass diese Kämpfe im Sinne 
einer globalen Perspektive dazu bei-
tragen sollen, die Interessen Washing-
tons in der Region, die das Haupt-
angriff sziel darstellt, entscheidend zu 
schwächen.

Samir Amin
Samir Amin ist marxistischer Ökonom und 
zählt zu den Führungspersönlichkeiten des 
Weltsozialforums. Der aus Ägypten stammen-
de Wissenschaftler leitete das African Institute 
for Economic Development and Planning und ist 
heute Direktor des Dritte-Welt-Forums in Da-
kar. Autor zahlreicher Bücher über Imperialis-
mus und ungleiche Entwicklung.

Übersetzung: Elisabeth Lindner-Riegler
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Mit Befriedigung stellen wir fest, dass 
die Islamophobie endlich als eine zen-
trale Bedrohung für die fortschritt-
lichen Kräfte wahrgenommen wird. 
Das war vor nicht all zu langer Zeit 
noch nicht so und kann als Erfolg un-
serer Aktivität gewertet werden.

Islamfeindlichkeit als 
Herrschaftsideologie

Die Islamophobie ist eine Bedrohung, 
weil sie der Legitimation des gegen-
wärtigen imperialen Krieges dient. 
Dabei kommt es zu einer merkwür-
digen Inversion der realen Verhält-
nisse. Der Islam wird nicht nur als 
barbarisch, archaisch und antiaufklä-
rerisch dargestellt, sondern als aggres-
siv und kriegerisch, als wolle er die 
westliche Welt, die sich selbst gerne 
als Hort von Demokratie, Freiheit und 
Aufklärung gibt, off ensiv angreifen. 

„Freie Frauen statt Kopftuch“ plaka-
tierte die Freiheitliche Partei Österrei-
chs (FPÖ) im letzten Wahlkampf mil-
lionenfach und drückte damit einen 
Allparteienkonsens von ganz rechts bis 
ganz links aus und würde wohl in den 
meisten europäischen Ländern dafür 
ebenfalls große Zustimmung erhalten. 
Wir, die Zivilisierten, müssten unsere 
Freiheit gegen die anmaßenden Bar-
baren, gegen die Neuaufl age der hi-
storischen Türkenbelagerung, vertei-
digen. So sehr das politisch-korrekte, 
proamerikanische Establishment sich 
sonst von der breiten Masse entfernt 
hat, in diesem Punkt weiß es die Be-
völkerung hinter sich. Die Angst vor 
der schleichenden Islamisierung, zu-
künftig ohne Kopftuch nicht mehr in 
die U-Bahn einsteigen zu dürfen, ist 
genau so ernst und echt, wie sie jegli-
cher Realität entbehrt.
Tatsache ist vielmehr, dass der Westen 
Teile der arabisch-islamische Welt mi-
litärisch besetzt hält, dieser den Krieg 
erklärt hat und den Zugang zu ih-
ren Ressourcen erzwingt. Es geht um 
nichts weniger als die vollständige ne-
okoloniale Unterordnung.

Es sei bemerkt, dass trotz des auf-

geklärt-liberalen Anspruchs die Ent-
stehung einer solchen modernen 
Alltagslegende durch die alles durch-
dringende Macht der Medienmaschi-
ne heute noch mehr möglich ist als 
in der Vergangenheit. Die Islamo-
phobie gleicht in ihrer Irrationalität 
in vielerlei Hinsicht dem historischen 
Antisemitismus, nur dass sie in ih-
rer Funktionalität für die Herrschaft 
noch leichter erkennbar sein könnte 

– wenn man das wollte. Der Ideolo-
ge des Kulturkampfes gegen den Is-
lam, der US-amerikanische Politologe 
Samuel P. Huntington, hat entgegen 
dem europäischen prozionistischen 
Mainstream, der im Dienste Israels 
den Antisemitismus weiterhin zum 
treibenden Prinzip der Weltgeschich-
te aufbläht, kein Problem diese Tatsa-
che einzuräumen: „In Westeuropa ist 
der gegen Juden gerichtete Antisemi-
tismus weithin von einem gegen Ara-
ber gerichteten Antisemitismus abge-
löst worden.“

Die Funktion der Hetze gegen 
Muslime ist aber keineswegs auf den 
globalen Krieg, also auf nach außen ge-
richtete Feinde, beschränkt. Sie wen-
det sich genauso nach innen und dient 
dem Abbau demokratischer Rechte, 
die die Eliten nach dem Ende der 

„kommunistischen Bedrohung“ als 
nicht mehr notwendig erachten. Der 
Kampf gegen den Terrorismus gerät so 
zum Feldzug gegen die elementaren 
Grundrechte. Doch das wurde in die-
sem Kreis bereits dargelegt und muss 
nicht wiederholt werden.

Konkreter auf unsere gemeinsame 
Aktivität eingehend, droht die ver-
schärfte Kampagne gegen des Islam 
einige unserer Erfolge quasi durch die 
Hintertür zunichte zu machen. Uns 
ist es im Grunde gelungen, die Legi-
timität des Widerstands, auch des be-
waff neten, gegen die westliche Besat-
zung im Irak und im geringeren Maß 

1 Samuel P. Huntington: Kampf der Kulturen, 
Siedler, 1996, amerikanisches Original New 
York 1996, S. 320

in Palästina, zu etablieren bzw. zu ver-
teidigen. So stark die Medien auch für 
die USA und Israel schreiben mögen, 
wird uns Freund und Feind zustim-
men, dass sich die subalternen Klas-
sen von dieser Gehirnwäsche nicht 
beeindrucken lassen und den Kampf 
gegen fremde Besatzung gerechtfer-
tigt fi nden.

Man versuchte die politische Un-
terstützung des Widerstands zu kri-
minalisieren. Das misslang angesichts 
dieser Stimmung und auch unserer 
Aktivität weitgehend. Doch die Herr-
schenden brauchen den Diskurs nur 
leicht zu drehen, ihm eine Schlagseite 
gegen den Islam zu geben und schon 
können sie mit satten Mehrheiten 
rechnen. (…)

Um so wichtiger ist es, den hier 
erreichten Konsens über die von der 
Islamophobie ausgehende Gefahr zu 
festigen und zu vertiefen. Dazu muss 
aber ein weiteres Vorurteil ausge-
räumt, eine dogmatische Verkrustung 
der Linken aufgebrochen werden, die 
ebenfalls weitgehend in die gegenwär-
tige Herrschaftsideologie übernom-
men wurde.

Säkularistischer 
Fundamentalismus

Viele derjenigen, die die gegenwär-
tige Hetze gegen Muslime verurtei-
len, fühlen sich dennoch bemüßigt, 
sich im gleichen Atemzug in der alten 
atheistischen Manier vom Islam zu di-
stanzieren. Sie bemühen dafür gerne 
das Marxsche Diktum von der Religi-
on als Opium des Volkes. Doch dieses 
stammt in der Verkürzung nicht von 
Marx selbst, sondern ist eine Prägung 
der späteren Arbeiterbewegung, der 
sozialdemokratischen wie der proso-
wjetischen. Tatsächlich stand Marx für 
ein sehr viel dialektischeres Verständ-
nis, nachdem die Religion gleichzei-
tig als Palliativum und als Protest fun-
giere: „Das religiöse Elend ist in einem 
der Ausdruck des wirklichen Elendes 
und die Protestation gegen das wirk-
liche Elend. Die Religion ist der Seuf-

Islamische Befreiungstheologie?
Über die Verteufelung des politischen Islam



25

Herbst 2007 Mit dem Widerstand

zer der bedrängten Kreatur, das Gemüt 
einer herzlosen Welt, wie sie der Geist 
geistloser Zustände ist. Sie ist das Opi-
um des Volks.“

Die Absetzung von der junghege-
lianischen Religionskritik war ein ent-
scheidender Punkt auf Marxens Ent-
wicklungsweg. Er richtete sich dabei 
auch gegen den bürgerlich-aufkläre-
rischen Atheismus, den er als Kampf 
gegen Windmühlen verstand. Viel-
mehr ging es ihm darum, jene Um-
stände praktisch-politisch zu verän-
dern, die der Religion bedürfen, die 
sie also als falsche Ideologie hervor-
bringen.

Mittlerweile sind zwei ereignis-
reiche Jahrhunderte der Kriege und 
Revolutionen ins Land gezogen und 
haben die Struktur der kapitalistischen 
Herrschaft grundlegend verändert. 
Dabei hat sich die Rolle der Kirche, 
die als Machtapparat auf Seiten des 
kapitalistischen Staates das legitime 
Ziel des Säkularismus war, gewandelt. 
Der kapitalistische Staat bedarf der 
Kirche kaum mehr und stützt sich auf 
eine zeitgemäßere liberalistische Zi-
vilreligion, die viel durchdringender 
ist. (…)

Das ist politisch an der Position 
zum imperialen „Anti-Terrorkrieg“ 
ablesbar. Die USA führen diesen in der 
Substanz als christlichen Kreuzzug ge-
gen den Islam. Obwohl Europa ob sol-
ch alttestamentarischen Obskurantis-
mus die Nase rümpft, beteiligt es sich 
dennoch an dem Krieg, wobei es sich 
seinerseits als säkularistisch-aufkläre-
risch deklariert und sich dabei zivili-
satorisch allen überlegen wähnt. Wäh-
rend dessen fand der Vatikan immer 
wieder kritische Worte zum Krieg, die 
am moderaten Rand der Antikriegs-
bewegung durchaus anschlussfähig 
waren und gegenüber sozialdemokra-
tischen Positionen sogar als radikal 
wahrgenommen werden könnten.

Die Kirche ist dem Säkularismus 
unmerklich als Feind verlorengegan-
gen, während er damit beschäftigt war, 
sich gegen einen neue am Horizont he-
raufziehende Bedrohung zu wappnen, 
nämlich dem Islam.

Allein, der Säkularismus hat dabei 
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„vergessen“, dass sich der gegenwärtige 
politische Islam in seiner politisch-so-
zialen Funktion in keiner Weise mit 
jener historischen der Kirche verglei-
chen lässt – einmal ganz abgesehen da-
von, dass es in der Mehrheitskonfessi-
on des sunnitischen Islam überhaupt 
keinen Klerus gibt. (…) Der entschei-
dende Unterschied ist, dass der poli-
tische Islam sich in einem scharfen 
Konfl ikt mit dem kapitalistisch-im-
perialistische Zentrum befi ndet, wäh-
rend die Kirche eine Bastion derselben 
zu sein pfl egte. Das war nicht immer so, 
hat sich aber mit dem Niedergang der 
linken, säkular-nationalistischen Be-
freiungsbewegungen entwickelt. Der 
Wendepunkt war auch hier 1989/91. 
Heute wird der politische Islam unter 
verschiedenem Titel vom Imperialis-
mus als Hauptgegner angesehen.

Wir erlauben uns für diese Posi-
tion den Begriff  des säkularistischen 
Fundamentalismus zu verwenden, der 
den Fortschritt im Mund führt, aber 
realpolitisch chauvinistisch-reaktionär 
und vor allem neokolonial geworden 
ist. Der Westen hat ganz so wie in den 
Höhepunkten des Kolonialismus eine 
« mission civilisatrice ». Selbst versteht 
er sich als Antipode zum Fundamen-
talismus, den er zu bekämpfen vorgibt. 
Er nimmt für sich die vernunftmäßige 
Begründung in Anspruch, die ohne 
starres, dogmatisches, gegebenes Fun-
dament auskommt. Doch unter der 
Hand ist sein Ideengebäude genau zu 
einem solchen starren Fundament ver-
kommen, das vom gesellschaftlichen 
Kontext abgeschnitten wurde. Die-
ser fundamentalistische Säkularismus 
legitimiert im Namen des Kampfes 
gegen die Religion die bestehenden 
Herrschaftsverhältnisse, die letztend-
lich die Religion erst notwendig ma-
chen. (…)

Befreiungstheologie

Als in den 70er und 80er Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts vor allem in 
Lateinamerika politische Bewegungen 
erstarkten, die sich auf die Th eologie 
der Befreiung beriefen, stieß das bei 
der Linken auf allergrößte Zustim-
mung und wurde als Verbreiterung 
der Front willkommen geheißen. Der 
Kampf gegen die bestehenden impe-

rialistischen Herrschaftsverhältnisse 
wurde von der christlichen Linken mit 
einer religiösen Doktrin kombiniert 
und legitimiert. Viele der Exponenten 
der Befreiungstheologie brachen mit 
Rom und proklamierten eine Basiskir-
che ohne Hierarchien, die sich auf das 
kirchenlose Urchristentum beruft.

Ein Vierteljahrhundert später, wo 
im Nahen Osten, der Region, die heu-
te die zentrale Zielscheibe des imperi-
alistischen Krieges ist, ähnlich gear-
tete politisch-religiöse Bewegungen 
an vorderster Front Widerstand ge-
gen Besatzung und westliche Domi-
nanz leisten, da scheinen diese Erfah-
rungen wie weggeblasen. Man kann 
nicht umhin zu denken, dass diese 
gänzlich andere Rezeption damit zu-
sammen hängt, dass deren religiös-kul-
tureller Hintergrund nicht christlich, 
sondern islamisch ist.

Spätestens an diesem Punkt wird 
aus allen Kanonenrohren gegen die 
Analogie geschossen. Ein Vergleich sei 
nicht möglich, denn beim politischen 
Islam handelte es sich um eine reakti-
onäre Bewegung, die über lange Zeit 
gegen den Kommunismus und die 
Sowjetunion mit den USA und dem 
Westen im Bündnis gestanden wäre. 
Trotz der Abwendung von Washing-
ton bleibe der Islamismus reaktionär, 
weil er sich nach wie vor gegen den So-
zialismus und die Emanzipation richte 
und diktatorische Herrschaft anstrebe. 
Mit Beispielen ist man schnell bei der 
Hand: Mit dem Verweis auf al-Qa ‘i-
da, die Islamische Republik Iran oder 
die afghanischen Taliban glaubt man, 
Recht behalten zu können.

Jedes der Beispiele bedürfte einer 
separaten Betrachtung unter Einbezie-
hung des lokalen und regionalen Kon-
textes, wofür hier kein Raum ist. Diese 
Untersuchungen würden ein klares an-
tiimperialistisches Moment aufzeigen, 
das zwar durchaus mit reaktionären 
Momenten verschmolzen sein mag, 
das aber in letzter und globaler Konse-
quenz den Bewegungsspielraum linker 
revolutionärer Kräfte erhöht.

Es lassen sich zahlreiche Beispiele 
fi nden, wo der Islamismus nicht nur 
eine antiimperialistische, sondern 
auch sozial fortschrittliche Rolle 
spielt, wie bei der libanesischen Hiz-
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bullah oder beim palästinensischen Is-
lamischen Jihad. Hier seien nur zwei 
sehr bekannte Bewegungen genannt, 
doch fast in jedem Land fi ndet man 
kleinere krypto-linke islamische und 
islamistische Gruppierungen, die auch 
historisch auf die eine oder andere Art 
und Weise Schnittpunkte mit der Lin-
ken aufweisen.

Es lässt sich eine globale, allge-
meine Tendenz feststellen, die alle Be-
wegungen betrifft und sie in einen 
zunehmenden Widerspruch zum Im-
perialismus bringt. Dieser Konfl ikt 
drängt den politischen Islam dazu, die 
subalternen Klassen und ihre Interes-
sen nach sozialer Gerechtigkeit und 
politisch-kultureller Selbstbestim-
mung im Kampf anzusprechen. Das 
stößt sie nicht nur auf das Feld der 
Linken, sondern auch zur Kooperati-
on mit dieser. Natürlich ist diese Ten-
denz nicht bruchlos und automatisch, 
aber sie ist einerseits real, am kon-
kreten Gang der Entwicklung abzu-
lesen und andererseits notwendig im 
Sinne von imperativ, denn anderes 
kann der Widerstand nicht die Kräfte 
mobilisieren, die für nachhaltige Siege 
notwendig sind.

Kampf der Kulturen

Es lohnt sich, die Transformation des 
politischen Islam zu Befreiungsbewe-
gungen bis an die Wurzeln zu verfol-
gen. Diese hängt natürlich wesentlich 
mit dem Ende des linken, säkularen 
Nationalismus zusammen. Der Mar-
xismus und die Linke stellten für die 
Unterdrückten der Dritten Welt die 

„gute Seite“ des Westens dar, die für 
Befreiung und Emanzipation vom Ko-
lonialismus – trotz aller Einschrän-
kungen – standen. Die UdSSR – auch 
hier mit gewichtigen Abstrichen – war 
das staatliche Bollwerk, das ein globa-
les Gegengewicht gegen den Imperia-
lismus darstellte und so Spielraum für 
eigenständige Entwicklungsprojekte 
verschaff te.
Der Sieg des imperialistischen Kapita-
lismus auf ganzer Linie ließ den We-
sten samt seiner Kultur und seinen 
Werten als einheitlichen imperialis-
tischen Block erscheinen. Die Demo-
kratie, die Aufklärung, die Linke, all 
das was früher von den Befreiungsbe-

wegungen in ihr Repertoire aufgenom-
men worden war, wurde nun gegen sie 
in Stellung gebracht. Nachdem der 
Kommunismus als Alternative nicht 
mehr vorhanden war, konnten nun 
die westlichen Bomben im Namen 
von Menschenrechten, Demokratie, 
Frauenemanzipation usw. fallen.

Hinzu kommt, dass auch die lin-
ken, säkularen Befreiungsbewegungen 
in der Dritten Welt zur Kapitulati-
on und zur Übernahme der liberali-
stischen Th esen à la Clinton neigten. 
Paradigmatisch ist dabei das Beispiel 
Palästinas, des unversöhnlichsten und 
beständigsten kolonialen Konfl ikts in 
der Welt. Arafats Fatah ging mit den 
Osloer Verträgen auf die amerikanisch-
israelischen Bedingungen ein, ohne 
nur eine einzige der grundlegenden In-
teressen der unterworfenen Palästinen-
ser erfüllt zu bekommen – außer ein 
paar vagen Versprechungen. Nach an-
fänglicher Unterstützung durch weite 
Teile der Bevölkerung erkannte man 
nach und nach, betrogen worden zu 
sein, nachdem sich Israel nicht ein-
mal zu einer Bantustan-Lösung bereit 
erwies. Während die Fatah an ihrer 
neuen Rolle als Kolonialverwaltung 
festhielt, regte sich in der Bevölke-
rung zunehmend Widerstand. Die is-
lamische Bewegung, die in Form der 
Moslembrüder historisch eine quietis-
tische bis kollaborationistische Rolle 
gespielt hatte, wurde zunehmend zum 
Träger dieses Widerstands. Das Projekt 
der nationalen Befreiung vom Zionis-
mus, das links und säkularistisch argu-
mentiert kaum mehr Hoff nung auf 
Erfolg versprach, erhielt mit religiöser 
Begründung neue Anziehungskraft.

Für kurze Zeit, nach dem Ende 
der Sowjetunion, schien der um die 
USA gruppierte Kapitalismus unter 
dem Namen Globalisierung als einzige 
Möglichkeit der Entwicklung, nicht 
nur im Westen. Die vollmundigen 
Versprechungen Clintons von Frieden, 
Prosperität und Demokratie für die 
ganze Welt wurden entweder geglaubt 
oder als alternativlos hingenommen. 
Doch in dem Maße, in dem diese Il-
lusionen an der bitteren imperialis-
tischen Realität zerstoben, sprang auch 
der Widerstand der Verlierer dieser 
proklamierten „Neuen Weltordnung“ 

an. Doch er war gezwungen, sich neue 
Banner, neue Begründung, neue Legi-
timität zu geben, denn die Linke war 
geschlagen. Die globale Tendenz ging 
und geht dahin, den Widerstand und 
ein alternatives gesellschaftliches Mo-
dell aus den eigenen autochthonen 
kulturellen Wurzeln heraus zu begrün-
den – einerlei wie sehr diese real oder 
mystifi ziert sein mögen, denn ihre ge-
schichtliche Wirksamkeit hängt nicht 
in erster Linie von deren historischen 
Richtigkeit ab.

Huntingtons „Kampf der Kul-
turen“ ist sicher ein chauvinistisches 
Machwerk. Doch es greift zweifellos 
reale Tendenzen auf. Es antwortet aus 
imperialistischer Sicht auf tatsächliche 
Entwicklungen. Es reicht nicht aus, 
Huntingtons Th esen in Bausch und 
Bogen zu verdammen und ihm die 
politischen Projekte der 1920er oder 
auch der 1960er Jahre entgegenzuhal-
ten, die ein globales revolutionären 
Subjekt gegen den Kapitalismus oder 
zumindest zwei klar erkennbare Blö-
cke aufwiesen. Huntington konsta-
tiert, was der common sense schon 
lange erfasst hat. Er mag übertreiben, 
wenn er das Ende der säkularen Ide-
ologien proklamiert, und aus dieser 
Vereinfachung die Notwendigkeit des 
kulturell-religiös begründeten Krieges 
der USA ableitet. Aber es ist eine un-
leugbare Tatsache, dass die globalen sä-
kularen Ideologien ihre Wirksamkeit 
stark eingebüßt haben.

Huntington sieht die Konkurrenz 
der verschiedenen Kulturen, stellt sie 
aber alle als in derselben Liga spielend 
dar. Er kann zwar nicht umhin, die en-
ormen globalen sozialen Diff erenzen 
einzuräumen, aber als Triebkraft des 
Konfl ikts will er sie nicht gelten las-
sen. Wir wollen keineswegs der ökono-
mistischen Th ese, dass alle Geschichte 
auf wirtschaftliche Faktoren zurückzu-
führen sei, das Wort reden, aber uns 
erscheint der “clash of civilisations” als 
kulturelle Verkleidung oder Überfor-
mung eines Klassenkampfes. (…)

Die Konfl iktlinien verlaufen also 
nicht in erster Linie zwischen den Kul-
turen, sondern vor allem zwischen 
dem imperialistischen Zentrum und 
den unterworfenen, unterdrückten 
und ausgebeuteten Milliardenmassen 
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der Welt. Im Kampf für die Verbes-
serung ihrer Lage formieren sie die-
se Interessen gegenwärtig entlang der 
genannten kulturellen Linien. Die zu-
grundeliegende Substanz bleiben aber 
die zum Explodieren gespannten Un-
gleichheiten und Widersprüche im 
kapitalistisch-imperialistischen Welt-
system.

Aus diesem Gesamtzusammen-
hang werden auch die Tendenzen klar, 
welche die Entwicklungsrichtung des 
politischen Islam bestimmen. Die is-
lamistische Ideologie ist sicher kei-
ne noch so verbrämte des Klassen-
kampfes, im Gegenteil wünscht sie 
sich die möglichst konfl iktfreie Ein-
heit der Ummah, der globalen isla-
mischen Gemeinschaft. Auch wollen 
wir uns nicht zur Behauptung verstei-
gen, dass der Bezug auf die Religion 
nur eine äußere Hülle wäre. Nein, die 
Ideologie ist ein Stück weit mit Max 
Weber selbst konstitutiv für den Kon-
fl ikt. Dennoch kennt der politische 
Islam seinen Hauptfeind, den Impe-

rialismus. Um gegen diesen Erfolge 
erzielen zu können, muss er die sub-
alternen Klassen der kapitalistischen 
Peripherie, die breiten Volksmassen 
gegen die eigenen Eliten, die mit dem 
Westen unter einer Decke stecken, mo-
bilisieren. Diese haben Interessen nach 
sozialer Gerechtigkeit und politischer 
Beteiligung, die der politische Islam 
zwar auf seine Weise formulieren, aber 
bei Strafe des Scheiterns nicht gänzlich 
unterdrücken kann. (…)

Die Forderung nach sozialer Ge-
rechtigkeit und Selbstbestimmung 
enthält ein universelles Element, dass 
nicht nur die Möglichkeit eines brei-
ten politischen Konsens bis in die 
Mittelklassen ermöglicht – wobei 
die kulturalistische Einfärbung nicht 
Nachteil, sondern Vorteil sein kann – 
sondern auch über den eigenen kul-
turellen und religiösen Bereich an-
schlussfähig ist. Sie enthält den Keim 
einer globalen antiimperialistischen 
Front, die wenn man so will krypto-
kommunistisch ist, die aber nicht den 

Fehler der Vergangenheit, der ganzen 
Welt unter dem Deckmantel des Mar-
xismus die westliche zutiefst positivi-
stische Kultur aufzudrängen, wieder-
holt. (…)

Willi Langthaler

Anzeige
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Zuerst möchte ich meinen Dank an 
das Publikum für sein Interesse an 
der Situation im Irak unter der bru-
talen amerikanischen Besatzung aus-
sprechen. Mein besonderer Dank und 
meine besondere Zuneigung gehen an 
die Freunde, die unermüdlich gearbei-
tet und diese Konferenz zur Unterstüt-
zung des arabischen Widerstands im 
Irak, im Libanon und in Palästina or-
ganisiert haben.

Sehr geehrte Zuhörer, wir erinnern 
uns alle an die Stimmen gegen Ag-
gression und Krieg, die Stimmen der 
Menschen dieser Erde, an die Millio-
nen, die im Februar 2003 ihre Ableh-
nung des Krieges im Irak verkündet 
und bekräftigt haben. Diese Millionen 
waren sich bewusst, dass die obersten 
menschlichen Werte der Freiheit, der 
Gerechtigkeit und der Gleichheit am 
meisten Nachdruck erhalten, wenn sie 
in Übereinstimmung mit den interna-
tionalen Grundrechten und Normen 
und den Prinzipien der Wahrheit ein-
gefordert werden. Ein gerechter Frie-
den ist die mögliche Lösung für alle 
internationalen Konfl ikte und der Be-
weis dafür, dass Krieg nicht immer der 
unumgehbare Weg ist. Ein Frieden, 
der auf Gerechtigkeit und Wahrheit 
basiert, ist ein Zeichen des äußersten 
Mutes, denn er stellt ein Urteil dar, 
das auf Vernunft und fairem Verhal-
ten begründet ist.

Aber der Imperialismus und die 
neokonservative Bande in Washington 
haben sich geweigert, auf die Stimme 
der Menschen zu hören. Sie beteili-
gen sich stattdessen am Schüren von 
Hass und folgen zionistischen My-
then. (…)

Das Projekt des amerikanischen 
Imperiums hat mit der Besatzung des 
Irak angefangen und ist ein grausames, 
zügelloses imperialistisches Unterfan-
gen, das die ganze Menschheit bedroht. 
Dieses Projekt ist heute mit der be-
waff neten irakischen nationalen Wi-
derstandsbewegung konfrontiert, die 
seine Grundpfeiler erschüttert. In den 
Straßen Bagdads und anderer Städte 

werden die imperialistischen Waff en 
und Technologien bloß gestellt, der 
amerikanische Hochmut frisst Dreck.

Niemand kann die Effektivi-
tät der irakischen Widerstandsbewe-
gung leugnen. Dieser Widerstand be-
kämpft nicht nur die angelsächsische 
Besatzung und deren Verbündete und 
Werkzeuge, sondern hat das gesamte 
amerikanische und zionistische im-
perialistische Projekt in der Region in 
Verwirrung gestürzt. Die Folgen die-
ser Verwirrung zeigen sich nun auch 
an anderen Orten, von Asien bis La-
teinamerika.

Es gibt ein erstaunliches und eigen-
artiges Paradoxon, nämlich der totale 
Boykott des irakischen Widerstands 
durch sämtliche Staaten und offizi-
ellen Institutionen dieser Welt. Alle 
halten sich – mit wenigen Ausnahmen 

– an die politischen Verbotslinien, die 
von der amerikanischen Amtsführung 
gezogen wurden, wo es um den Irak 
geht. Und das obwohl sie wissen, dass 
der irakische Widerstand den Kampf 
der gesamten Menschheit gegen ei-
nen brutalen Imperialismus führt, und 
dass dieser Kampf grenzenlose Mög-
lichkeiten für alle eröff net, deren Ziel 
es ist, die edelsten, glorreichsten und 
dauerhaftesten Errungenschaften der 
menschlichen Gattung umzusetzen.

Es liegt in der Natur der Dinge, 
dass diejenigen, die an der Aggression 
gegen den Irak und an dessen Besat-
zung teilnehmen, weiterhin – mitsamt 
ihrer Institutionen und Organisati-
onen – den Widerstand bekämpfen 
und ihn boykottieren. Unverständlich 
hingegen ist, dass Länder wie Kuba 
und Venezuela nach vier Jahren des 
Widerstands weiterhin unaufmerksam 
und uninteressiert sind gegenüber der 
Situation und der Entwicklung des 
Kampfes gegen den Imperialismus auf 
dem irakischen Schauplatz, obwohl 
diese beiden Staaten stets das Ziel von 
amerikanischen imperialistischen Ver-
schwörungen sind. Wann werden wir 
einsehen, dass der Widerstand gegen 
den Imperialismus, egal in welcher 

Form und unter welchem Motto er 
stattfi ndet, der gegenseitigen Solida-
rität und Unterstützung bedarf!

Die Vereinigten Staaten und de-
ren Alliierte und Anhänger, das zionis-
tische Staatskonstrukt und auch Iran 
nehmen an einer umfassenden Opera-
tion teil, die sich im Krieg gegen den 
irakischen Widerstand verschiedener 
Mittel bedient, um ihn politisch, ma-
teriell und publizistisch einzukreisen. 
Das ist weder neu noch unerwartet: 
Das gemeinsame Interesse der genann-
ten Kräfte bestand von Anfang an in 
der Zerstörung des Irak und in der Ver-
nichtung seiner wirtschaftlichen, wis-
senschaftlichen und militärischen Res-
sourcen. Dieses Land soll zerschlagen 
und seine Reichtümer sollen geplün-
dert werden.

Der linke Schriftsteller James Pe-
tras analysiert die Existenz zweier 
Machtpole im Irak: Auf der einen Sei-
te die Besatzungskräfte, auf der ande-
ren Seite der bewaff nete Widerstand. 
Er ordnet die Marionnettenregierung 
mit ihren bewaff neten Kräften, die 
Milizen mit lebenswichtigen Bezie-
hungen zum Iran, die Sicherheitsfi r-
men, die Söldner, die Mafi abanden 
und die kurdische Peshmerga allesamt 
der Besatzungsmacht zu. Petras fragt 
sich zu Recht, wo man die regulären 
iranischen Truppen verorten muss, die 
im Irak tätig sind. Dazu zählen das Al-
Quds-Korps, die Garde unter dem Be-
fehl von General Qassim Sulaimani 
und Brigadier Abtahi, und die große 
Anzahl iranischer Geheimdienstleute, 
die dem Befehl von Aghai Muhamma-
di unterstehen. Hieraus ist zu schlie-
ßen, dass die politische und militä-
rische Zusammenarbeit zwischen den 
angelsächsischen Besatzern und den 
iranischen Kräften dem politischen 
Projekt der amerikanischen Besatzung 
volle Unterstützung leistet. Es besteht 
eine Zusammenarbeit zwischen diesen 
beiden Parteien mit dem Ziel, den na-
tionalen bewaff neten Widerstand mit-
hilfe demagogischer Lügen zu zerstö-
ren. Was Iran angeht, so hat sich dieser 

Der irakische Widerstand 
als globaler antiimperialistischer Pol
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im Irak seine Werkzeuge sowie deren 
Schutz und seine Instrumente zur Ver-
breitung von Propaganda längst ge-
schaff en.

Zurzeit stellt der Irak das entschei-
dende Schlachtfeld gegen den ame-
rikanischen Imperialismus dar, und 
der amerikanische Präsident Bush sagt 
selbst, dass die Zukunft der USA im 
Ausgang der Kämpfe in den Straßen 
von Bagdad liegt. Der Triumph des 
nationalen bewaffneten irakischen 
Widerstands wird eine schwere Nie-
derlage für den amerikanischen Impe-
rialismus bedeuten und weltweit neue 
Perspektiven eröff nen!

Trotz ihrer Propaganda gegen den 
„Großen Teufel“ sind der Iran und sei-
ne Anhänger mit eben diesem Teufel 
vereint – im Kampf gegen den nati-
onalen bewaff neten Widerstand im 
Irak. Wir können die Trotzreaktionen 
des Iran gegen die USA und gegen 
das zionistische Staatskonstrukt im 
Falle des Libanon nur so interpretie-
ren, dass Iran diese Anstrengungen 
nur deshalb unternimmt, um den ira-
nischen Einfl uss auszudehnen: Das 
Ziel ist eine Übereinkunft mit dem 
US-Imperialismus, um in der Region 
eine vorherrschende Rolle zu über-
nehmen. Manche arabische Autoren 
und Intellektuelle versuchen aus je-
weils verschiedenen Motiven heraus 

– meist aber mit dem Anliegen, ira-
nisches Gold und Dollars zu erhalten 

– Iran in die Reihe des arabischen Wi-
derstandskampfes gegen den US-Im-
perialismus zu stellen. Sie haben das 
Ziel, die Leute zu irritieren und Un-
klarheit zu schaff en, ohne aber über-
zeugend belegen zu können, dass Iran 
eine strategische Auseinandersetzung 
mit dem zionistischen Staatskonstrukt 
führt.

Die Eskalation und Diversifi zie-
rung der Aktivitäten des nationalen 
bewaff neten Widerstands haben Ver-
wirrung und Zerwürfnisse in den 
Reihen des iranisch-amerikanischen 
Zweckbündnisses hervorgerufen. Die 
Ereignisse beschleunigten sich zugun-
sten des Widerstands und zulasten der 
zwei Besatzungsprojekte – des ame-
rikanischen und des iranischen. Das 
machte neue Pläne zur Erneuerung 
der iranisch-amerikanischen Bezie-

hungen erforderlich: Die Hinrichtung 
von Präsident Saddam Hussein, das 
neue Gesetz über Erdöl-Investitionen, 
das von al-Malikis Iran-freundlicher 
Regierung erlassen wurde und von 
Präsident Bush persönlich entworfen 
worden war, und die vor kurzem in 
Bagdad abgehaltene Konferenz sind 
Schritte zur Abstimmung zwischen 
der US-Besatzung und dem Iran. Dies 
erklärt, warum manche Parteien und 
Bewegungen, die vom Iran gegründet 
wurden und von ihm gesteuert werden, 
sich daran beteiligen, den irakischen 
Widerstand einzukreisen und seinen 
Ruf in den Medien zu diff amieren – 
und zwar unter Verwendung dersel-
ben Ausdrücke, die auch die Besat-
zungsmedien benutzen, wenn sie den 
irakischen Widerstand und seine Ope-
rationen beschreiben.

Was die arabische Heimat betriff t, 
so unterstützen die breiten Massen des 
Volkes den Widerstand mit einem sel-
tenen Enthusiasmus; die arabischen 
Regime hingegen sind in Aktivitäten 
verwickelt, die sich gegen den ira-
kischen Widerstand richten – sie boy-
kottieren den Widerstand und seine 
Unterstützung in den Massen, was na-
türlich auf die Unterwürfi gkeit dieser 
Regime gegenüber dem US-Imperia-
lismus zurückzuführen ist.

Heute sind die Gefängnisse der 
arabischen Regimes überfüllt. Tausen-
de von jungen Arabern, die ihre Un-
terstützung für den Widerstand be-
kundeten und von denen viele in den 
Irak zogen, um sich dem Widerstand 
anzuschließen, darben in diesen Ge-
fängnissen. (…)

Die arabischen Regimes, ihre 
Journalisten und Medien wiederho-
len mit einer gewissen Zurückhaltung 
die Lügen, die von der Propaganda-
maschine der Besatzer gegen den Wi-
derstand verbreitet werden. Alle die-
se arabischen Regimes applaudierten 
ungeniert den unmenschlichen ame-
rikanischen Bombardements unserer 
irakischen Städte. (…) Diese verdor-
benen Regimes haben sowohl die Ag-
gression gegen den Irak als auch dessen 
Besatzung gebilligt oder sogar daran 
teilgenommen.

Es ist eine traurige und schmerz-
liche Tatsache, dass die Mehrheit der 

politischen Eliten in der arabischen 
Region nicht imstande ist, aus dem 
irakischen Widerstand und den Mög-
lichkeiten, die er bietet, Lehren zu 
ziehen. Versuche, den Widerstand zu 
unterstützen, bleiben oberflächlich, 
demonstrativ und nutzlos und verhar-
ren innerhalb der Grenzen, die ihnen 
von den regierenden Regimes gesetzt 
werden. Sie bleiben somit weit hinter 
den Bestrebungen und Zielvorstel-
lungen der Massen zurück. (…)

Auf der internationalen Bühne, be-
sonders aber in Europa, haben sich 
die linken Organisationen und die 
der Zivilgesellschaft rund um das 
World Social Forum (WSF) von An-
fang an geweigert, einen klaren Stand-
punkt gegen die Besatzung und für 
den Widerstand einzunehmen. Statt-
dessen erhoben sie ihre Stimme mit 
dem falschen und verwirrenden Slo-
gan: „Nein zu Krieg, nein zu Terroris-
mus!“ Ihre Rechtfertigung hierfür ist, 
dass der Widerstand nicht die Werte 
der Aufklärung und des Liberalismus 
vertrete. Sie wollen einen Widerstand 
nach ihren Vorstellungen, von ihren 
Werten und ihrer Kultur verfälscht, 
und gleichzeitig wollen sie ihren An-
spruch kaschieren, eine maßgebende 
moralische Autorität für andere Völker 
und Nationen zu sein. Das ist abscheu-
licher Rassismus! Worin unterscheidet 
sich dieser von den Amerikanern, die 
erklärten, dass sie den Nahen Osten 
in den Farben des amerikanischen Le-
bensstils erleuchten lassen würden?

Die Führer des WSF spielen mit 
Begriffen, um ihren wahren Stand-
punkt zu verschleiern, denn dieser 
fügt sich den Slogans der amerika-
nischen Administration vom „Krieg 
gegen den Terror“. Und wenn sie den 
Widerstand als Terror bezeichnen, 
rechtfertigen sie damit die amerika-
nische imperialistische Aggression ge-
gen mehr als nur ein Land. Sie leug-
nen das Recht der Völker, aggressiven 
Armeen, die über ihre Länder herfal-
len, Widerstand zu leisten und einen 
Befreiungskampf zu führen. Wir wis-
sen sehr wohl, dass die Führer des WSF 
mit kapitalistischen Kreisen und Insti-
tutionen in ungebrochener Eintracht 
verbunden sind. (…)

Um den Imperialismus tatsächlich 
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anzugreifen und die Völker, welche 
die imperialistische Verfolgung, He-
gemonie und Ausbeutung erleiden, 
zu unterstützen, gibt es keine andere 
Alternative für ernst zu nehmende an-
tiimperialistische Organisationen, als 
die Reihen in einem neuen internati-
onalen Rahmen – fernab vom WSF – 
zu schließen.

Verehrtes Publikum, im Zusam-
menhang des Gesagten sehen wir die 
außerordentliche Wichtigkeit dieser 
Konferenz, die einen gewaltigen, ernst 
zu nehmenden und mutigen Schritt 
darstellt, um den Boykott gegen den 
nationalen Widerstand im Irak zu zer-
schlagen. Wir hoff en, dass dies der Be-
ginn eines Vereinigungsprozesses der 
antiimperialistischen Kräfte auf der 
ganzen Welt ist, auf dem Weg zum 
Aufbau einer internationalen Einheits-
front gegen den Imperialismus.

Zum Abschluss möchte ich noch 
kurz auf die Voraussetzungen für den 
Sieg über die Besatzer eingehen. Wich-
tigste Voraussetzung, um die Besat-
zung zu Fall zu bringen, ist die Aus-
dehnung des totalen, anhaltenden und 
organisierten Widerstands auf das ge-
samte irakische Territorium und die 
Fortführung der Bildung eines ver-
einten nationalen Rahmens für alle 
bewaff neten Widerstandsfraktionen 
und für alle politischen Kräfte, die ge-
gen die Besatzung sind.

Eine weitere Voraussetzung be-
steht darin, die personellen wie auch 
die wirtschaftlichen Ressourcen des 
Feindes anhaltend und schwer zu tref-
fen, sodass die amerikanische Gesell-
schaft die Situation nicht länger dul-
den wird. Auch die Bemühungen, den 
Widerstand auf andere Länder in der 
Region auszuweiten, werden entschei-
dend daran mitwirken, die Besatzer 
und die pro-amerikanischen Regimes 
in Verwirrung zu stürzen. Dies wird 
eine existentielle Bedrohung für die 
amerikanischen Interessen und für die 
unterdrückerischen und korrupten 
Regimes in der ganzen Region dar-
stellen.

Die Ausweitung der internationa-
len Unterstützung für den Widerstand 
und die größtmögliche Verbreitung 
der Wahrheit über die Verbrechen der 
Besatzer wird dazu führen, dass sie 

noch mehr in die Enge getrieben wer-
den, ihre Glaubwürdigkeit weiter ver-
fällt und ihr Kampfgeist geschwächt 
wird. All dies wird ihren Zusammen-
bruch und ihre Niederlage beschleu-
nigen.

Abdul Jabbar al-Kubaysi

Übersetzung: Farah Abu Jurji und Elisabeth 
Lindner-Riegler

Abdul Jabbar al-Kubaysi ist Generalsekretär der 
Irakischen Patriotischen Allianz (IPA) und Spre-
cher der Patriotic National Islamic Front, die 
als politische Vertretung der irakischen Wider-
standsbewegung gilt. Er wurde im September 
2004 von der US-Armee gekidnappt und bis De-
zember 2005 in Isolationshaft festgehalten.
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Heute sprechen die Medien nur mehr 
über den konfessionellen Bürgerkrieg im 
Irak. Was ist da dran?

Tatsächlich provozieren die US-
Besatzer und die von ihnen eingesetz-
te Regierung einen solchen Bürger-
krieg entlang religiöser Linien. Auch 
die Iraner sind daran interessiert, weil 
sie ebenfalls die Errichtung eines fö-
deralen Teilstaates im Süden des Iraks 
im Auge haben. Ziel ist es, Sunniten, 
Christen und Mandäer zu vertreiben 
und eine rein schiitische Zone im Sü-
den bis einschließlich Bagdad zu schaf-
fen. Darum auch die Heftigkeit der 
konfessionellen Attacken in der alles 
entscheidenden Hauptstadt. Dann ist 
da noch das Bündnis mit den Kurden 
im Norden. Auf diese Weise glauben 
sie den Irak unter ihre Kontrolle be-
kommen zu können.

Es gibt ausreichend Beweise dafür, 
dass die USA, ihre lokalen Verbünde-
ten und der Iran die eigentliche Quel-
le der Gewalt sind. Immer wenn Bom-
ben ferngezündet werden und gezielt 
Zivilisten töten, kann man davon aus-
gehen, dass die USA und ihre Verbün-
deten die Finger im Spiel haben.

Anfangs versuchten die Medien 
am Ort des Geschehens Augenzeu-
gen zu befragen. Immer wieder kam 
zu Tage, dass sich niemand selbst in 
die Luft gesprengt hatte. Nun wird 
alles abgesperrt und jeder Zugang un-
terbunden. Man will, dass die Massa-
ker Kämpfern des Widerstands in die 
Schuhe geschoben werden.

Diese Ausrichtung der Machtha-
ber zeigt sich an tausenden kleinen 
Beispielen. So wurden im Bagdader 
Bezirk Adhamiya der Name einer 
wichtigen Straße über Nacht geän-
dert. Statt einer sunnitischen religi-
ösen Figur wird nun eine schiitische 
geehrt. Es war die schiitische Gemein-
de von Adhamiya selbst, die den alten 
Namen wieder herstellte, mit dem Er-

gebnis, dass in der Folge die Schilder 
abermals unter dem Schutz US-ame-
rikanischer Hummer ausgewechselt 
wurden.

Allerdings gelang es bis jetzt nicht 
die sunnitisch-schiitische Spaltung bis 
in die Tiefe des Volkes zu tragen. In 
den großen Städten mag es da und 
dort gelingen, extrem arme und un-
gebildete Elemente aufzuhetzen, aber 
im Großen und Ganzen bleibt das ara-
bisch-irakische Nationalbewusstsein 
dominant. Der Streit vollzieht sich vor 
allem auf der Ebene der offi  ziellen Po-
litik. Die sunnitische Islamische Par-
tei, verbündet mit den USA, streitet 
mit dem schiitischen Block, verbün-
det mit den USA und dem Iran, und 
umgekehrt.

Schauen Sie zum Beispiel nach Na-
jaf. Die schiitischen Ayatollahs ara-
bischer Herkunft sprechen sich nach 
wie vor für die nationale Einheit und 
gegen die Besatzung aus. Oder neh-
men wir das Beispiel der Provinz Dia-
la, die halb schiitisch, halb sunnitisch 
ist und trotzdem als Hochburg des 
Widerstands gilt. Zwei große schii-
tische Stämme, al-Buhishma und die 
Anhänger Ayatollahs Abdul Karim al-
Mudheris beteiligen sich am Wider-
stand. Der Sohn des Ayatollahs fi el im 
Kampf als Kommandant eines Stam-
meskontingents. In der Provinzhaupt-
stadt Baquba sind Säuberungen nach 
dem Vorbild von Basra, wo die Sunni-
ten vertrieben werden, oder von Ama-
ra, wo die Mandäer vertrieben wer-
den, nicht denkbar. Natürlich greift 
der Widerstand nicht nur die US-Ar-
mee an, sondern auch die schiitischen 
Parteien und Milizen einschließlich 
der Mahdi-Armee, die sich am poli-
tischen Prozess beteiligen, sowie auch 
iranische Kräfte. Aber von Angriff en 
auf Zivilisten auf Basis ihrer Konfes-
sion hört man nichts.

Ein anderes Beispiel ist Tal Afar im 

Nordwesten nahe Mosul. Fünfzig bis 
Siebzig Prozent der Bevölkerung sind 
Schiiten, aber dennoch gilt es als eine 
der Hochburgen des Widerstands.

Im Irak leben große Stämme, de-
ren Angehörige sich über das ganze 
Land verteilen und beiden Konfessi-
onen angehören. Der Jiburi-Stamm 
kann zwischen Nasseria und Mosul 
angetroff en werden. Auch der Shama-
ri- und der Azuwi-Stamm sind multi-
konfessionell, so wie die meisten an-
deren und die interreligiösen Heiraten 
haben nicht aufgehört.

Anfangs setzten die USA alles auf 
die schiitische Karte, später wurden 
sie sich ihres Einfl ussverlustes bewusst. 
Sie adaptieren ihre Strategie unter dem 
Namen “redirection” mit dem Ziel, 
sunnitische Kräfte und Teile des Wi-
derstands am politischen Prozess zu 
beteiligen. Haben diese Versuche Er-
gebnisse gezeitigt?

Die USA haben irgendwann ein-
mal bemerkt, dass ihre Verbündeten 
vor allem dem Iran gegenüber loyal 
sind. So befi nden sich heute 13 Offi  -
ziere der iranischen Armee als Abge-
ordnete im Parlament. Im früheren 

„Regierungsrat“ gab es von 25 Mitglie-
dern nur sechs Araber beider Konfes-
sionen. Acht waren Angehörige ira-
kischer Minderheiten. Die Mehrheit 
stellten also wirkliche Ausländer. Die 
Hakim-Familie stammt beispielsweise 
aus Isfahan und noch vor einigen Jah-
ren nannte sie sich al-Isfahani.

Die Neokonservativen haben das 
Modell der ethnischen und religiösen 
Teilung entwickelt. Sie wollten eine 
Herrschaft der Schiiten, die im Bezug 
auf die gesamte arabische Welt eine 
Minderheit repräsentieren, die man 
glaubte besser steuern zu können.

Ursprünglich wollten die USA ih-
ren Feldzug bis nach Damaskus fort-
setzen und dort die sunnitische Mos-
lembrüderschaft an die Macht bringen. 
Damaskus wäre dann hinter den ira-
kischen Sunniten, Teheran hinter den 
irakischen Schiiten gestanden. Statt 
des Kampfes gegen den Imperialismus 

„Scheitern des politischen 
Prozesses stärkt al-Qa ‘i da“

Interview mit Abduljabbar al-Kubaysi, einer einfl ussreichen politischen 
Persönlichkeit des irakischen Widerstands und Generalsekretär der Ira-
kischen Patriotischen Allianz
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hätte sich der Krieg auf konfessioneller 
Basis vielleicht für Jahrzehnte fortge-
setzt. Aber der irakische Widerstand 
durchkreuzte diese Pläne.

Schnell erkannten die USA, dass 
sie dem Widerstand allein mit mili-
tärischen Mitteln nicht Herr werden 
konnten. Das ist der tiefere Grund 
für den Strategiewechsel. Sie initiier-
ten den politischen Prozess und ko-
optierten die sunnitische Islamische 
Partei. Sie versuchten so den See tro-
cken zu legen, in dem sich die Orga-
nisationen des Widerstands wie Fische 
bewegen. Aber schnell verlor die Isla-
mische Partei ihren Einfl uss und ihre 
Führer mussten in die Grüne Zone 
oder ins Ausland fl üchten.

Die USA erkannten auch, dass 
die Iraner den Staatsapparat stärker 
durchdrungen hatten, als es die von 
ihnen defi nierten Spielregeln vorge-
sehen hätten. Sie änderten ihre Stra-
tegie auch um diesen Kollateralscha-
den zu begrenzen.

Wie stellt sich die aktuelle Situation des 
Widerstandes auf militärischer und po-
litischer Ebene dar?

Der Widerstand gewinnt nach wie 
vor an Stärke. Man begann mit ein 
paar Tausend Kämpfern. Heute sind 
es mehr als hundert tausend. Auch ihre 
Kampfkraft steigerte sich. Mittlerwei-
le konnte die irakische Armee und Po-
lizei infi ltriert werden und selbst im 
Umfeld der US-Armee werden Infor-
mationen zusammengetragen. Das ge-
samte System des Widerstands umfasst 
vielleicht vierhundert tausend Mann.

Die US-Armee und ihre Alliierten 
zeigen Zeichen der Demoralisierung. 
Während der Widerstand um die Be-
freiung seines Landes kämpft, geht es 
den feindlichen Soldaten einzig ums 
Geld. Sie werden zunehmend barba-
risch, insbesondere die Söldner. Selbst 
die Erhöhung des Truppenstandes von 
US-Armee, irakischer Armee, Söld-
nern, Milizen zusammengenommen 
auf rund eine Million wird nicht hel-
fen.

Betrachten wir die vom Pentagon 
eingestandenen Verlustzahlen, die 
selbstverständlich geschönt sind. Las-
sen wir die Monate spezieller Opera-
tionen wie gegen Falluja oder Tal Afar 

außer Acht, so zeigt sich eine klare Ten-
denz. Anfangs wurden rund fünfzig 
GIs monatlich getötet, später wuchs 
die Zahl auf achtzig und jetzt befi nden 
wir uns bei rund hundert pro Monat.

Der Widerstand ist eine echte 
Volksbewegung geworden, eine Kul-
tur, die das Volk erfasst hat. Jeder lei-
stet seinen Beitrag. Die Tatsache, dass 
uns keine einzige Regierung hilft, hat 
auch ihre guten Seiten. Würden sie 
zahlen, so schliche sich hinter der ty-
pischen arabischen Fassade unweiger-
lich auch Korruption ein. Aber heute 
gibt es keine Ausreden. Die Menschen 
sind selbst verantwortlich sich zu or-
ganisieren, Geld zu sammeln, die Aus-
bildung zu organisieren und Angriff e 
zu planen.

Auch politisch gibt es Fortschritte. 
Die anfänglich hunderten Gruppen 
haben sich zu acht wesentlichen For-
mationen zusammengeschlossen. Was 
bisher noch nicht erreicht werden 
konnte, ist ein vereinigtes politisches 
Kommando.

Es gibt immer wieder Berichte von Zu-
sammenstößen zwischen dem Wider-
stand und al-Qa ‘i da. Welche Bezie-
hungen hat der Widerstand zu den 
salafi tischen und takfi ritischen Grup-
pen? 

Erinnern wir uns daran, wie der 
Westen anfangs den Widerstand als 
von ausländischen Kräften und An-
hängern des alten Regimes geführt 
denunzierte. Sie wollten damit aus-
drücken, dass der Widerstand keine 
Unterstützung im Volk hätte. Tatsäch-
lich entwickelte sich der Widerstand 
aus dem Volk heraus mit dem Ziel 
der Verteidigung der eigenen Identi-
tät gegen die unglaublichen Provokati-
onen des amerikanischen Neokolonia-
lismus. Weder ausländische Kämpfer 
noch Ba‘thisten waren die Triebkräfte 
beim Beginn des Widerstands.

Es war Saddam selbst, der wesent-
lich dazu beitrug, die Ba‘thisten zum 
Widerstand zu bringen. Er versteckte 
sich keineswegs um sein nacktes Leben 
zu retten, wie vielfach berichtet wur-

1 Bewaff nete sunnitische Gruppen, die alle, die 
sich nicht an ihrem Kampf beteiligen, als Un-
gläubige betrachten.

de. Nein, er bewegte sich von Stadt zu 
Stadt um Scheichs und Offi  ziere etc. 
zu kontaktieren. Er wies seine Leute 
an, sein Konterfei nicht als Symbol zu 
verwenden, sondern die Nation und 
den Islam in den Vordergrund zu stel-
len. Erst in den folgenden Monaten 
konnten sich die Ba‘thisten als Par-
tei reorganisieren. Aus der Sicht des 
Widerstands war es ein großes Glück, 
dass Saddam so lange nicht gefasst 
werden konnte.

Was al-Qa ‘i da betriff t, so gab es so 
etwas in den ersten beiden Jahren gar 
nicht. Selbst die Amerikaner sprachen 
vor allem von ausländischen Kämp-
fern, die in erster Linie über Syrien ins 
Land kommen würden. Sie versuchten 
einen Vorwand für einen Angriff  auf 
Syrien zu schaff en, obwohl Damaskus 
gar nichts zur Unterstützung des Wi-
derstands betrug. Im Gegenteil, zu-
mindest in den ersten Monaten über-
erfüllte Damaskus die aus Washington 
kommenden Forderungen um eine 
Aggression abzuwenden.

In den ersten Jahren handelte es 
sich vielleicht um tausend bis tausend 
fünfhundert Kämpfer, sowohl auslän-
discher als auch irakischer Provenienz. 
Ihre militärische Aktivität blieb be-
schränkten Umfangs. Übernahmen sie 
in diesem Zeitraum für etwa achthun-
dert Angriff e die Verantwortung, so 
führte der Widerstand die gleiche Zahl 
an Angriff en pro Woche durch.

Später gewannen sie immer mehr 
an Unterstützung und dieser Pro-
zess setzt sich weiter fort. Ihre groß-
en finanziellen Ressourcen verpras-
sen sie nicht, sondern sie führen ein 
sehr spartanisches Leben. Alles wird 
dem Kampf geopfert und untergeord-
net – ein Verhalten, dass große Anzie-
hungskraft ausübt. Die meisten Ju-
gendlichen schließen sich ihnen nicht 
aufgrund ihrer Ideologie an, sondern 
weil sie ihnen einen Platz im Kampf 
bieten.

Im Nahen Osten braucht man 
keine Bücher zu schreiben, um die 
Menschen zu überzeugen. Wenn dein 
persönliches Leben mit den von dir 
proklamierten Zielen übereinstimmt, 
so wird die Botschaft ihre Wirkung 
nicht verfehlen.

Der von den USA eingeleitete poli-



33

Herbst 2007 Irak

tische Prozess stärkte in letzter Konse-
quenz al-Qa ‘i da. Diejenigen, die dem 
Ruf der Amerikaner in den politischen 
Prozess folgten, argumentierten, dass 
sonst der Iran die Kontrolle überneh-
men würde. Nachdem man diese Ge-
fahr abgewendet habe, könnte man 
dann auch die Amerikaner hinauswer-
fen. Natürlich scheiterten sie alle. Al-
Qa ‘i da hatte und hat indes eine sehr 
klare und einfache Botschaft: Nur der 
fortgesetzte bewaff nete Kampf kann 
etwas gegen die Besatzung ausrichten. 
Die Realität bestätigt diese Botschaft.

Al-Qa ‘i da bot einigen Widerstand 
leistenden religiösen Stämmen Geld, 
das diese für ihren Kampf gut gebrau-
chen konnten. So konnten sie eine Ko-
alition aus sechs Gruppen bilden, fünf 
lokalen in Ramadi, Falluja, Haditha 
etc. sowie al-Qa ‘i da, unter dem Na-
men Schura-Rat der Mudschahedin. 
Das bedeutete einen großen Schritt 
vorwärts für sie. Bis heute kämpfen 
sie unter diesem Namen, und nicht 
als al-Qa ‘i da.

Während sie über große materi-
elle Ressourcen und Versorgung von 
außen verfügen, bleiben die anderen 
Gruppen des Widerstands völlig auf 
sich allein gestellt. Heute können wir 
sagen, dass al-Qa ‘i da vielleicht die stär-
kste Organisation des Widerstands ist. 
Sie marschieren getrennt von allen an-
deren, trotzdem gibt es lokale militä-
rische Kooperation in der Verteidi-
gung gegen die Besatzer.

Der Islam ist eine Waff e um die 
Menschen zum Aufstand zu bewegen. 
Die islamische Geschichte, die isla-
mischen Vorbilder, die islamische Kul-
tur wird dazu benutzt, um die Men-
schen in den Kampf zu stoßen, denn 
sie betrachten den Islam als ihre Iden-
tität. Der Koran fordert die Muslime 
zum Dschihad auf, wenn islamisches 
Land von außen angegriffen wird. 
Dass bewaff neter Widerstand zur re-
ligiösen Pfl icht wird wie Fasten und 
Beten, ist in der öff entlichen Meinung 
völlig unbestritten.

Alle Widerstandsgruppen, einer-
lei ob islamisch oder nicht, müssen 
auf diese Stimmung Rücksicht neh-
men und sich ihrer bedienen. Nehmen 
wir beispielsweise die Stellungnahmen 
der Ba‘th-Partei und von Izzat al-Dur-

ri persönlich. Nach seinem Duktus 
würde man annehmen, dass es sich 
um einen extremen Islamisten handelt. 
Aber die Verwendung dieser Sprache 
heißt nicht, dass alle zu Islamisten ge-
worden sind.

In dieser islamischen Stimmung 
verhallen die marxistischen oder rein 
nationalistischen Aufrufe praktisch 
ungehört. Die Jugend ist vom Islam 
angezogen. Das hilft indirekt al-Qa ‘i-
da. Wer ihr beitritt, denkt nicht etwas 
Abnormales zu tun, sondern im Ge-
genteil nur konsequent zu handeln.

Aber was ist mit den konfessionellen An-
griff en. Trägt nicht al-Qa ‘i da zumindest 
Teilschuld?

Die gesamte Verantwortung tra-
gen die Regierung sowohl in ihrer schi-
itischen als auch in ihrer sunnitischen 
Komponente, die USA, Israel und der 
Iran. Ziehen Sie 95  von den al-Qa ‘i-
da zugeschriebenen Angriff en ab. Über 
die 5 , die verbleiben, hört man nur 
die Hälfte der Wahrheit. Manchmal 
vergilt al-Qa ‘i da Angriff e der Regie-
rung oder der Milizen, in dem schi-
itische Viertel attackiert werden. Sie 
wollen den Sunniten damit zeigen, 
dass sie sie verteidigen und dass sie 
nicht fl üchten sollen. Sie wollen damit 
die Pläne zur Vertreibung der Sunni-
ten aus Bagdad durchkreuzen.

Dabei handelt es sich aber keines-
wegs um eine Strategie, sondern um 
einige wenige Reaktionen auf große 
Massaker. Außerdem bekennt sich al-
Qa ‘i da immer zu ihren Angriff en. Sie 
richten eine Botschaft an die Vernünf-
tigen unter den Schiiten: Beendet die 
Verbrechen, die in eurem Namen be-
gangen werden, ansonsten werdet ihr 
die Verantwortung dafür tragen müs-
sen. Wir sind fähig mit zehnfacher 
Kraft zurückzuschlagen.

Ich will dieses Herangehen nicht 
verteidigen, ich möchte aber die ver-
zerrten Fakten richtig stellen.

Es gibt ein weiteres eindringliches 
Beispiel. So wie der gesamte Wider-
stand begann auch al-Qa ‘i da in Falluja. 
Obwohl es eine zu 100  sunnitische 
Stadt ist, fl ohen nach Beginn der Be-
satzung rund 12 000 schiitische Fami-
lien aus dem Süden nach Falluja, da 
sie verdächtigt wurden Ba‘thisten zu 

sein. Sie wurden aufgenommen und 
von der Bevölkerung versorgt, denn 
man betrachtete sie als dem Wider-
stand nahe stehend. Bis heute befi nden 
sich rund 20 000 schiitische Flücht-
linge in Falluja und ihnen wurde bis 
heute kein Haar gekrümmt, nicht ein-
mal von al-Qa ‘i da. Es gibt in Falluja 
zwischen den verschiedenen Gruppen 
des Widerstands natürlich Konfl ikte 
um Einfl uss, aber eben nicht auf kon-
fessioneller Basis.

Vor zwei Jahren gründeten Sie die Patri-
otische Islamische Nationale Front, wel-
che die Ba‘th-Partei, die Irakische Kom-
munistische Partei (Zentralkommando) 
und die Irakische Patriotische Allianz 
u.a. umfasst. Es gibt einige religiöse Wür-
denträger beider Konfessionen, welche 
die Front unterstützen, aber die großen 
sunnitischen militärischen Formationen 
des Widerstands scheinen nicht vertreten 
zu sein. Ist die Zeit für eine solche Front 
noch nicht reif?

Wir sind eine ausschließlich po-
litische und keine militärische Front. 
Das heißt nicht, dass es keine Bezie-
hungen gäbe, aber wir beschränken 
uns  strikt auf die politische Sphäre. 
Die heute dominanten militärischen 
Organisationen entstanden aus dem 
bewaff neten Kampf von unten und 
haben keine politische Vertretung. Wir 
sind auch nicht daran interessiert, die 
eine Gruppe hier, den anderen Füh-
rer dort zu rekrutieren. Wir suchen 
den umfassenden Dialog mit allen 
Widerstandsgruppen auf Basis des 
Vorschlags ein vereinigtes politisches 
Kommando gegen den so genannten 
politischen Prozess der Amerikaner zu 
gründen. Vielleicht funktioniert es an-
ders herum. Die militärischen Grup-
pen bilden eine Koordination und wir 
beteiligen uns daran. Uns geht es nicht 
darum uns zu beweisen, sondern die 
politische Vereinigung zustande zu 
bringen.

Immer, wenn wir glaubten, knapp 
vor dem Ziel zu sein, ereignete sich 
etwas, was den Fortschritt zunichte 
machte. Dahinter stehen der Einfl uss 
und die Einmischung der benachbar-
ten arabischen Regime.

Was al-Qa ‘i da betriff t, so bleiben 
sie immer separat und wollen in ei-



34

Irak Intifada Nr. 24

nen solchen Prozess nicht integriert 
werden.

In all den Jahren des Widerstands gab 
es immer das Problem des zwiespältigen 
Verhaltens der Bewegung von Muqta-
da al-Sadr, der auf der einen Seite zur 
Hauptstütze der Regierung und trei-
bende Kraft der konfessionellen Angriff e 
wurde, auf der anderen Seite sich aber 
gegen die Besatzung, gegen die von den 
USA oktroyierte föderale Verfassung und 
selbst gegen den konfessionellen Konfl ikt 
aussprach. Können zumindest Teile sei-
ner Bewegung auf die Seite des Wider-
stands gezogen werden?

Anders als die meisten unserer 
Freunde betonte ich immer, dass 
Muqtadas Bewegung sehr breit ist und 
viele Ba‘thisten, Marxisten und Nati-
onalisten ihr zum Schutz vor den ira-
nischen Milizen beitraten. Vielleicht 
stammt die Hälfte aus einem anderen 
politischen Umfeld, die keine traditi-
onellen Anhänger seiner Kleriker-Fa-
milie waren. Welche Fehler er auch 
begehen würde, man konnte darauf 
hoff en, dass diese Leute sie korrigie-
ren könnten oder dass man zumindest 
mit einigen kooperieren könnte. Au-
ßerdem sind die Masse seiner Anhän-
ger extrem arm und stützen sich nicht, 
anders als die anderen schiitischen Par-
teien, auf wohlhabende Händler, die 
sich an einem Tag gegen die Besatzung 
aussprechen und am nächsten mit die-
ser profi table Verträge unterzeichnen. 
Die Opposition seiner Basis gegen die 
Besatzung ist echt.

Ich glaube, dass Muqtada letztend-
lich von seinen Verbündeten Iran, vor 
allem Ayatollah Kazem Haeri, der der 
Nachfolger seines Onkels ist, und der 
libanesischen Hizbullah zum Einlen-
ken gedrängt, in einem gewissen Sinn 
sogar betrogen wurde. Das ist nicht zu-
letzt deswegen möglich, weil er jung, 
unerfahren und unreif ist. Dreimal 
wurde er von Hizbullah-Abgesandten 
besucht, die ihm einredeten, er solle 
ihrer Linie im Libanon folgen, am po-
litischen Prozess teilnehmen, zu den 
Parlamentswahlen kandidieren, Posi-
tionen im Staatsapparat und vor allem 
in der Armee einnehmen und so den 
Aufbau einer starken Partei ermögli-
chen. Sonst würde al-Hakim das Spiel 

machen und auf Basis dieser Ressour-
cen die Überhand behalten. Darum 
kandidierte seine Bewegung auf der 
Liste seines Erzfeindes Hakim.

Jeder weiß, dass sein Vater auf 
Befehl von Hakim ermordet wurde, 
obwohl offi  ziell Saddam beschuldigt 
wird. Anfangs griff  Muqtada die ge-
samte Gruppe einschließlich Ayatol-
lah al-Sistani für ihre Kooperation mit 
den USA auch heftig an. Er bezeich-
nete sie sogar als Ungläubige. Darum 
konspirierten diese mit dem Statthal-
ter Bremer um ihn zu töten. Tatsäch-
lich griff en ihn die USA auch heftig an. 
Unter diesem Druck gab er schließ-
lich nach, denn er fürchtete die Aus-
löschung seiner Bewegung.

Heute sind seine Behauptungen, 
er sei gegen die Verfassung oder gar 
Besatzung, schlicht nicht wahr. Er ist 
voll in den politischen Prozess invol-
viert. Er stellt 32 Parlamentarier und 
sechs Minister, alles im Dienste der 
Besatzung.

Dann drängten sie ihn zu den An-
griff en auf die Sunniten mit dem Ziel 
eines schiitischen Mahdi-Staates. An 
diesem Punkt verließen viele seiner 
Anhänger die Bewegung, während 
ganz andere dazu stießen. Es handelt 
sich um einen tiefgreifenden Prozess 
der Umwandlung. Mittlerweile haben 
auch die iranischen Revolutionsgar-
den seine Miliz durchsetzt und stellen 
vielleicht die Hälfte der Truppe.

Bis 2004 stand Muqtada auf der 
richtigen Seite.  Er kam zum Beispiel 
aus Solidarität nach Falluja. Aber nach 
den Schlägen 2005 wechselte er die 
Seite, so dass es höchst unwahrschein-
lich geworden ist, dass er für den Wi-
derstand gewonnen werden kann. 
Manchmal spricht er gegen die An-
griff e auf Sunniten, muss aber gleich-
zeitig zugeben, dass seine Leute da-
ran beteiligt sind. Er entließ deswegen 
sogar drei seiner Führer. Armut und 
Unbildung sind ein zweischneidiges 
Schwert. Wenn du armen und un-
gebildeten Leuten Waff en und Geld 
gibst, wenn du sie stark machst, kön-
nen sie versuchen die Zügel in die ei-
genen Hände zu nehmen. Muqtada 
hat teilweise die Kontrolle über seine 
Milizen verloren, die sich wie Mafi a-
banden verhalten und auf ihre eigene 

Rechnung morden.

Es gibt immer wieder Berichte über schii-
tische Stämme, die gegen die Regierungs-
truppen kämpfen. Können Sie dieses 
Phänomen erklären?

Anfangs verfolgten und töteten ira-
nische Milizen im Süden und Osten 
ehemalige Offi  ziere und bezichtigten 
alle ihre Feinde Ba‘thisten zu sein.

Trotz ihrer Zugehörigkeit zu Stäm-
men, getrauten sich diese nicht ihre 
Mitglieder zu verteidigen. Mit dem 
Zusammenbruch der staatlichen 
Strukturen gewannen die Stämme 
aber an Einfl uss und Macht. Heute 
können sie die Ermordung ihrer Mit-
glieder durch Stammesfremde nicht 
mehr hinnehmen und leisten Wider-
stand. Es gibt viele Beispiele, die die 
Veränderung des Klimas zeigen. Erst 
vor kurzem kam es bei Shuk al-Shu-
yuk im Süden zu einer zweitägigen 
Schlacht, nachdem proiranische Mi-
lizen einen früheren Offi  zier festneh-
men wollten. Hunderte griff en zu den 
Waff en. Er wurde nicht gefangenge-
nommen, sondern fi el im Kampf. Er-
gebnis sind verschobene Kräftever-
hältnisse und sein Stamm bildete mit 
anderen eine Art Beistandspakt ge-
gen die Regierungskräfte einschließ-
lich der Mahdi-Armee. Bis auf Wei-
teres bleibt das Phänomen aber lokal 
beschränkt und erreicht nicht die po-
litische Ebene.

Es gibt einen anderen wichtigen 
kulturellen Faktor. Die Milizen brin-
gen für die Stämme inakzeptable Ver-
haltensweisen mit. Unter dem Deck-
mantel der schiitischen Mutha-Ehe 
importieren sie Prostitution. Und sie 
verbreiten den Gebrauch von Ha-
schisch.

Bekommen Sie internationale Unter-
stützung?

Wir werden von arabischen Po-
litikern zur Selbstinszenierung miss-
braucht, die uns trotz aller Worte keine 
wirkliche Unterstützung zukommen 
lassen. Sie sprechen in Fünf-Sterne-
Hotels und auf den Satellitenkanälen 
gegen die Besatzung und von den ame-
rikanischen Verbrechen. Das ist alles. 

2 Form der Kurzzeit-Ehe bei den Schiiten.

Fortsetzung auf Seite 46
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Die jährliche Kairo-Konferenz fand 
heuer im Zentrum Kairos, im Ge-
bäude der Vereinigung der Journa-
listen, vom 29. März bis 1. April 2007 
statt. Die Konferenz und das parallel 
dazu abgehaltene Ägyptische Sozial-
forum waren, im Gegensatz zu vielen 
ähnlichen Treff en der westlich – und 
besonders europäisch – dominierten 
Sozialforen, von einer starken und ex-
pliziten Stimme für die Unterstützung 
des Widerstands im Libanon, Irak und 
in Palästina geprägt. Aber es gibt nicht 
nur gute Nachrichten. Abgesehen da-
von, dass die Konferenz Zeugnis für 
die breite und populäre Unterstüt-
zung des Widerstands ablegte, trug sie 
in sich bereits Anzeichen wachsender 
Spannungen innerhalb der arabischen 
Bewegungen für den Widerstand.

Die Konferenzen in Kairo – nach 
der Kairo-Konferenz fand die All 
Arab Peoples’ Resistance Conference 
statt – scheinen immer klare Vorboten 
kommender Erfolge und Probleme, 
Schwierigkeiten und möglicher Spal-
tungen, die auf die den Widerstand 
unterstützenden Kräfte zukommen 
werden, zu sein. Dieses Jahr domi-
nierte die tiefe Uneinigkeit der Wider-
standsbewegungen über die Rolle des 
Iran alle anderen politischen Diskussi-
onen. Auch Debatten über die Bezie-
hung zur palästinensischen Regierung 
nach dem Abkommen von Mekka, die 
Allianz zwischen Islamisten und linken 
Kräften sowie das Verhältnis zwischen 
dem Kampf um Demokratie und dem 
Widerstand gegen den Imperialismus, 
besonders in Ägypten, fanden statt. 
Die Standpunkte dieser Diskussionen 
konnten zwischen den Zeilen oder 
in nuancierten unterschiedlichen Er-
klärungen eher gefunden werden als 
in kochenden Polemiken. Dennoch 
spielen sie eine wichtige Rolle in der 
Dynamik der antiimperialistischen 
Bewegung im Nahen Osten, ohne not-
wendigerweise deren Einheit zu be-

hindern.
Ein weiterer Schwachpunkt der 

Konferenz, die von der breiten Volks-
unterstützung für den Widerstand ge-
kennzeichnet war, bestand darin, dass 
die Mehrheit der internationalen De-
legierten zögerte, diesen Geist mit in 
ihre Heimatländer zu transportieren. 
Die Mehrheit der internationalen Ver-
treter verschiedener Antikriegsbewe-
gungen (hauptsächlich aus Westeur-
opa, Kanada und Korea), von denen 
viele auch mit der Internationalen So-
zialistischen Tendenz (IST) der bri-
tischen Sozialistischen Arbeiterpartei 
(socialistworker.co.uk) assoziiert wa-
ren, sprachen sich dagegen aus, die 
Unterstützung des Widerstands in 
westlichen Ländern auf die Tagesord-
nung zu setzen. Die Bewegung sollte 
sich ihrer Meinung nach besser da-
rauf konzentrieren Antikriegsarbeit zu 
machen und die Truppen nach Hause 
zu holen. Diese Debatte ist eine Wie-
derholung der Debatten die in den 
1970ern in der Bewegung gegen den 
Vietnamkrieg stattfanden. Ein Haupt-
argument der Debatte heute ist, dass 
die Solidaritätsbewegung damals kei-
ne klaren Positionen gegenüber der 
FNL und dem vietnamesischen Be-
freiungskampf einnehmen hätte sollen. 
Die Vertreter dieser Position argumen-
tieren heute, dass die Antikriegsbe-
wegung respektieren muss, dass die 
Mehrheit der Bewegung von Pazifi sten 
und anderen Kräften, die den bewaff -
neten Widerstand nicht unterstützen 
wollen, gestellt wird. Dabei überse-
hen sie jedoch, dass in der Bewegung 
jene Kräfte, die den Widerstand off en 
unterstützen, von einer Minderheit 
in vielen westlichen Ländern zu einer 
Mehrheit werden könnten.

Der neue Fokus der Internatio-
nalen Sozialistischen Tendenz auf 
die Kriegsdrohungen gegen den Iran 
scheint deren Aufmerksamkeit vom 
Irak und dem Widerstand des ara-

bischen Volkes abzuziehen. Während 
es zwar notwendig ist, gegen die ame-
rikanischen Kriegsdrohungen gegen 
den Irak zu mobilisieren, sollten wir 
weder die Besatzung in Palästina oder 
im Irak, noch den Kampf gegen die 
amerikanische und israelische Hege-
monie im Libanon vergessen.

Ein klares Auftreten der arabischen 
Welt ist nötig, um das Zögern der Be-
wegung im Westen zu überwinden, 
den Widerstand nicht nur in Worten, 
sondern auch in Taten zu unterstützen. 
Unter den prominentesten, die einen 
solchen Aufruf machten, ist die Hiz-
bullah, die nach einer Konferenz von 
ihr und ihren Verbündeten im Liba-
non im November 2006 nun versucht, 
die antiimperialistische Bewegung der 
Welt für einen internationalen Akti-
onstag am 12. Juli 2007 zu gewinnen. 
Dieser Aufruf muss aufgegriff en und 
von den standhaften Teilen der west-
lichen Antikriegsbewegungen umge-
setzt werden. Das Verständnis seitens 
der Hizbullah für die Notwendigkeit 
sich auf den Widerstand zu verlassen 
und gleichzeitig internationale Un-
terstützung zu sammeln ist klarer, als 
einerseits das Herangehen der Kairo-
Konferenz selbst, die sich damit zufrie-
den zu geben scheint Koordinationen, 
welcher Natur auch immer, mit west-
lichen Bewegungen einzugehen, und 
andererseits einiger prinzipientreuen 
Panarabisten, welche die Rolle der So-
lidaritätsbewegungen im Westen voll-
ständig ignorieren.

Die Diskussionen über den Iran

Auf der Kairo-Konferenz war von An-
fang an klar, dass das Th ema Iran ein 
heißes Eisen sein würde. Auf der Er-
öff nungsveranstaltung verließ der ira-
kische Vertreter (ein irakischer Ba‘thist, 
der in Ägypten lebt) die Konferenz, 
aufgrund der Unterstützung der ägyp-
tischen Sprecher für das Atompro-
gramm des Iran und gegen die ame-

Aufruf der arabischen Welt, 
den Widerstand zu unterstützen

Kairo-Konferenz: Antiimperialisten, Islamisten und 
panarabische Linke treff en sich in Ägypten
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rikanischen Kriegspläne. Solche den 
Iran unterstützenden Positionen wur-
den unter anderem von Hamadan Sa-
bahi von der Karama-Partei und Akif 
von der Muslimbruderschaft ausge-
drückt.

Wir können in der Diskussion um 
die Rolle des Iran drei Hauptpositi-
onen unterscheiden. Die erste ist die 
Position, die sich am prominentesten 
in den Worten der Hizbullah wieder-
fi ndet, aber auch von anderen Grup-
pen geteilt wird (besonders in Sy-
rien und im Libanon), nämlich dass 
der Iran die Hauptströmung und das 
Hauptprojekt des Widerstands in der 

Region sei und dass die Kräfte des Wi-
derstands in dieselbe Bresche wie der 
Iran schlagen sollten.

Die zweite Position ist die Mei-
nung der Mehrheit der arabischen Be-
völkerungen, nämlich dass die Kräf-
te der Widerstands im Allgemeinen 
den Iran gegen die USA unterstützen, 
jedoch den Iran selbst nicht als Teil 

des Widerstands begreifen sollten und 
darüber hinaus in unterschiedlichem 
Ausmaß die iranische Rolle im Irak 
kritisieren müssten.

Die dritte Position ist jene der Ba‘th-
Partei, welche die Rolle des Irans im 
Irak mit jener der Amerikaner gleich-
setzt. Dies ist de facto eine sektiere-
rische Position, versteckt in panara-
bistischer Propaganda, die sich nicht 
nur gegen den Iran richtet, sondern 
auch gegen die schiitische Mehrheit 
im Irak. In dieser Position spiegelt sich 
auch die ba‘thistische Version des Re-
publikanimus wider, der in Wirklich-
keit den Ausschluss der schiitischen 

politischen Gemeinschaft bedeutet, 
egal wie gleichgestellt sie formal auch 
immer sei.

Außerdem ist dies die gefährlichste 
Position, da sie Versuche der Ame-
rikaner refl ektiert, die Widerstands-
kräfte zu spalten und gegeneinander 
auszuspielen. Die Eskalation dieses 
erhitzten Antagonismus ist der beste 

Beweis der amerikanischen Erfolge auf 
diesem Gebiet.

Die Hexenjagd auf Schiiten er-
wies sich als die Hauptkarte der re-
aktionären arabischen Regime wäh-
rend des Libanon-Krieges 2006, um 
eine Entschuldigung dafür zu prä-
sentieren zu können, den Kampf der 
Hizbullah nicht zu unterstützen. An-
tiimperialisten müssen jeglichen Ver-
such der USA bekämpfen, den Wi-
derstand zu spalten. Gleichzeitig ist 
die iranische Rolle im Irak in erster 
Linie negativ. Dieses Katz-und-Maus-
Spiel weiterzuführen ist auf lange Sicht 
nicht im Interesse des Iran, wenn der 
Staat nicht in die Hände der US-He-
gemonie in der Region fallen will. Die 
Solidaritätsbewegung sollte unnach-
giebig den Iran gegen die USA unter-
stützen, inklusive seinem Recht darauf 
ein Nuklearprogramm zu entwickeln. 
Insbesondere sollte sie die antiimperia-
listischeren Strömungen innerhalb des 
iranischen Regimes unterstützen. Aber 
gleichzeitig müssen die Antiimperia-
listen ernsthaft den iranischen Staat 
kritisieren, wann immer er sich dazu 
entschließt mit den USA Kompro-
misse einzugehen, sei es im Irak oder 
anderswo. Die iranische Rolle im Irak 
wird immer gefährlicher, da die USA, 
ohne eine andere Wahl zu haben, da-
rauf zurückgreifen mit konfessionellen 
Spannungen zu spielen, um sich ihre 
Hegemonie zu sichern.

Aber so wie die Kritik am Iran ehr-
lich und konkret sein muss, so müssen 
die Antiimperialisten und die Solidari-
tätsbewegung auch die iranische Hilfe 
für den Widerstand im Libanon und 
Palästina unterstützen.

Die Position zum 
Mekka-Abkommen

Ein verschleierter aber vorhandener 
Widerspruch ist die Position zur Pa-
lästinensischen Autonomiebehörde 
(PNA) und zum Mekka-Abkommen. 
Die Kairo-Konferenz nahm eine in ge-
wisser Weise positive Haltung zur Re-
gierung der Nationalen Einheit, oder 
zumindest dem Teil, den die Hamas 
stellte, ein. Hamas war auch als einer 
der Hauptsprecher zur Konferenz ein-
geladen. Es scheint jedoch klar zu sein, 
dass wir nicht länger von einer „Regie-



37

Herbst 2007 Kairo-Konferenz

rung des Widerstands“ sprechen kön-
nen, was eventuell während der ersten 
Monate unter der Alleinherrschaft der 
Hamas in Palästina möglich gewesen 
wäre. Auf der anderen Seite haben der 
Dschihad und die PFLP sich dazu ent-
schlossen, nicht an dem Abkommen 
teilzunehmen, und vor den Ergebnis-
sen von Mekka gewarnt.

Falls der Dschihad und die PFLP 
zusammen fi nden würden, wäre das 
positiv. Die Möglichkeit, dass die Ha-
mas eine neue Fatah wird, ist nicht aus-
zuschließen. In dieser Diskussion fi n-
den wir auch die Frage nach der Natur 
der PNA selbst wieder. Manche rufen 
dazu auf, die Behörde aufzulösen, mit 
dem Argument, dass diese nur eine 
Struktur der Unterordnung unter die 
Besatzung sei. Solche Standpunkte 
sollten in Betracht gezogen werden. 
Allerdings gilt es darauf hinzuweisen, 
dass selbst wenn dies im Prinzip kor-
rekt sein mag, dennoch jede Wider-
standsbewegung politische Strukturen 
benötigt. Die wichtigen Aufgaben der 
Solidaritätsbewegung bleiben weiter-
hin Unterstützung für und Legitimie-
rung des Widerstands, sei es von der 
Hamas oder anderen Fraktionen, ge-
gen den westlichen Boykott und die 
Blockade der palästinensischen Re-
gierung.

Islamismus und die Linke

Eine immer präsente Diskussion für 
die Linke im Nahen Osten ist de-
ren Beziehung zu den Islamisten. Die 
meisten der Kräfte für den Wider-
stand erkennen an, dass im Kampf 
gegen die Besatzung die Notwendig-
keit besteht mit islamischen Wider-
standsbewegungen wie der Hizbullah 
gemeinsam zu kämpfen. Ab hier je-
doch herrscht Uneinigkeit. In Ägyp-
ten haben die Revolutionären Sozia-
listen (RS), welche zur IST gehören, 
die Position eingenommen, aktiv eine 
Allianz mit der Muslimbruderschaft 
zu fördern. Dies ist das Ergebnis ei-
ner langen Arbeit ihrerseits um dieses 
Ziel zu erreichen. Andere Kräfte, wie 
die Karama- Partei (Nasseristen) ten-
dieren dazu eher pragmatisch an die-

1 Hosal al-Hamalawy, Comrades and Brothers, 
Middle East Report 242

se Frage heranzugehen. Zunächst sind 
sie natürlich für eine allgemeine Ein-
heit mit allen, die in den Hauptfragen 
übereinstimmen. So schaff en sie sich 
Möglichkeiten der Einheit mit der 
Muslimbruderschaft zu bestimmten 
Fragen, besonders beim antiimperia-
listischen Kampf und dem Kampf ge-
gen die Diktatur von Mubarak, wäh-
rend sie, was soziale Fragen betriff t, 
mit ihnen nicht übereinstimmen. Au-
ßerdem sehen sie Bewegungen wie Ki-
faya ebenfalls als ein mögliches Mit-
tel an, die Muslimbruderschaft im 
Sinne einer off eneren Zusammenar-
beit mit der Linken zu beeinfl ussen. 
Trotz kleinerer Differenzen unterei-
nander war der Geist der Kairo-Kon-
ferenz positiv im Sinne des Aufrechter-
haltens der Notwendigkeit der Einheit 
zwischen Islamisten und Linken ge-
gen jeden, der als gemeinsamer Feind 
wahrgenommen wird.

Diese Position scheint lebendiger 
und potenter zu sein, als die traditi-
onelle Position der ägyptischen Lin-
ken, inklusive kleiner linksradikaler 
Organisationen sowie der All-Arab 
People’s Resistance Conference, de-
ren dritte Gründungskonferenz un-
mittelbar nach der Kairo-Konferenz 
dieses Jahr abgehalten worden war. 
Die ägyptischen Teilnehmer lehnten 
es aus prinzipiellen Gründen bei die-
ser Konferenz ab mit den ägyptischen 
Islamisten zu kooperieren. Auch 
wenn die Taktik gegenüber den ver-
schiedenen Organisationen variieren 
mag, so ist es doch schwierig zu ver-
stehen, welche Vorteile die Selbsti-
solierung von einer der größten isla-
mistischen Oppositionsbewegungen 
wie der Muslimbruderschaft für die-
se Kräfte bringt. Es ist wahr, dass die 
Bruderschaft manchmal eine oppor-
tunistische Rolle spielt und zwischen 
Freundschaft und Feindschaft mit 
den konsolidierteren antiimperialis-
tischen Kräften schwankt. Dieses Mu-
ster konnte man bereits oft in Ägyp-
ten beobachten, was möglicherweise 
der Grund ist, warum die Linken in 
diesem Land besonders zögerlich sind, 
mit ihnen gemeinsame Bündnisse ein-

2 siehe Interview mit Prof. Dr. Ashraf al-
 Ba yu mi auf S. 38

zugehen. Aber das sollte keine Ent-
schuldigung dafür sein, dass sie im 
Kapmf keine Einheit mit diesen Kräf-
ten zustande bringen.

Weiter zu einer 
Antiimperialistischen Front

Die Konferenzen, und besonders die 
Kairo-Konferenz, die jährlich in der 
ägyptischen Hauptstadt abgehalten 
wird, spielen eine wichtige Rolle im 
Aufbau eines Rahmens für eine antiim-
perialistische Front in der Region. Da-
durch wird nach und nach eine Einheit 
zwischen Kräften des Widerstandes 
in der Region entwickelt, gleichzei-
tig wird aber auch die Notwendigkeit 
einer Solidaritätsbewegung in west-
lichen Ländern unterstrichen, die Not-
wendigkeit der Unterstützung des an-
tiimperialistischen Kampfes ebenso 
wie des demokratischen Kampfes ge-
gen die US-Marionettendiktaturen 
in Ländern wie Ägypten und Saudi-
Arabien.

Nichtsdestotrotz muss die sich an-
kündigende Bedrohung einer Spal-
tung der Widerstandsbewegung von 
allen Beteiligten Ernst genommen 
werden. Die fehlende irakische Teil-
nahme ist ein schwerwiegendes Pro-
blem, das Gefahr läuft die Legitimität 
der Konferenz in Teilen der arabischen 
Widerstandsbewegung zu gefährden. 
Gleichzeitig muss die Konferenz wei-
tergehend klarstellen, was sie damit 
meint, wenn sie internationale Soli-
darität einfordert. Dies sollte nicht in 
den Grenzen eines Forums gefangen 
bleiben, in dem westliche Antikriegs-
bewegungen Widerstandskräfte tref-
fen. Die Konferenz sollte einen Schritt 
weiter gehen, dem Beispiel der Hizbul-
lah folgend, und einen klaren Aufruf 
und Forderung an die Antikriegsbewe-
gungen in Europa und der westlichen 
Welt schicken, den Widerstand in Ta-
ten, nicht nur in Worten, zu unter-
stützen. Wenn diesen zwei Faktoren 
in einem positiven Sinn begegnet wird, 
könnte die Konferenz fähig sein, einen 
riesigen Fortschritt im Kampf für eine 
weltweite antiimperialistische Front 
zu erreichen.

Lars Akerhaug
20. April 2007, Kairo
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Sie sind seit vielen Jahren in der Oppo-
sitionsbewegung in Ägypten aktiv, sie 
haben in Kifaya mitgearbeitet und sie 
waren einer der Hauptorganisatoren der 
ersten Kairo-Konferenz, die im Dezem-
ber 2002 stattgefunden hat. Wie sehen 
Sie die Entwicklung der Oppositionsbe-
wegung seit damals und im Besonderen 
jene von Kifaya?

Wir müssen uns die Frage stellen, 
was die Oppositionsbewegung heute 
ist. Vor der Invasion des Irak gab es ei-
nen Kern einer Bewegung und er war 
um die Aufhebung der Sanktionen 
gegen den Irak herum gruppiert. Es 
gab kleine Erfolge, wie beispielsweise 
im Jahr 2002, als wir eine Flugladung 
Nahrung in den Irak sandten, trotz der 
Restriktionen seitens der UNO. Das 
war eine symbolische Geste gegen die 
Sanktionen. Es gab viele Aktivitäten in 
den späten 1990ern und in den ersten 
Jahren des neuen Jahrhunderts, die 
versuchten, den Krieg gegen den Irak 
zu verhindern, die Sanktionen aufzu-
heben und gegen eine Normalisierung 
mit dem zionistischen Gebilde und 
für einen Boykott israelischer Güter 
und mancher symbolischer amerika-
nischer Güter wie McDonald’s oder 
Coca Cola und die britische Firma Sa-
lisbury zu arbeiten. Diese Kampagnen 
waren sehr erfolgreich, sogar Mittel-
schulkinder nahmen an solchen Boy-
kotten teil und wollten ihre Familien 
ebenfalls zum Befolgen des Boykotts 
bewegen.

Und dann kam der Höhepunkt 
der Bewegung im März 2003, als wäh-
rend der Demonstrationen gegen den 
Angriff  auf den Irak der Tahrir-Platz 
mit Menschen gefüllt war und das 
spontan. Danach sahen wir die „Er-

klärung an die Nation“, die von Leu-
ten verfasst worden war, die sich im 
Haus von einem von ihnen getroff en 
hatten. Sie begannen Unterschriften 
dafür zu sammeln. Diese Erklärung 
verband nationale Fragen wie die Be-
satzung des Irak, der Widerstand im 
Irak, Palästina und Libanon, Kampf 
gegen Imperialismus, Zionismus und 
so weiter mit den ägyptischen Fragen, 
also Demokratie, Verfassung und Re-
form und die Begrenzung der Macht 
des Präsidenten. Doch trotz des Vor-
wortes dieser Erklärung gab es keine 
klar defi nierten Aufgaben was diese 
nationalen Fragen betraf, sondern die 
Ziele wurden darauf reduziert, eine 
neue Amtszeit von Hosni Mubarak 
als Präsident zu verhindern.

Was geschah dann? Was waren die näch-
sten Schritte?

Die Regierung zog sie der Bewe-
gung gleichsam den Boden unter den 
Füßen weg, indem sie die Verfassung 
dahingehend änderte, dass mehre-
re Präsidentschaftskandidaten antre-
ten durften, doch gleichzeitig machte 
sie es beispielsweise noch schwieriger, 
eine Partei zu gründen. Anstatt der 
fünfzig Unterschriften benötigte man 
jetzt tausend. Die Änderungen kamen 
also einer Farce gleich.

Und was noch wichtiger als das 
ist, ist dass die Forderung nach Ver-
fassungsänderungen der Höhepunkt 
einer demokratischen Bewegung ist, 
und nicht ihr Anfang sein kann. Es 
gibt heute in Ägypten keine starken 
Gewerkschaften, Berufsvereinigungen, 

1 Grundlagendokument von Kifaya, Anm. d. 
Übersetzerin

Arbeiterorganisationen, Studentenbe-
wegungen oder ein, zwei politische 
Parteien, die auf ihren Füßen stehen 
können. In dieser Situation, wo die 
Opposition defi nitiv schwach ist, wird 
die Verfassung immer entgegen den 
Wünschen jener, welche die Verfas-
sungsänderung gefordert hatten, ge-
ändert werden.

Also erstens beginnt man nicht 
bei der am weitesten fortgeschritte-
nen Forderung eines demokratischen 
Kampfes, zweitens ist es klar, dass es 
die amerikanische Politik ist, Slogans 
von Demokratie und Reform vorzu-
bringen und für ihre Zwecke zu be-
nutzen. Wenn es einen Zeitpunkt gibt, 
an dem nationale Fragen mit jenen der 
Demokratie und Reform gekoppelt 
werden müssen, dann heute, weil die 
Vereinigten Staaten die gleichen Slo-
gans verwenden. Um sich also von ih-
ren Demokratie-, und Reformideen zu 
unterscheiden, musst du gegen Impe-
rialismus sein, gegen US-Besatzung, 
für die Befreiung Palästinas und der 
besetzten Gebiete im Libanon und 
Syrien.

Die andere Sache ist, dass Condo-
leezza Rice und Journalisten in Leit-
artikeln der Washington Post und der 
New York Times Kifaya mehrmals ge-
lobt haben, überhaupt die ägyptische 
Opposition gelobt haben, weil sie sich 
nur um innere Angelegenheiten küm-
mert und nicht die alten nationalis-
tischen Slogans wiederholt. Natürlich 
war damals die amerikanische Politik 
jene, auf einige Regierungen in diese 
Richtung Druck auszuüben, inklusi-
ve der Mubarak-Regierung. Nun hat 
sich die amerikanische Politik geän-
dert, seit Mitte 2005, als sie gemerkt 

„Die Forderung nach 
Verfassungsänderungen ist der 
Höhepunkt der demokratischen 

Bewegung, nicht ihr Beginn“
Interview mit Prof. Dr. Ashraf el-Bayumi, Mitglied des 

Antikolonialistischen und Antizionistischen Komitees, Vizepräsident 
der Alexandrian Association for Human Rights Advocating



39

Herbst 2007 Ägypten

haben, dass sie Regierungen wie jene 
von Mubarak brauchen, um mit dem 
Schlamassel im Irak irgendwie fertig 
zu werden. Also spricht heute nie-
mand mehr über Kifaya; es gibt keine 
Unterstützung mehr aus dieser Rich-
tung. Nichtsdestotrotz sind jüngst 
Führer von Kifaya zu einer Konfe-
renz nach Istanbul gefahren, welche 
von der Nationalen Stiftung für De-
mokratie organisiert worden war, was 
de facto CIA bedeutet, und das wirft 

natürlich so manche Frage darüber auf, 
was Kifaya eigentlich vorhat.

Aber kann man wirklich von Kifaya als 
einer homogenen Gruppe sprechen?

Das ist genau der nächste Punkt.  
Unsere erste Antwort an sie war sehr 
mild, weil wir bis heute glauben, dass 
die Mehrheit von Kifaya aus jungen 
Menschen besteht, die irgendetwas 
tun wollen, ihre politische Bildung je-
doch ist sehr oberfl ächlich, sie wollen 
sofort Aktionen, egal was für Aktionen 
das sind. Und es war sehr attraktiv für 
sie, auf die Straße zu gehen, aber auf 
der Straße zu sein ist kein Ziel, son-
dern ein Mittel. Und tatsächlich ha-
ben sie bis zu einem gewissen Grad 
die Idee der Demonstration durch 
die ständigen Demonstrationen et-
was verwässert.

Was denken Sie über den anderen groß-
en Teil der Opposition hier in Ägypten, 
der Muslimbruderschaft?

Nun, hier müssen wir einen wei-

teren Punkt diskutieren und der sind 
Allianzen, sehr opportunistische Al-
lianzen. Können Sie mir sagen, wie 
sozialistische Revolutionäre sich mit 
der Muslimbruderschaft verbünden 
können? Was haben sie gemeinsam? 
Da sie mit der Partei von John Ree-
se verbunden sind, importieren sie 
diese Idee aus England und ignorie-
ren dabei die Tatsache dass die Situ-
ation hier sehr unterschiedlich zu je-
ner in England ist. Ich habe einmal 

zu Reese gesagt, dass wir nicht solche 
Beziehungen mit ihnen wollen wie 
die ägyptische Regierung und Chur-
chill zu ihrer Zeit. Ich denke es muss 
da eine Art der Gleichheit geben, man 
muss unsere Ansichten hier respektie-
ren. Daher bewegen wir uns auch nicht 
mehr in diesem Umfeld. Selbst die 
nasseristische Partei Karama verbün-
det sich mit der Muslimbruderschaft. 
Und wenn wir sie fragen, weshalb sie 
das tun, dann antworten sie, dass sie 
sich nicht verbündet haben, sondern 
nur zu bestimmten Fragen kooperie-
ren. Da frage ich mich jedoch, was 
sind diese Fragen? Die Muslimbru-
derschaft benützt sie, weil sie auf die-
se Weise den Amerikanern und Euro-
päern zeigen kann: „Seht her, wir sind 
off en für eine Vielfalt an politischen 
Kräften, selbst Marxisten.“ Aber die 
Linke zieht keinen Nutzen daraus. An-
statt sich auf die Leute von der Stra-
ße zu konzentrieren, und die meisten 
Leute heute sind tatsächlich Nasse-
risten, konzentrieren sie sich auf die 

Bruderschaft.
Wenn wir also über die Opposition 

hier in Ägypten sprechen, sie ist derzeit 
schwach, es gibt Rudimente hier und 
dort, aber wir haben einen sehr langen 
Weg vor uns um einen organisierten 
Kern zu bilden, der antiimperialistisch 
ist und gleichzeitig wirkliche Demo-
kratie und politische Freiheit und die 
Rechte politische Parteien bilden zu 
dürfen und Reform, usw. verteidigt.

Was meinen Sie mit Reform?
Reform bedeutet, dass wir daran 

interessiert sind die Universitäten aus-
zubauen, ebenso die Gesundheitsin-
frastruktur und das Wohlergehen des 
Durchschnittsbürgers zu verbessern. 
Deshalb müssen wir Alternativen an-
bieten, wir sind nicht nur gegen dies 
oder das, sondern wir stehen für dies 
und das. Das bedeutet für uns natür-
lich, dass wir bis über beide Ohren in 
Arbeit stecken, wir müssen über un-
sere Vision der Zukunft nachdenken, 
Wissenschaft, Entwicklung, auf dem 
Gebiet der Wirtschaft und der Bil-
dung. Die Menschen wollen handeln, 
aber es gibt einen Mangel an Wissen, 
an Analyse. Du musst verstehen, was 
die andere Partei für dich vorbereitet, 
du musst verstehen, was das imperia-
listische Projekt auf der Welt ist, wozu 
es fähig ist. Was ist es im Detail? Wie 
steht es im Widerspruch zu unserem 
Projekt? Was ist unser Projekt? All di-
ese Fragen müssen studiert werden, 
darüber muss nachgedacht, gelesen 
werden, aber viele der Sprecher, die 
im Fernsehen auftreten, machen we-
der das eine noch das andere. Einige 
von ihnen sind charismatisch und elo-
quent, aber off en gesagt sind ihr Wis-
sen und ihre Analyse sehr dünn.

Zurück zur Muslimbruderschaft und 
den opportunistischen Allianzen. Wie 
sollte Ihrer Meinung nach die Linke 
mit der islamistischen Bewegung hier 
in Ägypten umgehen?

Sie sollten sie entlarven. Ihren Op-
portunismus zeigen, die Tatsache, dass 
die Regierung sie benützt um das Va-
kuum zu füllen. Tatsächlich war die 
Bruderschaft in den 1940er Jahren ver-
antwortungsbewusster und hatte mehr 
Wissen als heute. Ich kannte Hassan 
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al-Banna persönlich, weil mein Va-
ter ein Gründungsmitglied der Mus-
limbruderschaft war und ich selbst 
für drei oder vier Jahre am College 
ein Mitglied war, aber Widersprüche 
führten dazu, dass ich die Bruderschaft 
verließ. Ich bin nicht dagegen, dass 
Menschen islamischen Ideale huldi-
gen, aber unter bestimmten Bedin-
gungen. Man muss die Christen re-
spektieren und das fehlt. Heute sagen 
sie, dass sie Christen akzeptieren, aber 
wann haben sie eine Erklärung he-
rausgegeben, in der sie manche ihrer 
Studenten verurteilen, die es ableh-
nen Christen, Kopten an der Univer-
sität auch nur zu grüßen? Wie kommt 
es, dass die Universitäten voll waren 
mit Slogans für Afghanistan in den 
1980ern, während hingegen während 
der israelischen Invasion im Libanon 
1982 nicht ein einziges Wort dagegen 
gefunden werden konnte? Wann stan-
den sie gegen eine Normalisierung mit 
Israel? Sie haben das erst vor einigen 
Jahren entdeckt, und das nur symbo-
lisch. Sie benutzen Religion um an die 
Macht zu kommen. Und außerdem 
glaube ich wirklich, dass jemand, der 
Politik durch das Fenster der Religi-
on betreibt, am Ende ziemlich sicher 
konfessionell wird. Ich denke nicht, 
dass Politik überhaupt mit Religion 
gemacht werden sollte.

Wenn die Muslimbruderschaft tatsäch-
lich nützlich für den Staat ist, warum 
leidet sie dann unter der brutalen Re-
pression, hat politische Gefangene und 
warum gibt es einen neuen Verfassungs-
artikelzusatz, der formuliert, dass keine 
politische Partei auf Basis der Religion 
gegründet werden darf?

Das ist ein Spiel, ein politisches 
Katz-und-Maus-Spel. Du darfst das 
Vakuum füllen, aber innerhalb der 
Rahmenbedingungen des Systems. 
Wenn du über diese Rahmenbedin-
gungen hinausgehst, werde ich dich 
zerstückeln. Und das ist das Spiel, das 
während der letzten 25 Jahre gespielt 
wurde. Wie ich zuvor schon sagte, ich 
bin dagegen, Politik mit Religion zu 
machen. Erstens haben wir eine mul-
tireligiöse Gesellschaft hier, wir haben 
Kopten. Ihre Anzahl variiert, Leute, 
die gegen die Kopten sind, geben sie 
naturgemäß niedriger an. Aber meine 
Überlegung ist, dass sie wohl 10 bis 15 
Prozent ausmachen. Aber der Prozent-
satz ist nicht wichtig, wichtig ist, dass 
sie die gleichen Rechte haben müssen. 
Und natürlich erwähnen hier dann die 
Leute Verse aus dem Koran und Erklä-
rungen der Hadith, um zu zeigen, dass 
Christen respektiert werden müssen. 
Aber die Kriterien, nach denen geur-
teilt werden kann, sind sehr klar. Wie 
viele Rektoren der Universitäten, wie 

viele Dekane, wie viele Minister und 
wie viele Regierungsbeamte sind Kop-
ten? Auch wenn ich nicht davon über-
zeugt bin Ernennungen auf Basis der 
Religion durchzuführen – wenn man 
jedoch in einer gesunden Gesellschaft 
lebt, wenn die Gesellschaft off en ist 
und Kopten und Muslime gleicher-
maßen in der Gesellschaft involviert 
sind, dann ist es ganz natürlich, dass 
es eine gesündere Verteilung einfl uss-
reicher Posten gibt. Das gilt für Frauen 
übrigens gleichermaßen.

Denken Sie, dass die Muslimbruder-
schaft heute das größte Hindernis für sä-
kulare, linke Kräfte ist, um Einfl uss in 
der Gesellschaft zu gewinnen?

Die Regierung selbst ist die Haupt-
frage. Ich meine, wenn wir der Mus-
limbruderschaft kritisch gegenüber 
stehen, sprechen wir über das gerin-
gere Hindernis. Am Vergiften der po-
litischen Atmosphäre, ist vor allem 
die ägyptische Regierung schuld. Sie 
benutzt den Islam genauso wie die 
Muslimbruderschaft. Die Regierung 
benutzt den Islam um zu herrschen 
und die Muslimbruderschaft benützt 
den Islam ebenfalls um ihre Macht 
zu zeigen, also gibt es da nicht viel 
Unterschied. Am Ende der Analyse 
ist die Bruderschaft proamerikanisch 
und wirtschaftlich haben sie nicht 
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einmal kapitalistische Ideen, ihnen 
schwebt die reaktionärste Form des 
Kapitalismus vor, nicht viel mehr als 
ein bisschen Handel. Die Muslim-
bruderschaft präsentiert sich selbst als 
größte politische Kraft und ja, in dem 
Vakuum, in dem wir uns heute befi n-
den, könnten sie die größte politische 
Kraft werden. Das ist der Grund, wes-
halb wir sagen, dass wir Freiheit vor 
Demokratie brauchen. Sonst werden 
wir die algerische Erfahrung wiederho-
len, man kann nicht von der Diktatur 
abkommen und wählen gehen – um 
wen zu wählen? Wir hatten keine Ge-
legenheit Studentenführer, Gewerk-
schaften, Arbeiterführer usw. zu haben. 
Man braucht eine Zeit von mindestens 
drei Jahren um wenigstens eine halb-
freie Gesellschaft zu haben, aus der 
sich einige Führer herausentwickeln, 
Bewegungen entstehen können.

Wie steht die Muslimbruderschaft zur 
Hizbullah?

Zunächst mal ist die Hizbullah 
etwas völlig anderes, aber auch sie ist 
nicht immun gegen einige der Punkte, 
welche man auch bei Muslimbruder-
schaft kritisieren kann. Aber es gibt 
keinen Vergleich zwischen der Hizbul-
lah und der Muslimbruderschaft. Die-
jenigen, die Widerstand leisten sind 
immer von jenen zu unterscheiden, 
die keinen Widerstand leisten. Aber 
die Muslimbruderschaft ist eine poli-
tische Partei, sie unterstützt die Hiz-
bullah, weil die Leute sie unterstüt-
zen. Und selbst die Regierung würde 
die Hizbullah gerne unterstützen, aber 
sie kann nicht, weil sie natürlich an-
deren Diktaten folgen muss, was of-
fensichtlich ist.

Was die Probleme mit Kifaya angehen, 
haben Sie den Eindruck dass diese Idee 
nach wie vor lebensfähig ist? Messen die 
involvierten Einzelpersonen und Par-
teien der Idee von Kifaya noch Bedeu-
tung zu?

Kifaya ist Geschichte. Niemand 
misst ihr noch ernsthaft Bedeutung 
zu. Zu guter Letzt wurde Dr. Al-Ma-
siri als neuer Sprecher gewählt, den ich 
persönlich sehr für seine Arbeit über 
Israel, in der er Israel als ein imperi-
alistisches, nicht als jüdisches Projekt 

beschrieb, und für die sehr klare Un-
terscheidung zwischen Zionismus und 
Judentum respektiere. Aber ich habe 
ihm schon am Telefon gesagt, dass ich 
ihm nicht dafür gratulieren kann, dass 
er der Kopf von Kifaya geworden ist. 
Das Schicksal von Kifaya ist besiegelt. 
Wir brauchen eine Gruppe, die nicht 
in Eile ist, welche die notwendigen 
Schritte unternimmt um einen Kern 
einer politischen Organisation zu bil-
den. Es muss nicht radikal sein, aber 
es gibt ein Minimum, das erfüllt sein 
muss: Gleichheit zwischen den Bür-
gern, Antiimperialismus, Antizionis-
mus, für eine Entwicklung, die auf 
Wissen und Unabhängigkeit, sei es 
wirtschaftlich, politisch oder kulturell, 
basiert, und Panarabismus. Ideologie 
spielt hier keine Rolle, egal was dein 
Hintergrund ist, solange du mit die-
sem minimalen Konsens einverstan-
den bist, kannst du Teil dieser Koali-
tion sein. Und nicht zu vergessen ist 
der Respekt vor Frauen. Wir können 
nicht mit Leuten kooperieren, welche 
Frauen nur als sexuelle Wesen wahr-
nehmen, sei es nackt oder verschleiert, 
am Ende ist es das gleiche.

Kifaya brachte die Idee auf, eine Boykott-
kampagne gegen das Referendum für die 
Verfassungsänderungen zu organisieren. 
Denken Sie, dass diese Initiative von Er-
folg gesegnet sein wird?

Nein, ich denke nicht, dass sie er-
folgreich sein wird, sie ist keine Pri-
orität. Wir haben keine Bewegung! 
Schauen wir uns die Hizbullah im Li-
banon an. Fünfzig Prozent der Leu-
te unterstützen sie, sind für sie auf 
der Straße, natürlich ist die Regierung 
schwach, wenngleich sie von den aus-
ländischen Kräften gestützt wird. Aber 
wenn wir der ägyptischen Regierung 
gegenüber stehen dürfen wir auch mit 
jenen die Konfrontation nicht scheu-
en, welche hinter ihr stehen, also seien 
wir bescheiden. Wir müssen eine poli-
tische Gruppe aufbauen. Wir müssen 
das Ernst nehmen. Eine politische Or-
ganisation aufzubauen bedeutet jun-
ge Leute auszubilden und Teil die-
ser Ausbildung ist es zu vermitteln, 
dass Demonstrationen ein Mittel und 
kein Ziel sind. Ja, Demonstrationen 
sind wichtig, auch symbolisch, sie sind 

wichtig um zu zeigen, dass es uns noch 
gibt, dass wir Widerstand leisten, dass 
wir „Nein“ sagen, aber zu glauben, 
dass wir ein System durch einige we-
nige Hunderttausend auf den Straßen 
ändern können ist nicht seriös. Und 
abgesehen davon können Demonstra-
tionen ohne Führung oder eine Rah-
menstruktur auch gefährlich sein. Wir 
stehen nicht dafür Chaos zu schaff en, 
wir wollen eine konstruktive Verän-
derung. Und Veränderung bedeutet 
nicht bloß Husni Mubarak los zu wer-
den. Eine Veränderung würde die ge-
samte Staatsstruktur miteinbeziehen.

Sie haben erwähnt, dass Sie einer der 
Organisatoren der ersten Kairo-Konfe-
renz waren. Wie beurteilen Sie die Ent-
wicklung dieser Konferenz?

Eine Konferenz ist ein Mittel, 
kein Ziel, sie muss einem bestimmten 
Zweck dienen. Die erste Konferenz 
wurde abgehalten um den Krieg gegen 
den Irak zu verhindern. Und auch um 
ägyptische Intellektuelle mit europä-
ischen und amerikanischen fortschritt-
lichen Intellektuellen zusammenzu-
bringen. Also luden wir Ramsey Clark, 
Dennis Halliday, Hans von Sponeck 
und einige fortschrittlichen Profes-
soren aus den USA ein, sowie Leu-
te aus Kuba, George Galloway, John 
Reese und auch Leute aus Frankreich. 
Wir machten ein paar Fehler in unserer 
Auswahl, aber im Gesamten wurde un-
ser Ziel doch erreicht. Es gelang uns 
die Idee vom Westen als einer homo-
genen Einheit aufzubrechen und ei-
nen Austausch zwischen westlichen 
und arabischen Intellektuellen zu ha-
ben. Aber jetzt nehme ich nicht mehr 
an dieser Konferenz teil. Sie wurde zu 
einer Bühne der Muslimbruderschaft 
und wir müssen uns fragen, was heu-
te das Ziel ist, was wir erreichen wol-
len?

Was denken Sie über die All-Arab Peop-
les’ Resistance Conference, deren An-
spruch es ist eine praktische Alternative, 
ohne NGOs zur Kairo-Konferenz zu 
sein, und deren Konferenz nach der Kai-
ro-Konferenz stattfi nden wird?

Ich denke sie ist in Ordnung, ihre 
Positionen werden besser sein, als jene 
der Kairo-Konferenz, aber ich glaube 
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wirklich, dass es Prioritäten gibt. Und 
die Priorität hier in Ägypten muss es 
sein, uns auf den Aufbau einer In-
frastruktur zu konzentrieren. Es gibt 
viele Netzwerke für panarabischen 
Austausch, die eben bereits etabliert 
sind und arbeiten. Ich bin von der 
Notwendigkeit panarabischer Aktivi-
täten überzeugt, aber wir sind davon 
noch weit entfernt.

Während der letzten sechs Monaten gab 
es immer wieder Berichte über wilde 
Streiks, vor allem in Fabriken in der Re-
gion des Nildeltas. Was denken Sie wer-
den die weiteren Entwicklungen dieser 
sozialen Spannungen sein?

Das ist die wichtigste Entwicklung, 
die Arbeiterstreiks. Aber das negative 
daran ist, dass es keine Organisation 
gibt. Und ihre Forderungen sind auf 
Gehaltsforderungen und vielleicht Ar-
beitsbedingungen beschränkt. Aber 
auch das zeigt, dass die Dinge hier 
nicht stabil sind. Ich, als Physiker, un-

terscheide zwischen stabil und meta-
stabil. Auch wenn sie genau gleich aus-
sehen, so kann doch die metastabile 
Situation sehr plötzlich kollabieren. 
Also kann man die Situation hier als 
metastabil bezeichnen, was auch ge-
fährlich ist, denn durch das Fehlen ei-
ner Organisation kann die Bewegung 
auch sehr schnell zerschlagen werden, 
das passierte bereits zuvor. Sie wird 
dann zu gar nichts führen und kann 
sogar eher hinderlich einer wirklichen 
Veränderung entgegen stehen. Also ist 
es unsere Pfl icht eine Organisation zu 
schaff en, das ist sehr wichtig.

Da die Linke so schwach ist, wäre es nicht 
ein Leichtes für die Muslimbruderschaft 
Nutzen aus diesen sozialen Spannungen 
zusammen mit dem Fehlen einer ande-
ren Organisation zu ziehen?

Sicherlich. Das Problem mit der 
Linken ist, dass viele Marxisten koop-
tiert wurden. Die meisten der NGOs, 
die ihr Geld von der EU und den USA 

beziehen, haben frühere Marxisten, 
die heute für sie arbeiten. Nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion ha-
ben sie sich um 180 Grad gedreht. Das 
ist also die Herausforderung, wir müs-
sen von dieser Realität ausgehen. Es 
bedarf harter Arbeit und Widerstands, 
aber die Situation ist nicht hoff nungs-
los.

Welche Rolle spielte die Gewerkschaft bei 
den wilden Streiks?

Die Gewerkschaft ist völlig von 
der Regierung und dem Geheimdienst 
kontrolliert. Es gibt keine unabhän-
gigen Gewerkschaften. Aber ironi-
scherweise tat die Bewegung in den 
Fabriken das, was sie tat, trotz und ge-
gen ihrer Gewerkschaftsführer, die im 
Grunde Regierungshandlanger sind. 
Dennoch, die Regierung erfüllte die 
meisten ihrer Forderungen während 
des Streiks, weil sie es sich nicht leisten 
kann, diese Art des sozialen Aufstands 
off en niederzuschlagen, denn er ist in 
gewisser Weise ansteckend. Wenn eine 
Fabrik einen Streik anfängt, kann die-
ser sehr leicht von einer zu anderen 
übergehen. Aber natürlich wissen wir 
nicht alles, was in der Fabrik selbst 
passiert. Wir haben keine Organisati-
onen wahrgenommen, aber trotzdem 
ist es sehr wahrscheinlich, dass diese 
Streiks Führer hervorgebracht haben, 
denen die Arbeiter vertrauen, zumin-
dest in manchen Fällen.

Eingangs erwähnten Sie die Gefahr kon-
fessioneller Gewalt oder Spaltungen in-
nerhalb der ägyptischen Gesellschaft. 
Wie nah ist diese Gefahr an der Wirk-
lichkeit?

In jeder Gesellschaft kann man 
konfessionelle oder ethnische Span-
nungen schüren. Ein Land kann ent-
lang dieser Linien sehr leicht ausein-
andergerissen werden, jedes Land der 
Welt. Wir haben die Erfahrung von 
Jugoslawien gesehen und wir sehen es 
im Irak. Ich habe im Irak eineinhalb 
Jahre für die UNO gearbeitet, ich war 
verantwortlich für die Verteilung von 
Nahrung. Ich habe niemals etwas von 
dieser Spaltung Schiiten-Sunniten ge-
hört. Auch wenn wir hier in Ägypten 
kaum Schiiten haben, gibt es Propa-
ganda gegen sie um der Popularität 
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von Nasrallah zu schaden und auch 
in Vorbereitung eines Angriff es gegen 
den Iran, denn die USA versuchen zu-
sammen mit Jordanien, Saudi-Arabien 
und Ägypten eine sunnitische Allianz 
zu schmieden, die mit ihnen und Is-
rael gemeinsam dem neuen Feind Iran 
die Stirn bieten kann. Wir sind sehr 
kritisch der Einmischung des Irans 
im Irak gegenüber, wir sind dagegen, 
wir verurteilen sie, aber wir halten 
den Iran nicht für einen Feind. Wir 
stimmen absolut nicht damit über-
ein, was er im Irak macht, aber wir 
unterstützen seine Position, was nu-
kleare Technologie, Syrien, Palästina 
und den Libanon betriff t. Ich bin ge-
gen Atomwaff en, aber solange Israel 
hunderte solcher Waff en hat, ist es in-
akzeptabel einem einzigen Land in der 
Region die Entwicklung einer solchen 
Technologie zu verbieten.

Wo Sie schon vom Iran sprechen, halten 
Sie einen Angriff  auf den Iran für un-
mittelbar bevorstehend?

Es gibt hier sehr widersprüchliche 
Signale, ich bin mir nicht sicher. Aber 
ich denke, dass sie eventuell zu einem 
Kompromiss fi nden. Es gibt auch die 
Möglichkeit von Luftangriff en, aber 
ich denke nicht, dass ein Krieg und 
eine Besatzung wie im Irak derzeit im 
Iran möglich ist. Israel übt Druck in di-
ese Richtung aus, zumindest für Luft-
angriff e, nicht zuletzt deswegen, weil 
Israel von Anfang an eher an einem 
Angriff  gegen den Iran als gegen den 
Irak interessiert gewesen ist.

Welche Reaktion erwarten Sie vom ägyp-
tischen Volk falls der Iran angegriff en 
wird? Halten Sie die sektiererische Pro-
paganda für so weit vorgedrungen, dass 
sie eine Bewegung verhindern würde?

Das Volk wird dagegen sein. Ver-
gessen wir die Intellektuellen, welche 
ihre Positionen abwägen und nicht 
spontan reagieren, aber das Interes-
sante an den Menschen in den Stra-
ßen, den Cafés ist, dass sie zwar eine 
vielleicht zu einfache Position haben, 
aber dafür eine sehr klare gegen einen 
solchen Angriff .

Wenn wir kurz über internationale Fra-
gen sprechen, wie würden Sie die Situa-

tion in Palästina kommentieren?
Ich bin sehr unzufrieden damit, 

dass Hamas in die Regierung gegan-
gen ist. Widerstand beteiligt sich nicht 
an einer Regierung, solange er nicht 
gewonnen hat. Und nun rutschen sie 
immer weiter zu Kompromissen hin. 
Die PFLP und der Dschihad waren 
kein Teil davon. Die Unterstützung 
des Volkes wird sich wenden.

Hamas hätte sich überhaupt nicht an 
den Wahlen beteiligen sollen?

Sie hätten sich nicht an der Re-
gierung beteiligen sollen. Die Wahl-
en sind eine andere Geschichte. Es 
könnte eine Taktik gewesen sein, um 
zu zeigen wie populär sie sind, aber tat-
sächlich ist die Popularität der Hamas 
ein bisschen aufgebläht, denn die Leu-
te wählten in erster Linie gegen Fatah. 
Nichtsdestotrotz war es ein gutes Zei-
chen, denn es war eine Wahl für den 
Widerstand. Aber in die Regierung zu 
gehen war ein katastrophaler Fehler.

Denken Sie, die PFLP hat die richtige 
Entscheidung getroff en anfangs nicht in 
die Regierung zu gehen?

Ja. Hamas ist jetzt unter sehr 
starkem Druck, von der EU, den ara-
bischen Regierungen, der Fatah. Ich 
weiß nicht wohin das noch führen 
wird.

Glauben Sie, dass es im Libanon immer 
noch eine Möglichkeit gibt die Hizbul-
lah wieder in den existierenden Staat 
zu integrieren?

Nein, Hizbullah ist vorsichtig, sie 
haben jüngst signalisiert, dass sie nicht 
mal mehr Teil von direkten Verhand-
lungen sein wollen, sondern andere für 
sich verhandeln lassen werden. Die Si-
tuation im Libanon ist sehr komplex 
und wären die USA nicht involviert, 
hätte man vielleicht einen Kompro-
miss erreicht. Aber die USA wollen 
diesen Internationalen Gerichtshof, 
der in Wirklichkeit sehr wenig mit 
der Ermordung von Hariri zu tun hat, 
sondern dazu dienen soll Nasrallah los 
zu werden. Deshalb fordern wir von 
Nasrallah auch sehr deutlich zu dem 
anderen internationalen Gericht im 
Irak Stellung zu nehmen, das nicht 
viel anders ist, man muss gegen bei-

de sein. Er hat während der letzten 
Wochen mehrere Erklärungen heraus-
gebracht, die auf der Webseite von 
Al-Manar sind und die in diese Rich-
tung gehen, Unterstützung des ira-
kischen Widerstands, das sind sehr 
gute Schritte in diese Richtung. Viel-
leicht nicht so umfassend wie ich mir 
das wünschen würde, aber immerhin 
die Richtung stimmt. Wir fordern sie, 
es ist dasselbe wie mit der iranischen 
Regierung. Man kann nicht gegen Im-
perialismus sein und gleichzeitig poli-
tische Deckung für die Besatzung im 
Irak liefern.

Was glauben Sie ist die Herausforderung 
für die europäische Linke heute?

Für mich sind wirkliche Linke 
Menschen, die andere Linke respek-
tieren und mit ihnen als aufrichtige 
Verbündete umgehen, zusammenar-
beiten und interagieren. Ich bin davon 
überzeugt, dass der Kampf nicht nur 
lokal begrenzt ist. Ich verfolge, was in 
Europa passiert. Die Entwicklung der 
wirklich linken Bewegungen in Euro-
pa ist sehr wichtig, sie ist unsere Hoff -
nung, nicht dass sie unsere Probleme 
lösen wird, sondern dass sie Teil un-
seres gemeinsamen Kampfes ist. Aber 
seien wir ehrlich. Um wirklich ernst-
haft zu arbeiten, muss man dem eige-
nen Land die Priorität einräumen, das 
bedeutet nicht internationale Fragen 
zu negieren. Ich glaube nicht, dass 
man immer nur eine Sache auf einmal 
machen kann. Es gibt nicht so etwas 
wie eine sequentielle Abfolge von Auf-
gaben, das ist lächerlich und dumm, 
es zeugt von Ignoranz, wenn man so 
denkt. Der Kampf ist komplex und 
man kann interne von äußeren Fak-
toren nicht trennen, und die äußeren 
Faktoren werden immer wichtiger, was 
jedoch nicht dazu berechtigt innere 
Fragen zu vernachlässigen.

Vielen Dank für das Gespräch.

Das Interview führte Doris Höfl mayer.

Kairo, 26. Februar 2007
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Die Opposition gegen die Mubarak-Dik-
tatur scheint geschwächt worden zu sein, 
insbesonders Kifaya?

Das Regime setzt alles daran, den 
Sohn des Präsidenten dem Vater nach-
folgen zu lassen. Die vorgeschlagenen 
Verfassungsänderungen dienen dazu, 
die Th ronfolge zu ermöglichen. Das 
hat eine Orientierungslosigkeit, eine 
Depression unter den linken Intellek-
tuellen und den Kifaya nahestehenden 
Oppositionsfi guren ausgelöst. Oft se-
hen sie keine andere Möglichkeit als 
sich der Muslimbruderschaft als stär-
kster politischer Kraft im Land anzu-
schließen. Denn die regierende Natio-
nale Demokratische Partei kann nicht 
als politische Organisation verstanden 
werden, sondern als Staatsicherheit, 
die sieben Millionen Menschen und 
davon eine Million Soldaten beschäf-
tigt. Oder sie nehmen an der Brot-In-
tifada teil: Wir haben heute eine sehr 
gespannte soziale Lage, es gab eine Rei-
he von wilden Streiks, gegen die offi  -
zielle Gewerkschaft, die vollkommen 
vom Staat kontrolliert wird. Die tiefe 
Kluft zwischen diesen sozialen Kräf-
ten und der politischen Opposition 
ist vor allem der scharfen Repression 
geschuldet.

Wie reagiert Kifaya auf diese Situati-
on?

Wir konzentrieren uns auf den 
Boykott des Verfassungsreferendums 
vom 7. April. Wir schlagen unter dem 
Namen „Ein neues Zeitalter – eine 
neue Verfassung“ eine Oppositions-
kampagne vor, die für ein friedliches 
Ende dieses Regimes durch eine drei-
jährige Übergangsperiode eintritt, in 
der die demokratischen Rechte eta-
bliert, freie Wahlen durchgeführt und 
eine neue Verfassung entworfen wer-

den sollen. Kifaya richtet sich dabei 
hauptsächlich an die Bewegung der 
Richter, die Muslimbruderschaft und 
die anderen radikalen Parteien, die 
nicht vom Regime anerkannt sind, wie 
Karama, die Revolutionären Sozia-
listen, Amal, Wasad usw.

Welche Rolle spielt die Muslimbruder-
schaft?

Die Muslimbruderschaft ist eine 
religiöse Kraft, die sich nur sehr vor-
sichtig in die Politik vorwagt. Wenn 
man sie an ihren Positionen zur Wirt-
schaft misst, die sich von jenen der 
Regierung um nichts unterscheiden, 
könnte man sie als rechte Kraft be-
zeichnen. Die Widersprüche mit dem 
Regime eröff nen sich an der Frage der 
Beziehung zu Israel und den USA, so-
wie den Bürgerrechten und insbeson-
dere den politischen Freiheiten. Hier 
versuchen wir anzusetzen.

Wie reagiert die Muslimbruderschaft auf 
die Verfassungsänderung?

Natürlich sind sie dagegen, denn 
es dürfen nur anerkannte Parteien 
bei Wahlen antreten und diese Lizenz 
hängt vor der Willkür des Regimes ab. 
Ihnen wird durch einen eigens auf 
sie zugeschnitten Passus die Anerken-
nung verweigert, nachdem die Reli-
gion nicht Basis einer Partei sein darf. 
Das ist die Reaktion des Regimes auf 
den Wahlerfolg der Muslimbruder-
schaft vom Dezember 2005.

Sind die radikalen Kräfte erfolgreich in 
ihrem Versuch die Bruderschaft zur Ko-
operation zu bewegen?

Bislang zögern sie. Es gibt im Füh-
rungsrat der Bruderschaft zwar einen 
politischen und auch aktivistischen 
Flügel, der die Zusammenarbeit mit 

Kifaya und anderen demokratischen 
Parteien sucht. Doch die Mehrheit 
fürchtet schlicht und einfach die Kon-
frontation mit dem Regime. Die Bru-
derschaft war sehr harten Angriff en 
ausgesetzt. Auch im Moment wird 
gegen sie ohne Pardon vorgegangen. 
Dreihundert ihrer führenden Kader 
sitzen im Gefängnis und es muss da-
von ausgegangen werden, dass sich die-
se Angriff e fortsetzen. Es gibt Persön-
lichkeiten der Bruderschaft, die aktive 
Mitglieder bei Kifaya sind, selbst von 
der höchsten Führung. Aber die alte 
Führung, die vom antipolitischen Kli-
ma unter Nasser geprägt wurde, hat 
ein anderes Herangehen an die Sache. 
Wir hatten viele Treff en mit der Bru-
derschaft, sie versprechen immer, un-
sere Vorschläge zu prüfen. Gegenwär-
tig arbeiten wir zusammen, was die 
Interessensvertretung der Ingenieure 
betriff t, die praktisch verboten wurde. 
Aus diesem Anlass hätte vor kurzem 
eine Demonstration stattfi nden sollen, 
aber die Muslimbruderschaft erschien 
einfach nicht, da sie damit bedroht 
worden war, dass ihre Teilnehmer al-
lesamt verhaftet würden. Doch am 
Ende werden sie keine andere Wahl 
haben als mit uns zu gehen. Die USA 
betreiben eine Kampagne, nicht mit 
der Bruderschaft zu kooperieren und 
dementsprechend isoliert sie das Re-
gime immer mehr.

Kairo, Februar 2007

Das Interview führte Doris Höfl mayer.

Thronfolge, Brot-Intifada 
und Unterdrückung

Zur Situation der oppositionellen Bewegung in Ägypten

Interview mit Abdel Halim Qandil, Chefredakteur der nasseristischen 
Zeitung Karama und einer der führenden Figuren von „Kifaya“ („Ge-
nug“), der linken und demokratischen Opposition, die sich als Reakti-
on auf seine Folterung und Verschleppung bildete.
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Angeblich um die Gewalt, die Tag für 
Tag den Irak erschüttert, von Kur-
distan fernzuhalten wird immer öf-
ter nicht-kurdischen Reisenden an 
den Einfahrten zu Städten, die von 
den südkurdischen Parteien verwal-
tet werden, die Weiterfahrt verboten. 
Die an den Kontrollpunkten statio-
nierten Peschmergas (kurdischen Mi-
lizionäre) fahnden in Sammeltaxen 
systematisch nach Arabern, um sie 
entwürdigenden Befragungen und 
Durchsuchungen zu unterziehen, von 
denen auch Frauen und Alte nicht aus-
genommen werden. Nur wer einen 
konkreten Grund für seinen Besuch 
vorweisen kann, hat überhaupt eine 
Chance auf eine Betretenserlaubnis. 
Nach dem Bombenanschlag vom 9. 
Mai 2007 im Stadtzentrum von Er-
bil vor dem Innenministerium, bei 
dem fünfzehn Menschen ums Leben 
gekommen sind, hat man sich eine 
neue Schikane ausgedacht: Ab sofort 
müssen Fahrzeuge einen Aufkleber der 
Region Kurdistan tragen, um am Ein-
gang von Erbil durchgelassen zu wer-
den. Diesen Aufkleber bekommen nur 
Halter von Personenkraftwagen, die in 
Kurdistan zugelassen sind, für eine Ge-
bühr von 500 US$.

Aber nicht nur in den Landestei-
len, die offi  ziell unter kurdischer Ho-
heit stehen, sondern überall dort, wo 
Kontrollposten mit Peschmergas be-
setzt sind, die je nach Bedarf mal als 

Polizisten, mal als Soldaten funktio-
nieren, gilt kurdisches Wegerecht. So 
stehen auf der Hauptstrecke zwischen 
Mosul und Kirkuk irakische Wachpo-
sten, die leicht an der Flagge zu erken-
nen sind, während die Kontrollpunkte 
auf der Nebenstrecke ohne Fahnen 
also von Peschmerga besetzt sind, die 
die irakische Fahne nicht anerkennen. 
An letzteren werden nur “genehme“ 
Fahrzeuge durchgelassen. Aus diesem 
Grunde müssen Nicht-KurdInnen, 
die in den Nordteil Kirkuks wollen, 
die halbe Stadt umfahren, bis sie an 
einen Kontrollpunkt kommen, der 
sich nicht in den Händen der kur-
dischen Milizen befi ndet. Das ist, was 
Mesud Barzani unter einem demokra-
tischen pluralistischen Kurdistan ver-
steht. Es ist nicht schwer sich vorzu-
stellen, was die Menschen erwartet, 
wenn nach dem Kirkuk-Referendum 
die kurdischen Parteien die uneinge-
schränkte Macht über die gesamte Re-
gion haben werden.

Die jüngste Anschlagswelle im 
Nordirak fällt zeitgleich mit einer Dis-
kussion im irakischen Parlament über 
eine Verschiebung des geplanten Kir-
kuk-Referendums, in dem über die 
Annektierung Kirkuks abgestimmt 
werden soll, um keine weiteren eth-
nischen Spannungen zu provozieren. 
Dagegen behaupten kurdische Politi-
ker wie Barzani, die schnelle Anbin-
dung Kirkuks an Kurdistan sei nötig, 

um ethnische Gewalt zu vermeiden. 
Wie zur Bekräftigung seiner Worte 
kommt es in Kurdistan zu den blu-
tigsten Anschlägen seit mehreren Jah-
ren. So werden nur wenige Tage nach 
der Explosion von achthundert Kilo-
gramm TNT in Erbil in der Kleinstadt 
Maxmur, sechzig Kilometer südlich 
von Erbil von einem mit Sprengstoff  
beladenen Wagen über fünfzig Men-
schen in den Tod gerissen. Dass gerade 
jetzt zwei so schwere Anschläge verübt 
werden können, während sonst jede 
Handtasche kontrolliert wird, hinter-
lässt bei allem Bedauern für die Opfer 
einen bitteren Nachgeschmack.

Die Angst, einer (vermeintlichen) 
Bedrohung von außen ausgesetzt zu 
sein, hat zudem einen zusammen-
schweißenden Eff ekt im Inneren. In 
den letzten Tagen hört man keine 
Kritik an der Praxis der politischen 
Führung. Niemand redet mehr von 
Korruption, Cliquenwirtschaft und 
Machtmißbrauch. Die Gewalt hat den 
politischen Führern eine Ruhepause 
verschaff t, die ihnen nicht ungelegen 
kommen kann. Die off ensichtlichen 
Parallelen zwischen der heutigen Lage 
in Südkurdistan und der Phase nach 
dem 11. September 2001 lassen nichts 
Gutes für die nächste Zukunft erwar-
ten.

Fatma Salih Osman
Maxmur Organisation für Menschenrechte

Bagdad, 19. Mai 2007

Zutritt nur für Erlauchte
Ein Quasi-Visum für Kurdistan
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PeaceMaker ist ein 
Videospiel. Aber eines, bei 
dem der Spaß aufhört.

Man kann wählen, ob man die Rol-
le des palästinensischen Präsidenten 
oder des israelischen Premierministers 
spielen will und hier liegt auch schon 
das erste Problem: Um das Spiel zu 
gewinnen, muss man dem Land Frie-
den bringen und die Zwei-Staaten-Lö-
sung durchsetzen. Das Spiel sugge-
riert also die am weitesten akzeptierte 
Mainstream-Lösung. Überraschend 
ist, dass das Spiel einen insgesamt dif-
ferenzierte Herangehensweise an die 
aktuelle Situation propagiert, auch 
wenn die Spieler beider Seiten mit glei-
chen Rechten ausgestattet sind – und 
wir wissen, dass die Realität ganz an-
ders aussieht.

Natürlich, von einem politischen 
Standpunkt aus betrachtet, ist es in-
akzeptabel, dass im Spiel beide Seiten 
die gleichen Chancen haben, denn 
das entspricht nicht der tatsächlichen 
Situation. Das Spiel geht auch davon 
aus, dass beide Seiten den Frieden wol-
len, was ebenfalls nicht der Realität 
entspricht. In Wirklichkeit spielt Is-
rael nach seinen eigenen Reglen, ist 
ein schlechter Spieler und ein noch 
schlechterer Verlierer und mogelt in 
jeder Runde.

Interessant ist die Erfahrung, wel-
che die Hersteller des Spiels gemacht 
haben, als sie Dani Yatom, einen isra-
elischen General und früherern Kopf 
des Mossad, PeaceMaker spielen lie-
ßen. In Antwort auf ein Selbstmor-
dattentat begann er eine Reihe von 
militärischen Operationen, zunächst 
Bombardieruungen, dann eine Bode-
noperation und schließlich die Ver-
hängung einer Ausgangssperre. Als 
es um Diplomatie ging, setzte Yatom 
die Palästinenser unter Druck und 
verlangte Aktionen gegen die Wider-
standskämpfer. Er verlor, eine drit-
te Intifada brach los und schließlich 
behauptete er, das Spiel sei „unrea-
listisch“.

Charlotte Malterre

Freilassung von drei 
AktivistInnen der türkischen 
Befreiungsbewegung in Belgien

„Verfahrensfehler“ im 
Terror-Prozess in Belgien

Am 19. April wurde das Urteil über vier 
aus der Türkei stammende Aktivisten 
(bei dreien Haftstrafen wegen angeb-
licher Mitgliedschaft in der DHKP-C 

– Revolutionäre Volksbefreiungsfront) 
vom belgischen Richter Forier auf-
gehoben. Die Anwälte der Verurteil-
ten hatten beharrlich auf Unregelmä-
ßigkeiten in dem Verfahren, das von 
Richter Freddy Troch geleitet worden 
war, hingewiesen. Die Freigelassenen 
Şükriye Akar, Bahar Kimyongür und 
Musa Asoğlu gaben sich auf einer Pres-
sekonferenz mit dem Ergebnis zufrie-
den, erklärten jedoch, dass die Basis 
für ihre haarsträubende Prozesse und 
Verurteilung die belgischen „Antiter-
rorgesetze“ seien, die nach wie vor in 
Kraft seien. Şükriye berichtete von 
der Isolationshaft, der sie unterwor-
fen worden war, sowie von Misshand-
lungen. Musa wies darauf hin, dass es 
sich bei dem Prozess um keine recht-
liche, sondern vielmehr um eine poli-
tische Sache handele. Der Prozess wird 
voraussichtlich in einem Jahr wieder 
aufgenommen werden. 
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 34 Sie könnten sehr viel mehr tun, zum 
Beispiel Geld sammeln, gegen ihre Re-
gierung demonstrieren oder die Schlie-
ßung der irakischen Botschaften er-
zwingen. Aber sie wissen, dass da die 
rote Linie der Unterstützung des Ter-
rorismus ist, wie sie die USA gezogen 
haben. Wir wissen aus Algerien und 
Palästina, wie wichtig internationa-
le Unterstützung ist und wir haben 
selbst materielle Solidarität geleistet. 
Wir haben hohe Summen gesammelt 
und auch heute wäre das einfache Volk 
dazu bereit. Aber keiner traut sich für 
den irakischen Widerstand Geld zu 
sammeln. Eigentlich betrügen die-
se Führer ihre Anhänger, denn die-
se nehmen an, dass sie geheime Un-
terstützung gewähren. Aber ich kann 
Ihnen versichern, dass wir von nie-
manden nennenswerte ausländische 
Hilfe erhalten.

Paris, Juli 2007
Das Interview führte Willi Langthaler. 
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Zweifellos ist die Teilnahme 80.000 
Demonstrierender am 2. Juni in Ro-
stock zu begrüßen. Massendemonstra-
tionen mit breiter internationaler Be-
teiligung sind in Deutschland längst 
kein Kulturgut. Dass die Demons-
tration in einer menschenleeren Stadt 
fernab vom Ort des Gipfels stattfand, 
kann den Veranstaltern natürlich nicht 
vorgeworfen werden, sondern ist ein-
zig und allein auf die massiven Restrik-
tionen zurückzuführen, für die ein re-
aktionärer Bundesinnenminister und 
eine nicht minder reaktionäre Regio-
nal-SPD verantwortlich zeichnen.

Allerdings muss die Frage nach den 
(fehlenden) Inhalten der Demonstrati-
on gestellt werden. Dass man gegen G8 
ist, ist angekommen. Aber wofür ist 
man? Die allgemein-unverbindliche 
Floskel einer „besseren“ oder „ande-
ren Welt“ ist schnell aufgestellt. Doch 
was sind die konkreten Forderungen 
hin zu einem alternativen Weltsystem? 
Auch unter Berücksichtigung der Tat-
sache, dass eine Demonstration kein 

Seminar ersetzen kann, muss die Frage 
gestellt werden, warum bei einem De-
mozug mit 80.000 Menschen weder 
der Kampf im Nahen Osten noch in 
Lateinamerika (insbesondere Venezue-
las) eine Rolle gespielt haben. Dass die 
Menschen in den arabischen Ländern 

– nicht weniger als das globale Haupt-
angriff sziel Euroamerikas – ein Recht 
auf Widerstand haben? Fehlanzeige 
in Rostock! Mag es vereinzelt antago-
nistische Forderungen oder Redebei-
träge gegeben haben, der Grundtenor 
der Demonstration verblieb im Un-
konkreten.

Es geht hier nicht darum, etwa 
ökonomische oder antirassistische 
Forderungen klein zu reden. Aber wie 
lässt sich das Grundübel dieser Epoche, 
die imperiale Weltkriegsordnung, be-
kämpfen, ohne die realen Gegenkräfte 
dieser Ordnung zumindest zu benen-
nen? Die unausgesprochene, aber al-
les überschattende äquidistante Hal-
tung „Nein zu US-Kriegen und Nein 
zu militärischem Widerstand“ hilft 

den links- wie rechtsliberalen Men-
schenrechtsbombern und führt gera-
dewegs in den politischen Untergang 
der Linken.

Was bleibt? Eine bis ins Mark sy-
stembejahende Attac distanziert sich 
aufs Entschiedenste von Militanz und 
redet so den Schäubles und Caffi  ers 
das Wort, die bereits laut über den Ein-
satz von Gummigeschossen und para-
militärischen Einheiten nachdenken 
dürfen. Man mag über die politische 
Sinnhaftigkeit von Straßenmilitanz 
je nach Fall unterschiedlicher Ansicht 
sein. Wir maßen uns jedenfalls nicht 
an, moralisch zu verurteilen, dass es 
gelegentlich auch in der Ersten Welt 
etwas rappelt.

Im Falle Rostocks sagen wir, dass 
organisierte Militanz kombiniert mit 
deutlich mehr inhaltlicher Schärfe der 
bessere, wenn nicht der beste Weg ge-
wesen wäre.

Initiativ e.V., Juni 2007

Ausnahmezustand und 
viel Bewegung, aber wenig Inhalt!

Anti-G8-Proteste in Rostock verbleiben auf dem 
Niveau einer allgemeinen Unmutsäußerung

vorzugehen. Weiters werden die inner-
palästinensischen Konfl ikte verfolgt, 
die den Ausverkauf palästinensischer 
Interessen durch die PLO betrafen. 
Dabei vertrat die Hamas über Jahre 
hinweg die konsistente Position, dass 
die Beendigung der Besatzung Grund-
voraussetzung für jegliche Konfl iktlö-
sung sein müsse. In diesem Sinne wur-
den die Oslo-Verträge abgelehnt.

Als gewählte politische Vertretung 
des palästinensischen Volkes ist für 
Helga Baumgarten die Hamas der An-
sprechpartner, der für die Zukunft der 
Region von Bedeutung ist. Der im 
letzten Jahr stereotyp vorgebrachten 
Forderung nach Anerkennung des 

Existenzrechts Israels durch die Ha-
mas und der unmenschlichen Boy-
kottpolitik gegenüber einem Volk und 
seiner legitimen Regierung, weil diese 
Anerkennung nicht so erbracht wurde 
wie gewünscht, hält Baumgarten ein 
Zitat von Isma’il Haniyyah vom 26. 
Februar 2006 entgegen: „Wenn Israel 
erklärt, dass es dem palästinensischen 
Volk einen Staat ermöglicht und ihm 
seine Rechte zurückgibt, dann sind 
wir bereit, Israel anzuerkennen.“ Au-
ßerdem wurde zum Zeitpunkt des Re-
gierungsbeginns der Waff enstillstand 
von 2005 akribisch eingehalten und 
der Abschluss eines Waff enstillstands 
impliziert laut Baumgarten die Aner-

kennung des betroff enen Staates. So 
sachlich und nüchtern argumentiert 
Helga Baumgarten insgesamt in ihrer 
Aufarbeitung der Geschichte der Ha-
mas. Ein lesenswertes Buch im Kampf 
gegen Ignoranz und westliche Arro-
ganz, ein Beitrag gegen die Islamo-
phobie!

Elisabeth Lindner-Riegler
Helga Baumgarten: Hamas – Der politische Is-
lam in Palästina. Heinrich Hugendubel Verlag, 
Kreuzlingen/München 2006, 256 Seiten.

Helga Baumgarten lehrt Politikwissenschaften 
an der Universität Birzeit in Palästina und lebt 
in Ost-Jerusalem.

Elisabeth Lindner-Riegler lebt in Wien und ist 
in der Palästina-Solidaritätsbewegung aktiv.
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Im Jänner 2006 wählte das palästinen-
sische Volk in demokratischen Wahl-
en seine Vertretung. Die Hamas, die 
zu den Wahlen mit einer Liste un-
ter dem Namen „Veränderung und 
Reform“ angetreten war, gewann mit 
überwältigender Mehrheit. Analysen 
zeigen, „dass die Hamas für die paläs-
tinensische Gesellschaft vor allem den 
Widerstand gegen die fortgesetzte is-
raelische Besatzungsherrschaft sym-
bolisierte, während Fatah zusehends 
für eine nicht mehr akzeptierte Po-
litik der Kompromisse, ja des nati-
onalen Ausverkaufs, oft auf der Ba-
sis kurzfristiger persönlicher Vorteile, 
stand. Religiöse Gründe scheinen bei 
der Entscheidung für die Hamas eine 
untergeordnete Rolle gespielt zu ha-
ben.“ (S. 180)

Kaum waren die Lobeshymnen auf 
die vorbildlich demokratischen Wahl-
en vorbei, „da begann auch schon die 
Phase der harten und gnadenlosen 
Machtpolitik, in der kein Respekt 
mehr blieb für die demokratischen 
Entscheidungen armer, schwacher 
und unterdrückter Gesellschaften im 
Süden des Weltsystems. Zwar war der 
Norden großzügig genug gewesen, der 
Hamas eine Teilnahme an den Wahl-
en zu erlauben. Einen Wahlsieg hatte 
dieser Deal jedoch nicht eingeschlos-
sen.“ (S. 184)

Mit diesen Stellungnahmen 
schließt Helga Baumgarten ihre Ana-
lyse der Hamas als einer Bewegung, 
die ideologisch und programmatisch 
dem politischen Islam zuzurechnen 
ist und untrennbar mit der Geschich-
te der palästinensischen Gesellschaft 
der letzten zwanzig Jahre verbunden 
ist, ab. Das Buch ist lesenswert für alle, 
die Genaueres über diese Entwicklung 
wissen wollen. Es wäre jedoch beson-
ders lesenswert für diejenigen, die sich 
auf die westlichen Medien beziehen, 
wenn sie die Hamas als fundamentali-
stische Terrororganisation abstempeln, 
die die palästinensische Gesellschaft 
ins fi nsterste Mittelalter katapultieren 

würde, oder für diejenigen, die jede 
Denkarbeit ablehnen, weil sie darauf 
beharren, dass diese Organisation von 
Israel in die Welt gesetzt und gefördert 
wurde. So oder so, ob von Links oder 
Rechts, der Hamas als komplexer Or-
ganisation mit komplexer Geschich-
te wird nicht Rechnung getragen und 
die ungeheuerliche Boykottpolitik ge-
genüber dem palästinensischen Volk 

– wegen seiner Entscheidung für die 
Hamas – wird somit toleriert oder gar 
gutgeheißen.

Im Februar 1993 erklärten die USA 
die Hamas zur Terrororganisation, im 
September 2003 folgte ihr die EU in 
dieser Entscheidung. Als Gründe da-
für werden die Gewaltbereitschaft der 
Hamas und ihre Nichtanerkennung 
des Existenzrechts Israels angeführt. 
Helga Baumgarten stellt diese Argu-
mente in den Kontext, der sich eigent-
lich logisch ergibt. Das ist die seit vier-
zig Jahren andauernde Besatzung, die 
Gewalt seitens der Besatzungsmacht, 
oder die trotz aller Verträge intensi-
vierte Siedlungspolitik in den besetz-
ten Gebieten. Helga Baumgarten hält 
fest: „Weder Israel noch der Westen 
waren damals wie heute bereit anzu-
erkennen, dass auch die Palästinen-
ser legitime Forderungen haben. Vor 
dem Hintergrund einer Welle der Is-
lamophobie, die alles niederzureißen 
scheint, gesteht man den Palästinen-
sern und in besonderem Maße der 
Hamas nicht zu, dass auch sie nach 
Gerechtigkeit streben, dass sie Aner-
kennung als gleichberechtigter Part-
ner am Verhandlungstisch wollen.“ (S. 
160)

Es werden die Waff enstillstandsan-
gebote der Hamas im Laufe der Jahre 
angeführt und ihre faktische Nichtbe-
achtung als verspielte Chancen Israels 
und des Westens für einen Friedens-
prozess gesehen.

Sehr ausführlich und mit Ori-
ginaldokumenten im Anhang – wie 
zum Beispiel der Charta der Hamas 
von 1988 oder dem Programm zu den 

Wahlen von 2006 – wird die wechsel-
volle Geschichte der Hamas seit ihrer 
Gründung im Dezember 1987 durch 
die Muslimbrüder im Gazastreifen 
dokumentiert. Unter dem Druck der 
Ereignisse und der Militanz des Isla-
mischen Jihad gelangten die Muslim-
brüder zur Meinung, die Zeit sei ge-
kommen, mit der Waff e in der Hand 
gegen die israelische Besatzung zu 
kämpfen. Sie reklamierten im Wett-
streit mit der PLO für sich, „1987 den 
Aufstand gegen die israelische Besat-
zung begonnen zu haben und für die 
erste palästinensische Intifada verant-
wortlich zu sein.“ (S. 40)

Bis zu diesem Zeitpunkt lag der 
Schwerpunkt der Arbeit auf dem Auf-
bau von Institutionen und Wohltätig-
keitsorganisationen, der Erziehungs- 
und Mobilisierungsarbeit. Aus dieser 
Zeit stammen auch die Vorwürfe der 
Kollaboration mit Israel. Helga Ba-
umgarten geht auf diese ein: „Die is-
raelische Politik gegenüber den pa-
lästinensischen Muslimbrüdern im 
Zeitraum von 1967 bis 1987/88 kann 
am besten als eine „Politik der freund-
lichen Duldung“ charakterisiert wer-
den. Sie muss jedoch immer im Zu-
sammenhang mit Israels politischer 
Strategie des Teile-und-herrsche-Prin-
zips gesehen werden. Ein weiteres 
Motiv erklärt die Zurückhaltung der 
Besatzungsmacht im Umgang mit pa-
lästinensischen muslimischen Orga-
nisationen. Israel versuchte, etwa bis 
Ende der achtziger Jahre, zu verhin-
dern, dass der schon schwer zu kon-
trollierende nationale Konfl ikt zu ei-
ner völlig unkalkulierbaren religiösen 
Auseinandersetzung eskalierte.“ (S. 73) 
Mit dem Ausbruch der Intifada war 
es mit der „freundlichen Duldung“ 
der Muslimbrüder / Hamas endgül-
tig vorbei.

Auch die Selbstmordattentate stellt 
Helga Baumgarten in den Kontext der 
Ereignisse als Antwort auf das Massa-
ker von Hebron und die Weigerung Is-
raels, gegen die extremistischen Siedler 

Buchrezension

Hamas – Der politische Islam in Palästina
von Helga Baumgarten

Fortsetzung auf Seite 47
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Bitte frei-
machen

 Ich will regelmäßig Informationen über 
die Aktivitäten der Antiimperialistischen 
Koordination (AIK) per E-Mail.

 Ich will die Zeitschrift „Intifada“ abon-
nieren (5 Zusendungen: 10 Euro).

 Ich will ein Förder-Abo der „Intifada“ (5 
Zusendungen: 20 Euro)

 Ich will die „Intifada“ Nr. ____ nach-
bestellen.

Name:  _______________________

Adresse:  _______________________

  _______________________

Plz., Ort:  _______________________

E-Mail:  _______________________

An die

Antiimperialistische
Koordination

Postfach 23
A-1040 Wien
Österreich

Bestellungen per E-Mail (aik@antiimperialista.org) werden ebenfalls gerne entgegengenommen.
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Wien; Druck: Print factory, Wien. Off enlegung 
gemäß §25 Mediengesetz der Republik Österrei-
ch: Medieninhaber, Herausgeber und Verleger: 
Verlag „Edition Der Keil“, Gußhausstraße 14/3, 
1040 Wien. Grundlegende Richtung: Für einen 
gerechten Frieden im Nahen Osten.

In eigener 
Sache

Die Antiimperialistische Koordination 
(AIK) ist ein Zusammenschluss ver-
schiedener antiimperialistischer Kräf-
te, der zur Koordinierung des Kampfs 
dient und jedes Jahr ein internationales 
antiimperialistisches Sommerlager or-
ganisiert. Unmittelbar nach Ausbruch 
der neuen Intifada im September 2000 
gründete sich die Antiimperialistische 
Koordination für Palästina als Unterko-
mitee zum Zweck einer ständigen Soli-
daritätskampagne.

Die AIK sieht in der Errichtung 
eines einheitlichen, demokratischen 
Staates auf dem Gebiet des historischen 
Palästina, der allen Ein woh ner In nen, 
unabhängig von Herkunft oder Reli-
gionszugehörigkeit, gleiche Rechte ga-
rantiert, die einzig mögliche langfristige 
und dauerhafte Lösung des Konfl iktes. 
Sie stellt sich damit in die Tradition der 
pa läs ti nen si schen Befreiungsbewegung 
und von Teilen der antizionistischen 
israelischen Linken. Die AIK betrach-
tet sich dennoch als Teil jener Solidari-
tätsbewegung, die sich nach Ausbruch 
der Zweiten Intifada auf Grundla-
ge der pa läs ti nen si schen Forderungen 
nach Rückzug Israels aus den besetz-
ten Gebieten, Abbau aller israelischen 
Siedlungen, Rückkehrrecht für alle 
vertriebenen Palästinenserinnen und 
Palästinenser sowie Errichtung eines 
souveränen palästinensischen Staates im 
Westjordanland und Gazastreifen mit 
Jerusalem als Hauptstadt mobilisierte. 
Auch wenn diese Forderungen – wie die 
Erfahrung der Oslo-Abkommen gezeigt 
hat – keine dauerhafte Lösung ermögli-
chen, ist eine Zusammenarbeit auf die-
ser Basis möglich und wünschenswert.

Die AIK versteht die Zeitschrift Inti-
fada als Forum für Information und Dis-
kussion und will damit einen Beitrag zur 
Zusammenarbeit der mit der palästinen-
sischen Bewegung solidarischen Kräfte 
im deutschsprachigen Raum leisten. In 
diesem Sinne nehmen wir gerne Diskus-
sionsbeiträge zur Veröff entlichung entge-
gen. Namentlich gekennzeichnete Artikel 
müssen daher nicht der Meinung der Re-
daktion entsprechen.

Kontakt 
und Abo

www.antiimperialista.org
aik@antiimperialista.org

Antiimperialistische Koordination
Postfach 23, 1040 Wien, Österreich

Bank: psk (1018 Wien)
Konto-Nr. 92 125 137
Bankleitzahl: 60 000
bic: opsk at ww
iban: at 646 000 000 092 125 137

Hinweis: Seit 1. Juni 2003 kommen für 
Überweisungen auf Konten innerhalb 
der eu in Euro dieselben Entgelte wie 
im Inland zur Anwendung, wenn fol-
gende Bedingungen erfüllt sind:
 • bic und iban sind korrekt angegeben
 • Auftraggeber und Empfänger übernehmen 

die eigenen Inlandsentgelte.

Intifada-Abonnement:
5 Zusendungen – 10 Euro

Institutionen bzw. Förderabo:
5 Zusendungen – 20 Euro

Österreichisch-Arabisches 
Kulturzentrum (OKAZ)

Gußhausstraße 14/3, 1040 Wien
Regelmäßig Veranstaltungen, Sprach-, 
Musik- und Tanzkurse
täglich von 12 bis 22 Uhr geöff net
Anzeige

Redaktion & 
Impressum

Redaktion: Mar ga re the Ber ger, Do-
ris Höfl  may er, Willi Langthaler, Eli-
sa beth Lind ner-Rieg ler, Mu ham mad 
Abu rous, Son ja Tschur lo vits
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